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Wie kann es sich unsere Ge-
sellschaft weiterhin erlauben, 
Institutionen unnützen Den-
kens zu alimentieren? Das 
fragt sich unser Rathauskater 
angesichts des sprachlichen 
Furors, mit dem jahrhunderte- 
alte Redensarten durch Vega-
nersprech ersetzt werden. S. 15

Glauber: Postfilialen  
in der Fläche erhalten

Kommunen brauchen Mitspracherecht  
bei automatisierten Poststationen

Das Bayerische Verbraucherschutzministerium setzt sich für 
den Erhalt von Postfilialen mit Personal in der Fläche ein. Bay-
erns Verbraucherschutzminister Thorsten Glauber betonte da-
zu in München: „Digitalisierung ist gut und wichtig. Allerdings 
darf die Digitalisierung nicht zu Lasten von Menschen mit be-
sonderen Bedürfnissen gehen.“

Digitalisierung sollte ergänzend dort eingesetzt werden, wo 
sie einen echten Mehrwert bedeutet. Postdienstleistungen ge-
hören zur Daseinsvorsorge. Es gibt Menschen, die auf eine per-
sönliche Beratung und Unterstützung beim Versand von Pake-
ten und Briefen angewiesen sind. Wir setzen uns für gleichwer-
tige Lebensverhältnisse in Stadt und Land ein. Gerade im ländli-
chen Raum sind die Wege zur nächsten Postfiliale oftmals weiter 
entfernt. Deshalb muss sichergestellt sein, dass Postfilialen in 
der Fläche bei Bedarf weiterhin mit Personal betrieben werden. 
Die Kommunen kennen die Situation vor Ort am besten. Deshalb 
brauchen sie ein echtes Mitspracherecht vor der Einführung von 
automatisierten Poststationen“, so der Minister weiter.

Die Bundesregierung sieht in ihrem Entwurf zur Modernisie-
rung des Postrechts vor, dass personalbetriebene Postfilialen 
unter bestimmten Voraussetzungen durch automatisierte Post-
stationen ersetzt werden können. Das Gesetz bedarf der Zu-
stimmung durch den Bundesrat. Das Bayerische Verbraucher-
schutzministerium hat bereits einen entsprechenden Ände-
rungsantrag im Bundesratsverfahren dazu eingebracht.  r

Sitzung des bayerischen Kabinetts:

Masterplan für eine Asylwende
Bayern will mit mehreren Bundesratsinitiativen eine schon 
seit langem geforderte Verschärfung der Asyl- und Migra- 
tionspolitik erreichen. „Deutschland braucht eine Asyl-
wende“, erklärte Ministerpräsident Dr. Markus Söder. 
Man sage Ja zur Menschlichkeit, aber entschlossen Nein 
zu einer unkontrollierten Zuwanderung. Es brauche eine  
Integrationsgrenze, ergänzte Söder. Innenminister Joachim 
Herrmann zufolge muss sich diese Grenze am Leistungs- 
und Integrationsvermögen der Kommunen orientieren, 
etwa was Schulen und Kitas angeht. „Die Asylbewerber-
zahlen müssen wieder deutlich sinken.“

Damit der Migrationsdruck 
spürbar abnimmt, seien nun 
rasch zentrale Weichenstel-
lungen durch den Bund und ei-
ne grundlegende Wende in der 
Asylpolitik erforderlich. Die 
Staatsregierung ruft die Bundes-
regierung auf, folgende Maß-
nahmen zu ergreifen, um die 
Länder und Kommunen nach-
haltig zu entlasten:

Maßnahmenkatalog

1. Änderung des Asylrechts: 
Deutschland kann seiner hu-
manitären Verantwortung nur 
dann weiterhin gerecht wer-
den, wenn seine begrenzten 
Ressourcen zielgerichtet für 
die Menschen eingesetzt wer-
den, die tatsächlich schutzbe-
dürftig sind. Deshalb fordert 
die Staatsregierung entspre-
chende Rechtsänderungen, da-
mit der nationale Gesetzgeber 
mehr Spielraum erhält. Statt in 
Deutschland bei internationa-
len Krisen individuell und un-
begrenzt Schutz zu gewähren, 
könnte man künftig mit festen 
Aufnahmezusagen der EU ar-
beiten. Zudem wird die Bun-
desregierung aufgerufen, die 
Spielräume zu nutzen, um mehr 
Straftäter von einem Schutzsta-
tus auszuschließen.
2.Konsequenter Grenzschutz: 
Nach Zahlen des Bundes kom-

men rund zwei Drittel der Asyl-
bewerber nach Deutschland, 
ohne vorher in einem anderen 
europäischen Land registriert 
worden zu sein. Mit dem Ent-
schließungsantrag fordert die 

Staatsregierung die Bundesre-
gierung auf, die Grenzkontrol-
len lageabhängig fortzusetzen 
und Zurückweisungen an der 
Binnengrenze auch dann nicht 
auszuschließen, wenn an der 
Grenze ein Asylgesuch geäußert 
wird.
3. Bessere Unterstützung bei 
der Rückführung abgelehnter 
Asylsuchender: Die Bundesre-
gierung soll zentrale Bundes-
ausreisezentren an den großen 
deutschen Flughäfen errichten. 
Ein Untertauchen der Bewoh-
ner könnte so erschwert wer-
den und durch die viel frühere  
 Fortsetzung auf Seite 4)

Klausurtagung der CSU-Landtagsfraktion:

„Wir ampeln nicht, 
wir handeln!“

Unter dem Motto „Freiheit, Werte, Zukunft – für ein starkes 
Bayern im Herzen Europas“ erörterte die CSU-Landtagsfrak-
tion im Rahmen ihrer traditionellen Winterklausurtagung 
in Kloster Banz wichtige Zukunftsfragen mit hochkarätigen 
Gästen aus Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. Wie Frakti-
onsvorsitzender Klaus Holetschek konstatierte, „haben wir 
eine lebendige und geschlossene Fraktion erlebt. Es ist ein 
neuer Teamgeist, ein frischer Wind spürbar und die Agenda 
heißt: Wir ampeln nicht, wir handeln!“

Mit Gernot Döllner, Vorsitzen-
der des Vorstands der AUDI AG, 
tauschte sich die Fraktion dar-
über aus, wie der Wirtschafts-
standort Bayern fit für die Zu-
kunft gemacht werden kann. In 
der Resolution „Für eine starke 
und stabile Wirtschaft: Wir ma-
chen den Unterschied“ skizzier-
ten die Abgeordneten die Wei-
chen dafür, dass in Bayern auch 
weiterhin die besten Standort-
bedingungen vorherrschen und 
kündigten Investitionen in In-
novationen, Fachkräfte und die 
künftige Energieversorgung an.

15-Punkte-Plan zu künftigen 
Krankenhausstandorten

Wie der Krankenhausstandort 
der Zukunft aussehen soll, dar- 
über diskutierte die Fraktion mit 
Thomas Lemke, Vorsitzender 
des Vorstands der Sana Kliniken 
AG und stellvertretender Vorsit-
zender der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft, Dr. Irmgard 
Stippler, Vorstandsvorsitzende 
der AOK Bayern und Christina 
Leinhos, stellvertretende Ge-
schäftsführerin der Bayerischen 
Krankenhausgesellschaft.

Mit der Resolution „Patien-
tenorientiert, bedarfsgerecht 
und wohnortnah: Souveräne 
Krankenhausplanung und so-
lide Krankenhausfinanzierung 
für Bayern! Kalten Strukturwan-
del stoppen!“ setzte die Frak- 
tion ein deutliches Zeichen: Sta-
tionäre Versorgung darf auch 
künftig kein Privileg der Metro-
polen sein. Dafür wurde in der 
Resolution ein 15-Punkte-Plan 
zur Krankenhausversorgung im 
ländlichen Raum vorgelegt.

General Carsten Breuer, Ge-
neralinspekteur der Bundes-

wehr, erläuterte dem Frak- 
tionsvorstand die sicherheits-
politischen Herausforderungen 
für Deutschland und die Bun-
deswehr. Mit dem albanischen 
Ministerpräsidenten Edi Rama 
sprachen die Abgeordneten u.a. 
über Lösungen für die Migrati-
onskrise und wie wichtig durch-
greifendes Handeln ist. Darüber 
hinaus empfingen sie über 300 
Landwirte aus der Region so-
wie den Vorsitzenden des Baye-
rischen Bauernverbandes, Gün-
ther Felßner, und den Vorstand 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städtetag:

Keine Einsparungen 
bei Jobcentern

Die Städte warnen davor, bei den Jobcentern und Arbeits-
agenturen Milliarden für Qualifikation und Weiterbildung 
einzusparen. Zudem unterstützt der Deutsche Städtetag 
eine schnellere Arbeitsaufnahme von allen Geflüchteten 
mit Bleibeperspektive und fordert eine Qualifizierungs- 
und Weiterbildungsoffensive für Menschen ohne Schul- 
oder Berufsabschluss, um mehr Fachkräfte zu gewinnen.

Wie der Präsident des Deut-
schen Städtetags, Oberbürger-
meister Markus Lewe (Müns-
ter), nach Sitzungen von Präsidi-
um und Hauptausschuss in Trier 
betonte, werde die Arbeit der 
Jobcenter und Arbeitsagenturen 
immer wichtiger, um Menschen 
in Arbeit zu vermitteln, weiter-
zubilden und die Lücken in den 
Firmen passend mit Fachkräften 
und Auszubildenden zu beset-
zen. Die Städte hielten es außer-
dem für richtig, auch die zuge-
wanderten Menschen schneller 
in Arbeit zu bringen, als es bis-
her gelingt. „Wenn die Jobcen-
ter und Arbeitsagenturen aber 
immer mehr und immer diffe-
renzierte Beratung und Vermitt-
lungsleistungen anbieten sollen, 
dann brauchen sie auch die da-
für notwendigen Ressourcen“, 
unterstrich Lewe. Dies betreffe 
sowohl das Personal als auch die 
finanzielle Ausstattung. Hier den 
Rotstift in Form von Sparaufla-
gen in Milliardenhöhe anzuset-
zen, sei das völlig falsche Signal. 
So gehe dem Job-Turbo der Bun-
desregierung, den die Städte 
unterstützen, schon gleich am 
Anfang die Puste aus.

Potenziale für neue  
Arbeitskräfte mobilisieren

Wenn die Babyboomer in 
Rente gehen, gehen dem deut-
schen Arbeitsmarkt jedes Jahr 
hunderttausende Arbeitskräf-
te verloren. In den Rathäusern 
und öffentlichen Verwaltun-
gen sind schon jetzt viele Stel-
len frei, die nur schwer besetzt 
werden können – und das bei 
wachsenden Aufgaben für die 
Kommunen. Deshalb müssen 
alle gesellschaftlichen Akteu-
re daran arbeiten, die Potenzia-
le für neue Arbeitskräfte zu mo-
bilisieren. Notwendig hierfür 
wäre aus Sicht des Deutschen 
Städtetags die Arbeitsaufnah-
me von Migranten zu beschleu-
nigen, indem Hürden wie Be-
schäftigungsverbote und Aner-

kennungsverfahren von Qualifi-
kationen grundlegend überprüft 
werden, sowie eine geziel-
te Qualifizierungs- und Weiter-
bildungsoffensive, die bessere 
Perspektiven gerade für Men-
schen ohne Schul- oder Berufs-
abschluss schafft.

Augenmerk auf Geflüchteten 
mit Bleibeperspektive

Lewe zufolge sollte das Au-
genmerk allen Geflüchteten mit 
Bleibeperspektive gelten und 
nicht nur den Menschen aus der 
Ukraine und bereits anerkann-
ten Asylbewerbern, die Bür-
gergeld beziehen. Geflüchte-
te, die den Städten zugewiesen 
wurden und absehbar länger 
in Deutschland bleiben, sollten 
möglichst schnell in Arbeit kom-
men. „Jahrelange Perspektivlo-
sigkeit können wir uns nicht län-
ger leisten. Deshalb muss auch 
die Anerkennung von Berufsab- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

„Mehr Geld ins System“
Kommunales Spitzengespräch mit Bundesminister  
Lauterbach zur Finanzsituation der Krankenhäuser

Die Krankenhausstrukturen in Deutschland müssen dringend re-
formiert werden. Sie leiden zu häufig unter Defiziten, Personal-
mangel und fehlender Bettenauslastung. Darin stimmten die Kom-
munalen Spitzenverbände und die Verwaltungsspitzen mehrerer 
Städte und Kommunen bei einem Treffen mit Bundesgesundheits-
minister Prof. Karl Lauterbach in Berlin überein. Allerdings zeigte 
sich einmal mehr, dass die Reformpläne der Bundesregierung für 
die kommunale Ebene unzureichend und zu zögerlich sind.

Wie Lauterbach ausführte, 
müsse das Transparenzgesetz 
am 2. Februar im Bundesrat be-
schlossen werden, andernfalls 
drohe mehr als hundert Kran-
kenhäusern die Insolvenz. Mit 
dem Gesetz könnten sie bun-
desweit eine Liquiditätsspritze 
von 6 Mrd. Euro erhalten. Auch 
wäre die zusätzliche bessere Fi-
nanzierung von Personalkosten 
möglich. Zudem bekämen Pa-
tienten einen Überblick, wel-
che Klinik welche Leistungen 
mit welcher Qualität anbietet. 
Das Transparenzgesetz schaffe 
Zeit und Voraussetzung dafür, 
den Entwurf für die eigentliche 

Krankenhausreform, die derzeit 
mit den Ländern erarbeitet wer-
de, noch im Februar als Gesetz-
entwurf vorzulegen.

Der Bund ist in der Pflicht

DStGB-Präsident Dr. Uwe Brandl 
wies darauf hin, dass der Bund 
in der Pflicht sei, die fehlende 
Liquidität bei den Krankenhäu-
sern auszugleichen. Andernfalls 
würde man jetzt in einen kal-
ten Strukturwandel hineinlau- 
fen, der am Ende sehr viel teurer 
werde. Die Finanzsituation der 
Krankenhäuser dürfe kein poli- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerisches EnergieForum und Bayerisches WasserkraftForum
23. April 2024, Stadthalle Gunzenhausen

https://www.bayerisches-energieforum.de/
https://www.bayerisches-energieforum.de/
http://www.gemeindezeitung.de


Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeister Günther Rögner 
91238 Engelthal  

am 11 2 

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Nikolaus Thurnhuber  
83627 Warngau  

am 7.2.

Oberbürgermeister  
Andreas Haas  

82110 Germering  
am 14 2 

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Ehgartner 

84419 Obertaufkirchen  
am 2 2 

Bürgermeister Frank Zeitler 
92507 Nabburg  

am 14 2 

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Fischer 

91096 Möhrendorf  
am 11 2 

Bürgermeister Markus Dauch 
92445 Neukirchen-Balbini  

am 11 2 

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Kopp  

93486 Runding  
am 5 2 

ZUM 30. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Echtler 

86984 Prem  
am 9 2 

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ1. Februar 2024

GZGZ
Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unser 
nächster Termin steht fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

Akademie

Krisenprävention
6. Februar 2024, 14:00 – 16:30 Uhr

Keine Kommune kommt ohne Krisen aus. Krisen müssen aber 
nicht in Katastrophen führen. Wie sind Krisen aufgebaut und was 
kann man im Vorfeld tun, um sich bestmöglich vorzubereiten? Das 
Seminar zeigt Modelle und Vorgehensweisen und lässt Lösungen 
aufscheinen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt. r

Winterklausur der FW-Landtagsfraktion:

Lindauer Bilanz
Bei der Winterklausur der Freien Wähler-Fraktion in Lindau stan-
den unter anderem die Transformation der bayerischen Automo-
bilindustrie, die Energiewende, die Migrationspolitik und die Bau-
ernproteste infolge der Sparpläne der Bundesregierung auf der 
Agenda. „Gemeinsam haben wir klare Vorstellungen davon, wie 
Bayern zukunftsfest aufgestellt werden kann“, bilanzierte Frakti-
onsvorsitzender Florian Streibl. Hierzu sprachen die Abgeordne-
ten auch mit kommunalen Mandatsträgern, um die finanzielle Si-
tuation in den Kommunen zu beleuchten.

Wie Parteichef Hubert Aiwan-
ger darlegte, werde das Jahr 
2024 die Politik sehr stark for-
dern. Die Bauernproteste zeig-
ten, „dass der Schuh drückt und 
mittlerweile selbst der Mittel-
stand unserer Gesellschaft auf 
die Straße geht“. Die Gründe 
hierfür seien in der Politik der 
Bundesregierung zu suchen: 
„Die Rahmenbedingungen pas-
sen nicht mehr, weil die Ampel 
Politik gegen die Menschen im 
Land macht.“ Durch zu hohe Ab-
gaben, zu viel Bürokratie und ei-
ne Politik, die sich aus ideologi-
schen Überzeugungen speise, 
sei die Wettbewerbsfähigkeit in 
der Bundesrepublik nicht mehr 
gegeben. „Zu viele gut ausge-
bildete Menschen wandern ab. 
Dabei müssten wir diese Men-
schen mit ihren Kompetenzen 
dringend im Land behalten. Die 
Ampel hat das Fingerspitzenge-
fühl nicht mehr, mit den Leis-
tungsträgern richtig umzuge-
hen.“ Deshalb unterstütze seine 
Fraktion die Proteste der Land-
wirte, „sofern sie gesetzeskon-
form sind“, betonte Aiwanger.

Stärkung des  
Automobilstandorts Bayern

Die FW-Fraktion setzt sich 
auch für eine Stärkung des Au-
tomobilstandorts Bayern ein. 
Laut dem wirtschaftspolitischen 
Sprecher Werner Schießl sind 
Innovation und Technologieof-
fenheit zentrale Bausteine, um 
die Zukunft der Automobilindu-
strie im Freistaat zu sichern. Als 
wichtige Schlüsselindustrie be-

schäftige sie rund 200.000 Men-
schen in Bayern. „Nur mit zuver-
lässigen Förderbedingungen für 
innovative und umweltfreund-
liche Antriebe sowie einer EU-
weit einheitlichen und sekto-
renübergreifenden CO2-Abgabe 
bleibt der Automobilstandort 
Bayern weiterhin stark“, resü-
mierte Schießl. Das beschlosse-
ne Verbot von Verbrennungs-
motoren bis 2035 innerhalb der 
EU sei hingegen nicht der richti-
ge Weg 

Klimaneutralität bis 2040

Mit Blick auf die Zukunft der 
Energiewende forderte der ener-
giepolitische Sprecher Josef 
Lausch: „Wenn Bayern bis 2040 
klimaneutral sein soll, muss bis 
dahin die Wasserstofftechnolo-
gie als Schlüssel zur Klimaneu- 
tralität massiv gefördert und aus-
gebaut werden. Bereits jetzt ist 
Bayern dabei bundesweit Num-
mer eins.“ Wasserstoff müsse vor 

Ort, in der Fläche des Freistaats, 
verfügbar sein. Bayern habe bis-
her als einziges Land ein Förder-
programm für Elektrolyse-Anla-
gen aufgelegt. Außerdem müs-
se in Zukunft ein Pipeline-Netz 
das Angebot mit Lieferungen aus 
dem Ausland ergänzen.

Überlastung  
bayerischer Kommunen

Angesichts der Überlastung 
bayerischer Kommunen bei der 
Aufnahme von Flüchtlingen wies 
der Landtagsvizepräsident und 
asylpolitische Fraktionssprecher 
Alexander Hold darauf hin, dass 
Bund und EU „eindeutig zu we-
nig tun, wenn es um Maßnah-
men zur Begrenzung und Steu-
erung der Zuwanderung geht. 
Dabei befinden sich dort die 
entscheidenden Stellschrauben, 
um die Migrationskrise zu lö-
sen. Wir fordern nicht weniger 
als eine vollständige Kehrwen-
de in der Migrationspolitik.“ Es 
dürfe nicht länger bei Lippenbe-
kenntnissen bleiben. „Wir brau-
chen weniger Zuwanderung, wir 
brauchen weniger Asylsuchen-
de.“ Entscheidend sei, so Hold, 
dass weniger Menschen ohne 
Aufenthaltsrecht nach Deutsch-
land und Bayern kämen. „Doch 
dazu muss der Bund weg von 
einzelnen Zugeständnissen hin 
zu einem strukturierten und 
vernünftigen Gesamtkonzept in 
der Migrationspolitik.“

Die Beschleunigung der Asyl- 

verfahren sei dabei der Königs-
weg. „Es braucht aber nicht nur 
schnellere und transparente-
re Gerichtsverfahren, sondern 
auch eine rechtssichere Auswei-
tung der Zurückweisungsmög-
lichkeiten an den deutschen 
Grenzen. Zudem plädieren wir 
dafür, vermehrt Asylverfah-
ren an den EU-Außengrenzen 
durchzuführen. Anders können 
wir die Kommunen in der Flücht-
lingsfrage nicht entlasten.“ Nur 
ein schnelles Asylverfahren sei 
ein gutes Asylverfahren. „Sonst 
werden die bis dahin erfolgten 
Integrationsleistungen ad ab-
surdum geführt“, bemerkte der 
Landtagsvize.

Keine Ungleichbehandlung 
Geflüchteter

Kritisch sieht er auch die fi-
nanzielle Ungleichbehandlung 
Geflüchteter: „Bei aller Solida-
rität für die Ukraine ist es nicht 
gerecht, dass ukrainische Ge-
flüchtete gleich nach ihrer An-
kunft in Deutschland Bürgergeld 
erhalten, während Flüchtlin-
ge aus Syrien oder Afghanistan 
Asylbewerberleistungen bezie-
hen.“ Das könne in der Gesell-
schaft leicht zu Verwerfungen 
führen, woraus populistische 
und rechtsextreme Strömungen 
Profit schlügen. „Deshalb müs-
sen wir eine weitere Spaltung 
der Gesellschaft in der Migra-
tionsfrage verhindern“, unter-
strich Hold.  DK

Für den Ernstfall gerüstet
Katastrophenschutztage bei Beutlhauser in Schweinfurt 

Schweinfurt. Hochwasser, Schneekatastrophe oder ein Black- 
out: Bei Krisenlagen muss umgehend gehandelt werden. Es gilt, 
auf fertige Konzepte zurückgreifen zu können und zu wissen, 
wo es konkrete Hilfe gibt. Im Rahmen der Katastrophenschutz-
tage am 21. und 22. Februar 2024 stellt Beutlhauser in Schwein-
furt die Vorsorge zur Gefahrenabwehr in den Fokus. 

„Die Großschadensereignisse der vergangenen Jahre haben 
uns eindrücklich vor Augen geführt, wie wichtig es ist, im Ernstfall 
gut gerüstet zu sein“, sagt Alexander Westermann, Vertriebslei-
ter für den Geschäftsbereich Baugeräte, und erinnert an die ver-
heerende Flutkatastrophe 2021 im Ahrtal. Damals konnte Beutl-
hauser die Region tatkräftig durch die schnelle Bereitstellung von 
Stromerzeugern, Lichtmasten, Pumpen und Schläuchen, Radla-
dern und Baggern, Trocknungs- und Heizgeräten sowie Container- 
anlagen für Notunterkünfte und Schulen unterstützen. 

Fachvorträge und Ausstellung

„Die Katastrophenschutztage sind nun ein neues Format. Wir 
bündeln an einem Ort Technik und Know-how zu diesem The-
ma“, so Westermann weiter. Die Veranstaltung richtet sich expli-
zit an Vertreter von Kommunen, Stadtverwaltungen, Energiever-
sorgern, Bauhöfen sowie von Feuerwehren und Hilfsorganisatio-
nen. Das Fachpublikum erwartet ein facettenreiches Programm, 
das Theorie und Praxis vereint. Zentraler Bestandteil der Veran-
staltung ist die Ausstellung. Hier werden Gerätschaften, die im 
Katastrophenschutz eine tragende Rolle spielen, gezeigt. Der Fo-
kus liegt auf Notstromversorgung, Hochwasserschutz, Notunter-
künften und Frischwasserversorgung.

Die Katastrophenschutztage finden am 21. und 22. Februar 
2024 von 9 bis 16 Uhr auf dem Betriebsgelände von Beutlhauser 
in Schweinfurt (Stockholmstraße 1) statt. 
Infos und Anmeldung: visit.beutlhauser.de/katastrophenschutz

Gesundheitsministerin Judith Gerlach: 

Versorgung mit Hebammen und  
Heilmittelerbringern langfristig sichern 

Bayerns Gesundheitsministerin startete mit Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg Fachkräftemonitoring und ruft zur Mitwirkung auf

Bayerns Gesundheitsministerin Judith Gerlach will die Versor-
gung mit Hebammen und Heilmittelerbringern wie Physio- und 
Ergotherapeuten, Logopäden, Podologen und Diätassistenten im 
Freistaat langfristig sichern. Gerlach betonte: „Die herausragende 
Arbeit der Hebammen und Heilmittelerbringer ist unverzichtbar 
für die Gesundheit der Menschen in Bayern.“

Die Ministerin erklärte: „Um 
die aktuelle Versorgungssituati-
on in Bayern repräsentativ und 
realitätsnah darzustellen, hat 
die Friedrich-Alexander-Univer-
sität Erlangen-Nürnberg auf un-
sere Initiative ein Fachkräftemo-
nitoring für diese Berufsgruppen 
gestartet. Ziel der sogenannten 
HELPER-Studie ist es etwa, Be-
reiche mit Unterversorgung und 
regionale Engpässe rechtzeitig 
aufzudecken, die durchschnitt-
liche Arbeitsbelastung zu erfas-
sen oder Unterschiede bei den 
ausgeübten Tätigkeiten aufzu-
zeigen. Das bayerische Gesund-
heitsministerium stellt rund 
400.000 Euro für das Fachkräfte-
monitoring zur Verfügung.“

Strategien für die Zukunft

Gerlach fügte hinzu: „Seit 
dem Start der Online-Befragung 
vergangenen November haben 
bereits rund 400 Hebammen 
den Fragebogen beantwortet. 
Die Befragung für die weiteren 
Berufsgruppen wie Physio- und 
Ergotherapeuten, Logopäden, 
Podologen und Diätassistenten 
beginnt Ende Januar 2024.“

Die Ministerin unterstrich: 
„Wir möchten möglichst viele 
Hebammen, Ergotherapeutin-
nen und Ergotherapeuten, Lo-
gopädinnen und Logopäden, 
Physiotherapeuten und Physio-
therapeutinnen sowie Heilmit-
telerbringer erreichen. Um die 
aktuelle Versorgungssituation 
und Arbeitsbedingungen reprä-
sentativ abbilden und daraus 
Strategien für die Zukunft ent-
wickeln zu können, brauchen 
wir deren Unterstützung, Exper-
tise und Berufserfahrung.“

Gerlach erläuterte: „Unser 
Fachkräftemonitoring soll da-
zu beitragen, valide Aussagen 
treffen zu können unter ande-
rem zur Anzahl der in Bayern tä-
tigen Hebammen und Heilmit-
telerbringer, den Ausbildungs-

angeboten bzw. -kapazitäten, 
dem aktuellen und zukünftigen 
Bedarf an Personal in den Be-
rufsgruppen sowie Trends und 
Entwicklungen zu unterschied-
lichen aktuellen Themengebie-
ten.“

HELPER-Studie

Die Ministerin ergänzte: „Ich 
rufe die Hebammen und Heil-
mittelerbringer deshalb zur Teil-
nahme an dieser Online-Befra-
gung unter https://helper.med.
fau.de/study auf – damit kön-
nen sie aktiv an der Gestaltung 
des bayerischen Gesundheits-
systems mitwirken und eine 
Grundlage für Veränderungen 
schaffen. Anhand der gewonne-
nen Ergebnisse werden wir kon-
krete Handlungsbedarfe identi-
fizieren und notwendige Maß-
nahmen entwickeln, um die 
Versorgung mit Hebammen und 
Heilmittelerbringern in Bayern 
auch langfristig zu sichern.“

Prof. Dr. Matthias W. Beck-
mann, Direktor der Frauenklinik 
des Universitätsklinikums Erlan-
gen und Leiter des HELPER-Pro-
jekts forderte die betroffenen 
Berufsgruppen ebenfalls zur 
regen Beteiligung an der On-
line-Befragung auf: „Mit Ihrer 
Teilnahme tragen Sie maßgeblich 
dazu bei, die Herausforderungen 
und Chancen in Ihrer Profession 
aufzuzeigen und künftige Verän-
derungen anzustoßen.“

Die HELPER-Studie, die zum 
31. Juli 2024 abgeschlossen sein 
soll, wird von der Frauenklinik 
des Universitätsklinikums Er-
langen in Kooperation mit der 
Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg im Auftrag 
des Staatsministeriums für Ge-
sundheit, Pflege und Prävention 
und mit Unterstützung des Bay-
erischen Hebammenlandesver-
bandes durchgeführt. Das Akro-
nym „HELPER“ nimmt Bezug auf 
HEbammen, Logopädie, Physio-

therapie, ERgotherapie und ER-
nährungstherapie. Das ER steht 
außerdem für die FAU Erlangen 
als durchführende Institution.

Gerlach betonte: „Der Frei-
staat setzt sich seit Jahren wir-
kungsvoll für den Hebammenbe-
ruf ein. Unsere Förderprogram-
me wie der Hebammenbonus 
und die Niederlassungsprämie 
laufen seit über fünf Jahren sehr 
erfolgreich: Der Hebammenbo-
nus wurde seit seiner Einfüh-
rung im September 2018 5.765 
Mal beantragt, davon wurden 
bislang 5.088 Anträge bewilligt. 

Für die Hebammenniederlas-
sungsprämie gab es schon 764 
Anträge, wovon 685 bewilligt 
wurden. Mit beiden Program-
men zusammen haben wir die 
Hebammen in Bayern bereits 
mit sieben Millionen Euro geför-
dert. Wir stärken so die Hebam-
menversorgung in Bayern und 
sorgen auch für die dringend be-
nötigten Nachwuchskräfte.“ r

Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin: 

Gerlach startet  
digitalen Pflegefinder

Bayernweit bereits knapp 900 Pflegeeinrichtungen  
und mehr als 200 Beratungsangebote auffindbar

Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin Judith Gerlach verein-
facht die Suche nach pflegerischen Angeboten und hat dafür ei-
nen digitalen „Pflegefinder“ (www.pflegefinder.bayern) gestar-
tet. Gerlach betonte: „Die Suche nach Pflegeplätzen, Angeboten 
zur Unterstützung im Alltag und Beratungsangeboten ist zeitauf-
wendig und häufig auch nervenaufreibend. Das wollen wir für die 
Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen verbessern. Bei unse-
rem digitalen ‚Pflegefinder – die Pflegebörse für Bayern‘ finden 
Betroffene seit Januar gebündelt Pflegeangebote daheim im di-
rekten Lebensumfeld sowie wichtige Unterstützungsmöglichkei-
ten und freie Pflegeheimplätze – und das mit nur wenigen Klicks.“

Die Ministerin ergänzte: „Nur 
zwei Wochen nach dem Start 
sind im Pflegefinder bayern-
weit bereits knapp 900 ambu-
lante und stationäre Pflegeein-
richtungen und weitere Versor-
gungsanbieter sowie über 200 
Beratungsangebote auffindbar. 
Damit können schon jetzt freie 
Pflegeheim-Plätze in Bayern re-
cherchiert werden. Zwar gibt es 
regionale Unterschiede, denn 
noch stellen nicht alle Anbieter 
ihre freien Plätze auf der Platt-
form ein. Aber der erste wichtige 
Schritt für ein umfassendes An-
gebot in ganz Bayern ist getan.“

Gerlach erläuterte: „Wer bei-
spielsweise einen Pflegedienst 
oder einen Pflegeplatz sucht, 
sieht im Pflegefinder direkt, ob 

in der jeweiligen Einrichtung ein 
Platz verfügbar ist. Orientiert 
am Ampelsystem zeigt ein grü-
ner Balken ‚verfügbar‘, ein gel-
ber Balken ‚Verfügbarkeit auf 
Anfrage‘ und ein roter Balken 
‚nicht verfügbar‘ an. Auch die 
Kontaktaufnahme zu den Ein-
richtungen und Dienstleistern 
kann direkt über den Pflegefin-
der erfolgen.“

Öffentlich keine Angabe  
personenbezogener Daten

Die Ministerin erläuterte: 
„Wer einfach nur unverbindlich 
suchen will, muss sich nicht an-
melden. Wer eine konkrete An-
frage stellen will, muss sich 
beim Pflegefinder registrieren. 

Das ist in wenigen Schritten er-
ledigt und vor allem kostenlos.“ 
Die Einrichtungen erhalten die 
Anfragen in ihrem Nutzerportal 
und zusätzlich per E-Mail ohne 
die Angabe von personenbezo-
genen Daten. Nimmt die Einrich-
tung die Anfrage an, erhält der 
Anfragende die Rückmeldung, 
dass die Anfrage angenommen 
wurde und persönlicher Kontakt 
aufgenommen werden kann.

Anbieter  
sollen sich registrieren

Gerlach appellierte an alle 
Anbieter in der häuslichen und 
stationären Pflege: „Registrie-
ren Sie sich im Pflegefinder! Nur 
wenn sich möglichst viele Ein-
richtungen und Anbieter betei-
ligen, kann es uns gelingen, ein 
breit genutztes digitales Tool zu 
schaffen, das zeit- und nerven-
aufreibende Telefonanrufe bei 
der Pflegesuche ersetzen kann. 
Ich hoffe, dass sich noch viele 
weitere Einrichtungen an den 
Pflegefinder anschließen und 
aktiv daran beteiligen.“

Leichte Handhabbarkeit  
für alle Beteiligten

Die Ministerin betonte: „Ent-
scheidend dafür, dass digita-
le Plattformen auch wirklich ge-
nutzt werden, ist eine leichte 
Handhabbarkeit – für alle Betei-
ligten. Nicht nur Suchende, son-
dern auch die Anbieter pflegeri-
scher Leistungen müssen einen 
unmittelbaren Gewinn von der 
Teilnahme an der Plattform ha-
ben. Wir werden daher in den 
kommenden Wochen und Mo-
naten für den Erfolg des Pflege-
finders neben der breiteren Be-
kanntmachung daran arbeiten, 
das Angebot weiter zu verbes-
sern und die Voraussetzungen 
dafür schaffen, dass der Pflege-
finder auch mit anderen, ver-
gleichbaren digitalen Angeboten 
technisch interoperabel ist.“  r

https://gemeindezeitung.webex.com/weblink/register/rf29dd374cdccd9f69cc685bc739b9688
http://visit.beutlhauser.de/katastrophenschutz
https://helper.med.fau.de/study
https://helper.med.fau.de/study
http://www.pflegefinder.bayern
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Bayerisches Energie- 
und Wasserkraft Forum

 23.4.2024 10 - 16 Uhr 
Stadthalle Gunzenhausen
www.bayerisches-energieforum.de

10. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM

15. BAYERISCHES
ENERGIE
FORUMAm 23.4.2024 veranstalten Bayerische GemeindeZeitung 

und Bayerischer Gemeindetag das Bayerische Energie- und 
Wasserkraft Forum in der Stadthalle Gunzenhausen. 

Es handelt sich dabei um eine Fachveranstaltung für 
bayerische kommunale Entscheiderinnen und Entscheider,
die in ihren Heimatgemeinden und -städten mit Energie- 
und Klimaschutzthemen betraut sind. 

Partner, die sich an der Veranstaltung beteiligen wollen,
dürfen sich gerne unter veranstaltungen@gemeindezeitung.de
melden. Besucher können sich unter www.bayerisches-
energieforum.de registrieren.
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Bilanz Messe München und NürnbergMesse:

Mit Rückenwind ins Jubiläumsjahr
Wieder auf Wachstumskurs befinden sich Messe München und 
NürnbergMesse. Nach den Corona-Jahren seien die Kunden deut-
lich schneller auf die Veranstaltungen zurückgekehrt als erwartet, 
berichteten die Münchner CEO-Doppelspitze Reinhard Pfeiffer 
und Stefan Rummel sowie NürnbergMesse-Geschäftsführer Peter 
Ottmann. Voller Zuversicht gehe man in das Jubiläumsjahr 2024.

Nach den Erfahrungen der Co-
rona-Jahre waren die Planer der 
Messe München vorsichtig ge-
worden und hatten die Finan-
zen für das Jahr 2023 behut-
sam kalkuliert  Dann kam das 
Messe- und Kongressgeschäft 
in München unverhofft mit Kraft 
zurück. Laut Hochrechnungen 
wurde der Umsatz um 45 Mio. 
auf 349,6 Mio. Euro gesteigert, 
das EBITDA vor Steuern, Zinsen 
und Abgaben um 46 Mio. auf 
62,6 Mio. Euro und das Jahreser-
gebnis kam um 47 Mio. Euro aus 
den roten Zahlen heraus und be-
trägt ein Plus von 5,6 Mio. Euro. 
„Und das trotz schwieriger Rah-
menbedingungen in einem tur-
nusgemäß normalen Jahr“, er-
läuterten die beiden Geschäfts-
führer im Rahmen der Jahres-
pressekonferenz.

Konzentration  
aufs Kerngeschäft

Als Gründe für die Erfolgs-
zahlen nannten sie unter an-
derem geringere Kosten durch 
die Energiepreisbremse, deut-
lich höhere Einnahmen bei Mes-
sen wie f.re.e, transport logistic, 
BAU oder EXPO REAL, sowie den 
Verkauf der Anteile an der Mes-
sebau-Tochterfirma meplan. 
„Unsere Entscheidung ist rich-
tig, dass wir uns auf unser Kern-
geschäft konzentrieren“, beton-
ten Pfeiffer und Rummel.

Die richtigen Messen 
zur richtigen Zeit

Nach Angaben der CEOs pro-
fitierte die Messe München da-
von, dass sie 2023 die richtigen 
Messen zur richtigen Zeit im An-
gebot hatte, bei denen sich Aus-
steller und Besucher über der-
zeit drängende Themen austau-
schen konnten. Die aktuellen 
Probleme der Unternehmen hät-
ten sich in den Foren und Konfe-
renzen widergespiegelt: Ob bei 
der BAU oder der Immobilien-
messe EXPO REAL (über Inflation, 
Energiepreise, Baustopps oder 
hohe Zinsen) oder bei den Elek-
tronikmessen wie productro-
nica oder automatica, die erst-
mals gemeinsam mit der LASER  
World of PHOTONICS stattfand. 
Dort habe die Quantentechno-
logie eine Plattform bekommen, 
zudem seien die Themen künst-
liche Intelligenz, Lieferketten-
probleme oder Fachkräfteman-
gel beleuchtet worden.

Ein normales Messejahr

Insgesamt sei 2023 für die 
Messe München ein normales 
Messejahr ohne viele Großver-
anstaltungen gewesen. So wur-
den 112 Veranstaltungen in den 

Münchner Messehallen, im ICM 
– International Congress Center 
Messe München und im MOC - 
Event Center München, durch-
geführt: 13 eigene Messen und 
99 Gastveranstaltungen, zu de-
nen zwei Mio. Besucher und 
32 100 Aussteller kamen  Auf-
fällig ist der wachsende Anteil 
ausländischer Aussteller im Ver-
gleich zu den Jahren vor Corona. 
Dieser stieg in der Landeshaupt-
stadt gegenüber den Vorveran-
staltungen um drei Prozent auf 
54 Prozent (rund 8.800). „Der 
Zuwachs gleicht aus, dass in die-
ser wirtschaftlich angespannten 
Situation deutsche Firmen et-
was zögerlicher zurückkommen; 
das ist ein bundesweiter Trend“, 
stellten die CEOs fest.

Gute Finanzlage

Die gute Finanzlage macht es 
der Messe München leichter, 
zu investieren. Ein Schwerpunkt 
ist dabei die Nachhaltigkeit. Da-
für hat sich die Messe München 
ein ehrgeiziges Ziel gesetzt: Sie 
will bis 2030 CO2-neutral wer-
den. Ein Schritt auf dem Weg da-
hin ist der Ausbau der Photovol-
taik auf den Dächern: Hatte sie 
bei der Eröffnung des Messege-
ländes in Riem 1998 schon die 
weltweit größte Solardachan-
lage, übernimmt sie als nächs-
tes die bisher von Investoren 
betriebene Photovoltaik-Anla-
ge auf dem Parkhaus West und 
erneuert sie. Dort können dann 
statt heute 600.000 bis zu 2,6 
Mio. Kilowattstunden Strom im 
Jahr erzeugt werden. Damit er-
höht sich die Stromerzeugung 
auf den Messedächern von heu-
te 2,6 Mio. Kilowattstunden auf 
insgesamt 4,5 Mio. Die Kosten 
belaufen sich auf 9 Mio. Euro.

Ein großes Stromsparprojekt 
ist die Umrüstung aller 18 Hallen 
mit 200.000 qm Fläche bis 2026 
auf energiesparende LED-Be-
leuchtung. Kosten: 8,5 Mio. Eu-
ro. Durch beide Projekte kön-
nen pro Jahr Stromkosten in Hö-
he von 1,2 Mio. Euro eingespart 
werden.

„Voller Zuversicht“ geht die 
Messe München laut Pfeif-
fer und Rummel in das Jubilä-
umsjahr 2024 und damit in ihr 
60-jähriges Bestehen. Erstmals 
findet heuer die Seamless Euro-
pe, eine der weltweit führenden 
Technologie-Messen für FinTech 
und E-Commerce statt. Für den 
Finanz- und Handelsplatz Mün-
chen ist dies aus Sicht der CEO’s 
ein „Paukenschlag“. Gleichzeitig 
bereite sich die Messe München 
auf das „Megajahr 2025“ vor, in 
dem fast alle Großveranstaltun-
gen wie BAU, bauma, transport 
logistic, productronica, auto-
matica, EXPO REAL oder drink-

tec stattfinden werden. „Das 
gibt es nur alle zwölf Jahre und 
freut München und die ganze 
Region. Denn in solchen Jahren 
lösen die Messen eine Umweg-
rentabilität von mehr als vier 
Mrd. Euro aus“, erklärten Pfeif-
fer und Rummel und ergänzten: 
„Wir sind mit unseren Messen 
ein wichtiger Wirtschaftsmotor 
für die gesamte Region. Laut ei-
ner aktuellen Beherbergungs-
statistik bringen die Münchner 
Messen und Gastveranstaltun-
gen den Hotels das meiste Geld.“

Mit viel Rückenwind macht 
sich auch die NürnbergMesse fit 
für die Zukunft. Wie Nürnberg-
Messe Group CEO Peter Ott-
mann deutlich machte, „sind wir 
dankbar, dass unsere Kunden 
nach den Corona-Jahren deut-
lich schneller auf unsere Veran-
staltungen zurückgekehrt sind 
als erwartet. In unserem Jubi-
läumsjahr 2024 peilen wir einen 
neuen Umsatzrekord an und 
machen die Messe durch konse-
quente und nachhaltige Investi-
tionen gleichzeitig fit für die Zu-
kunft. Und wir freuen uns im 50. 
Jubiläumsjahr auf unseren fünf-
zigmillionsten Besucher im Mes-
sezentrum.“

Zurück auf Wachstumskurs

Nach dem Einbruch während 
der Corona-Jahre sei die Nürn-
bergMesse 2023 wieder zurück 
auf ihren Wachstumskurs ge-
kommen: Unter der Leitung des 
im August 2023 neu formier-
ten Executive Boards erzielte sie 
mit voraussichtlich 250 Mio. Eu-
ro den zweithöchsten Umsatz in 
einem ungeraden Geschäftsjahr, 
in dem sie turnusgemäß weni-
ger Veranstaltungen ausrichtet. 
Gegenüber dem vorherigen un-
geraden Jahr 2021 konnte die 
Messegesellschaft nicht nur bei 
der Zahl der Besucher deutlich 
zulegen (2021: 315.000 / 2023: 
1,3 Mio.), sondern auch die Aus-
stellerzahl (2021: 5.500 / 2023: 
28.000) und Ausstellungsflä-
che (2021: 176.000 qm / 2023: 
894.000 qm) erheblich steigern.

Insbesondere Fachmessen 
wie die IT-Sicherheitsmesse it-
sa und Gastveranstaltungen 
wie die Consumenta zeigten 
2023 überproportionale Wachs-
tumsraten. Das Messezentrum 
Nürnberg zählte durchschnitt-
lich 1,5 Veranstaltungen pro 
Woche. Insgesamt waren es 80 
Events mit fast 860.000 Besu-
cherinnen und Besuchern sowie 
über 20.000 Aussteller auf über 
644.000 qm.

die Hälfte der Gesellschaft 
ist weiblich und doch wer-
den Rahmenbedingen, Rege-
lungen, Verordnungen und 
letztendlich auch Gesetze 
überwiegend von Männern 
festgelegt. Der bayerische 
Landtag hat mit einem Frauen- 
anteil von 25,1 Prozent nach 
der Wahl im Oktober nur 
noch 51 weibliche Abge-
ordnete. 2008 lag der An-
teil noch bei rund 30 Pro-
zent. In lediglich 10 Prozent 
der bayerischen Kommunen gibt es Rathaus- 
chefinnen. Angeblich gibt es deutschlandweit 
mehr Bürgermeister mit dem Vornamen Tho-
mas als Frauen im Bürgermeisteramt. 

Vielleicht liegt es an dem momentan sehr ag-
gressiven Umgangston in unserer Gesellschaft, 
dass immer weniger Frauen sich entscheiden, 

sich aufstellen zu lassen. Aber das betrifft die 
Männer gleichermaßen und ich denke nicht, 
dass Männer persönliche verbale Attacken 
leichter wegstecken als Frauen. 

Was offensichtlich ist: Immer mehr Kommu-
nen haben Schwierigkeiten überhaupt noch 
Menschen zu finden, die sich dafür begeistern 
lassen, sich für ein kommunalpolitisches Man-
dat aufzustellen. Und hier sind ganz klar wir, 
die kommunal Aktiven, gefordert. Wir müssen 
die guten Seiten benennen und klar aufzeigen, 
es gibt keinen schöneren Job als den des Bür-

germeisters. An keiner Stelle 
in der Gemeinschaft ist man/
frau in der Lage, unmittelbar 
für die Verbesserung der Le-
bensqualität der Mitbürge-
rinnen und Mitbürger zu sor-
gen. Wenn ich sehe, wie sich 
Projekte entwickeln, an deren 
Umsetzung ich aktiv betei-
ligt bin, dann macht mich das 
glücklich und stolz. 

Was können wir also tun, 
dass sich wieder mehr Leute 
für diese Arbeit interessieren? 
Ich bin der Meinung es hilft 
immer, auf geeignete Perso-
nen zuzugehen und zu fragen. 

Es muss ständige Nachwuchsförderung betrie-
ben werden, damit die Entscheidungsebene 
nicht mangels Personals den Betrieb einstellt. 

Die KPV hat daher – auf Initiative von Altbür-
germeisterin Christine Borst aus Krailling – im 
vergangenen Jahr mit großem Erfolg am Welt-
frauentag einen Kongress der CSU-Kommunal-
politikerinnen abgehalten. An diese erste Ver-
anstaltung knüpfen wir heuer an, merken Sie 
sich also bitte den 8. März 2024 im Kalender vor 
und kommen Sie zu uns nach München, egal ob 
männlich oder weiblich. Denn klar ist: Für eine 
wirkliche Förderung von guten Politikerinnen 
und Politikern brauchen wir genauso die Män-
ner wie die Frauen! 

Mit Blick auf die anstehenden Europawah-
len haben wir das Thema „Frauen mit/in/für 
Europa“ gewählt. Es erwarten Sie interessan-
te Gäste und spannende Diskussionen rund um 
die Themen Frauen und Europa. Ich freue mich 
sehr, wenn wir uns dann persönlich sehen.

Mit freundlichen Grüßen 

GZ KOLUMNE
Carmen Pepiuk

Frauen in die Politik!

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihre Carmen Pepiuk
Stv. Landesvorsitzende der KPV Bayern
Erste Bürgermeisterin der Gemeinde Trabitz

„Für 2024 peilt die Nürn-
bergMesse aufgrund des star-
ken Gruppen-Wachstums einen 
neuen Umsatzrekord von rund 
340 Mio. Euro sowie einen Kon-
zerngewinn im hohen einstelli-
gen Millionenbereich an“, hob 
Ottmann hervor. Das bestehen-
de Produktportfolio aus Messen 
und Kongressen werde nicht nur 
gestärkt, sondern weiter ausge-
baut: 77 Veranstaltungen, da-
von 27 Messen, seien derzeit 
im Messezentrum Nürnberg ge-
plant. Nach den Worten von Pe-
tra Wolf, Senior Vice President 
Product Management, „erfreu-
en sich unsere Veranstaltungen 
nach einem erfolgreichen Mes-
sejahr 2023 auch im Messejahr 
2024 einer starken Nachfrage. 
Trotz der aktuellen wirtschaftli-
chen und geopolitischen Heraus-
forderungen in den jeweiligen 
Branchen blicken wir daher mit 
großer Zuversicht in die Zukunft.“

Als weiteren Schwerpunkt in-
vestiert die NürnbergMesse 

2024 in die Digitalisierung ihrer 
Produkte und Services. Das Au-
genmerk liegt dabei auf der Op-
timierung und dem Ausbau von 
E-Commerce. Neben der Weiter-
entwicklung hin zu kundenzent-
rierten IT-Systemen stehe der 
Ausbau der digitalen Produktan-
gebote im Fokus, um damit Rele-
vanz und Reichweite der Veran-
staltungsmarken zu stärken. Wie 
Dr. Martin Kassubek, Senior Vice 
President Business Develop-
ment, feststellte, „wollen wir es 
unseren Kunden künftig noch 
einfacher machen, unsere Pro-
dukte und Services zu nutzen. 
Deshalb entwickeln wir unsere 
digitalen Produktangebote kon-
sequent entlang der Kundenbe-
dürfnisse – online und onsite“.

Fit für die Zukunft

Um auch das teils seit dem 
Gründungsjahr 1974 bestehen-
de Messegelände fit für die Zu-
kunft zu machen, sieht die Nürn-

bergMesse 2024 Investitionen 
in ihre Infrastruktur von über 50 
Mio. Euro vor. Im Mittelpunkt 
stehen dabei Kundenservice 
und Nachhaltigkeit. Einen wich-
tigen Beitrag liefern hierbei die 
Planungen für eine CO2-neutra-
le Energieversorgung bis 2028. 
Bis September dieses Jahres soll 
die erste Phase der hybriden 
Energieversorgung abgeschlos-
sen werden. Dann werden ins-
gesamt 21.000 Photovoltaik-
module auf sieben Hallen und 
einem Parkhaus die Messe mit 
grünem Solarstrom versorgen.

Investiert wird auch in ein 
neues Mitarbeitergebäude am 
Eingang NCC Mitte: Das bishe-
rige Gebäude wird saniert und 
damit 2024 der Grundstein für 
moderne und nachhaltige Ar-
beits- und Bürowelten unter 
dem Namen „NXT74“ gelegt – in 
Anlehnung an die Gründung der 
NürnbergMesse vor 50 Jahren 
und gleichzeitig als Ansporn für 
weitere Erfolgskapitel. DK

Deutsche Liebeshauptstadt 2022
Im deutschen Süden halten die Ehen am besten

Wenn in Würzburg die Hochzeitsglocken läuten, hält die Ehe für 
die Ewigkeit – zumindest bei 85 Prozent der Pärchen. Wo die Lie-
be ebenfalls am längsten währt, hat das Informationsportal Be-
trugstest.com in 100 deutschen Städten analysiert. 

Dabei wurden die Ehelösun-
gen in das Verhältnis zu den Ehe-
schließungen gesetzt. Dabei kam 
heraus, dass in Baden-Württem-
berg die Scheidungsrate mit 
0,33 durchschnittlich am ge-
ringsten war. Knapp aber glück-
lich folgt Bayern mit einem Tren-
nungsanteil von 0,34. 

Die wohl glücklichsten Ehe-
paare wohnen in Würzburg. In 
der Franken-Metropole beträgt 
die Scheidungsquote gerade ein-
mal 0,15. In Freiburg, Bamberg 
und Heidelberg leben die Men-
schen ebenfalls recht glücklich. 

Die Quote beträgt hier 0,17 bzw. 
jeweils 0,18. Trier und Schwein-
furt gelten als sehr roman-
tisch; kein Wunder also, dass 
die Scheidungsquote hier gera-
de einmal bei 0,2 liegt. Ulm folgt 
mit einer Scheidungsquote von 
0,22. Regensburg, Darmstadt 
und Rosenheim finden sich auf 
Platz acht bis neun ein, mit 0,23, 
0,24 und 0,26 Trennungen pro 
geschlossenen Ehebund.

https://www.betrugstest.
com/magazin/deutsche-liebes-
hauptstadt-2022-hier-gilt-hap-
pily-ever-after.html r

https://www.bayerisches-energieforum.de/
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von „Landwirtschaft verbindet 
Bayern“ zu einem Meinungsaus-
tausch.

Mit Prof. Dr. Angelika Niebler, 
Vorsitzende der CSU-Europa-
gruppe im Europäischen Parla-
ment und CSU-Spitzenkandidat 
Manfred Weber, Vorsitzender 
der EVP-Fraktion im Europäi-
schen Parlament und der Euro-
päischen Volkspartei, stimmten 
sich die Abgeordneten auf die 
Europawahlen im Juni ein und 
hielten ihre Vision von Europa in 
der Resolution „Ein handlungs-
fähiges, bürgernahes Europa – 
für Bayerns Zukunft“ fest.

„Die CSU ist die Schutzmacht 
der Mittelschicht und der Nor-
malverdiener. Wir geben neue 
Sicherheit und neue Ordnung“, 
versprach Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder in seiner Grund-
satzrede. Zudem bekräftigte Sö-
der ein Genderverbot im staat-
lichen Bereich. Zugleich müss-
ten Initiativen ergriffen werden, 
um die Deindustrialisierung zu 
stoppen. Dazu gehöre eine zu-
kunftsfähige Energieproduktion 
auch im Inland und nicht nur der 
teure Zukauf aus dem Ausland  
„Wir sollten neben dem massi-
ven Ausbau der Erneuerbaren 
Energien wie Wasserkraft, Geo-
thermie, Wind und Biomasse 
auch auf neue Formen der Kern-
energie und Kernfusion setzen.“ 
Überdies will sich der Freistaat 
an Leitungen für Gas und Was-
serstoff beteiligen.

Darüber hinaus ist eine Ver-
schlankung der Verwaltung an-
gedacht. „Grundsätzlich gilt: 
Stellenaufbau wo nötig, Stel-
lenabbau wo möglich“, erklär-
te der Ministerpräsident. So sol-
len bis 2035 bis zu 5.000 Stellen 
durch den Abbau von Bürokra-
tie und die Nutzung von Künstli-
cher Intelligenz eingespart wer-
den. Nur durch einen schlan-
ken Staat könne die Schulden-
bremse auf Dauer eingehalten 
und der Haushalt solide finan-
ziert werden. Zur Entbürokrati-
sierung sollen zehn Prozent der 
Verwaltungsvorschriften abge-

baut, Statistikpflichten reduziert 
und künftige Gesetze zunächst 
mit einem Haltbarkeitsdatum 
von fünf Jahren versehen wer-
den. Für jedes neue Gesetz sol-
len zwei alte abgeschafft wer-
den. Zudem kündigte Söder ein 
„Entrümpelungsgesetz“ an. In ei-
ner ganzen Reihe von Gesetzen 
sollen Fristen verkürzt, Statistik- 
auflagen reduziert, Genehmi-
gungspflichten gestrichen oder 
Entscheidungen wie etwa über 
Stellplätze bei Bauprojekten den 
Kommunen übertragen werden.

Migration ist Söder zufolge 
ein Schlüsselthema. Es brauche 
zwar Migration in den Arbeits-
markt, aber nicht in die Sozial-
systeme, weshalb eine echte 
Wende in der Migrationspoli-
tik mit einer klaren Integrations-
grenze, einem geänderten Asyl-
recht und einem wirksamen 
Grenzschutz vonnöten sei.

Bürgergeld der falsche Ansatz

In der Sozialpolitik sei Bürger-
geld der falsche Ansatz. „Das 
Bürgergeld ist Sozialhilfe. Und so 
muss es auch genannt werden.“ 
Wer länger einbezahlt habe 
und bereit sei zu arbeiten, müs-
se mehr bekommen als diejeni-
gen, die noch nie die Chance zur 
Einzahlung gehabt hätten. Au-
ßerdem müssten die Regeln für 
die doppelte Staatsbürgerschaft 
geändert werden. „Wer unsere 
Verfassung missachtet und auf 
den Straßen ein Kalifat fordert, 
muss die deutsche Staatsbürger-
schaft wieder abgeben.“

Der Ministerpräsident gab 
auch ein Bekenntnis zum ge-
gliederten Schulwesen und dem 
weiteren Zuwachs der Lehr-
erstellen ab. So sind bei Schu-
le/Bildung und im Bereich Poli-
zei rund 6.000 neue Stellen ge-
plant. Gerade in der Grundschu-
le sollen die Kernkompetenzen 
gestärkt werden. So wird es pro 
Woche eine zusätzliche Stun-
de Deutsch-Unterricht geben, 
ohne aber die Gesamtzahl der 
Stunden zu erhöhen, kündigte 
Söder an. Vor der Einschulung 
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Einbindung der Bundespolizei in 
den Rückführungsprozess sei-
en Synergieeffekte zu erzielen. 
Vom Bund betriebene Ausrei-
sezentren würden den Rückfüh-
rungsprozess in der Praxis ver-
einfachen und beschleunigen. 
Die Unterbringung in Bundes-
ausreisezentren dürfte zudem 
auch die Bereitschaft zu freiwil-
ligen Ausreisen steigern 
4. Realistische Integrations-
grenze: Bund, Länder und Kom-
munen sind durch die aktuel-
le Zugangssituation bei der Auf-
nahme und Integration von Ge-
flüchteten in allen Bereichen an 
ihrer Belastungsgrenze. Es droht 
eine völlige Überforderung der 
Kommunen, die politische Sta-
bilität des Landes ist gefährdet. 
Deshalb muss laut Staatsregie-
rung eine Integrationsgrenze für 
Deutschland festgelegt werden, 
die sich am Leistungs- und Inte-
grationsvermögen der Länder 
und Kommunen orientiert.
5. Beschleunigung von Asylge-
richtsverfahren und Asylverfah-
ren: Bayern fordert den Bund 
erneut auf, die Liste der siche-
ren Herkunftsstaaten um die 
Länder Algerien, Armenien, In-
dien, Marokko und Tunesien 
zu erweitern. Diese Länder ha-
ben allesamt eine regelmäßige 
Schutzquote von unter fünf Pro-
zent. Zudem wurde beschlos-
sen, einen Gesetzentwurf zur 
weiteren Beschleunigung der 
Asylgerichtsverfahren und Asyl-
verfahren im Bundesrat einzu-
bringen. Das europäische Recht 
bietet die Möglichkeit, siche-
re Herkunftsländer einfacher zu 
bestimmen. Der Freistaat will 

erreichen, dass der Bund davon 
künftig Gebrauch macht und 
das Bundesinnenministerium al-
lein – ohne die Zustimmung des 
Bundesrats – sichere Herkunfts-
länder festlegen kann.
6. Asylbewerberleistungsgesetz: 
Neu ankommende Kriegsflücht-
linge aus der Ukraine sollen künf-
tig wieder nur Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsge-
setz erhalten und nicht in den 
Bürgergeld-Bezug fallen. Dadurch 
soll der Anreiz erhöht werden, 
zeitnah eine Arbeit aufzunehmen.

Anstieg um mehr als 50 %

Nach Angaben des Bundes-
amts für Migration und Flücht-
linge (BAMF) haben 2023 ins-
gesamt 351.915 Personen ei-
nen Asylantrag in Deutsch-
land gestellt (329 120 Erst- und 
22.795 Folgeanträge). Gegen-
über dem Vergleichszeitraum 
des Vorjahres (217.774 Erstan-
träge) bedeutet dies einen An-
stieg um 51,1 Prozent. Wie die 
stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on, Andrea Lindholz, feststellte, 
„müsste die Bundesregierung 
einen besonderen Fokus auf 
die irreguläre Migration aus der 
Türkei legen. Mit über 60.000 
Asylerstanträgen, aber nur 13 
Prozent Schutzberechtigten be-
lastet diese Gruppe unser Asyl-
system immer stärker. Hier müs-
sen jetzt endlich auch Frau Baer-
bock und der Bundeskanzler 
handeln. Es braucht einen neu-
en Deal mit der Türkei  Die Ein-
richtung einer Arbeitsgruppe im 
Bundesinnenministerium reicht 
längst nicht mehr aus.“  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
tischer Spielball zwischen Bund 
und Ländern sein, sondern müs-
se im Sinne der Patientinnen 
und Patienten gelöst werden.

Laut DStGB braucht es einen 
umfassenden Umbau im Ge-
sundheitssystem, das vor der 
größten Reform seiner jüngeren 
Geschichte steht. Daher müss-
ten auch die Länder diesen Um-
bau auskömmlich finanzieren 
und mittragen, wenn es etwa 
um Investitionen in Klinikstand-
orte geht. Der angekündigte 
Transformationsfonds sollte da-
her auskömmlich und auf brei-
ten Schultern finanziert sein. Bei 
der Krankenhausplanung müs-
se künftig klar sein, dass das 
Ziel eine bestmögliche Versor-
gung der Patienten sein muss. 
Dies könne auch bedeuten, dass 
Häuser und Standorte schließen 
müssen. Diese Diskussionen gel-
te es in den nächsten Monaten 
und Jahren zu führen.

Warnung vor Engpässen

Der Deutsche Landkreistag 
warnt vor Engpässen bei der me-
dizinischen Versorgung im ländli-
chen Raum. Es dürfe nicht sein, 
„dass sich die gesundheitliche 
Versorgung außerhalb der gro-
ßen Städte verschlechtert. Das 
wäre eine Politik vorbei am Groß-
teil der Bevölkerung“, unterstrich 
Präsident Reinhard Sager. Er for-
derte „die Sicherheit, dass die ge-
plante Krankenhausreform nicht 
zu übermäßigen Einschränkun-
gen in der Fläche führt“. Konkret 
forderte Sager kurzfristige finan-
zielle Hilfen, um die inflationsbe-
dingten Mehrkosten der Kran-
kenhäuser auszugleichen.

Die Reform sieht im Kern vor, 
das Vergütungssystem der Klini-
ken mit Pauschalen für Behand-
lungsfälle zu ändern, um sie von 
finanziellem Druck zu immer 
mehr Fällen zu befreien. Künftig 
sollen sie 60 Prozent der Vergü-
tung allein schon für das Vorhal-
ten von Leistungsangeboten be-
kommen.

„Ein neues System der Kran-
kenhausfinanzierung ist längst 
überfällig. Wir unterstützen die 
Grundidee der geplanten Kran-
kenhausreform, Fallpauschalen 
durch Vorhaltepauschalen zu er-

setzen. Krankenhäuser könnten 
so ihren Versorgungsauftrag ge-
genüber den Patientinnen und 
Patienten viel besser umsetzen 
und müssten nicht mehr dar-
auf schielen, welche Behand-
lung oder OP die höchsten Fall-
pauschalen bringt“, erklärte Pit 
Clausen, Stellvertreter des Prä-
sidenten des Deutschen Städte-
tags und Oberbürgermeister der 
Stadt Bielefeld.

Angst vor unkoordinierten 
Krankenhausschließungen

Klar sei aber auch: „Es muss 
unverzüglich mehr Geld ins Sys-
tem. Wenn die Krankenhäuser 
in einem Zwischenschritt nicht 
schnell frisches Geld bekom-
men, werden etliche die Re-
form nicht mehr erleben. Dann 
wird es unkoordinierte Kranken-
hausschließungen geben, genau 
das soll mit der Reform aber ei-
gentlich vermieden werden. 
Bund und Länder müssen jetzt 
aufhören, sich gegenseitig den 
schwarzen Peter zuzuschieben. 
Dafür ist die Situation zu ernst. 
Die Krankenhäuser haben keine 
Zeit mehr für taktische Spiele.“

An das Krankenhaustranspa-
renzgesetz, das sich gerade im 
Vermittlungsausschuss befin-
det, sind Clausen zufolge wichti-
ge Liquiditätshilfen für die Kran-
kenhäuser gekoppelt. „Wenn 
keine schnelle Einigung im  
Vermittlungsausschuss gelingt, 
muss das Bundesgesundheits-
ministerium die Liquiditätshil-
fen wieder vom Transparenz-
gesetz abkoppeln. Zusätzlich 
muss endlich ein Gesetzentwurf 
für die Krankenhausreform vor-
gelegt werden und möglichst 
schnell in den Bundestag. Aber 
auch die Länder müssen jetzt ih-
rer Verantwortung gerecht wer-
den“, machte der Vizepräsident 
deutlich. Dass eine Kranken-
hausreform erforderlich sei, ste-
he außer Frage. „Dafür braucht 
es jetzt mehr Kompromiss und 
weniger Blockade. Die Länder 
müssen außerdem endlich ih-
rer Verpflichtung nachkommen, 
die Investitionskosten der Kran-
kenhäuser vollständig zu finan-
zieren. Der Investitionsstau an 
den Krankenhäusern wird im-
mer größer.“  DK
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schlüssen und beruflicher Qua-
lifikationen aus den Heimatlän-
dern schneller und unbürokrati-
scher werden.“

Breites Hilfenetz

Trotz vieler offener Stellen und 
Fachkräftemangel sinkt die Zahl 
arbeitsloser Menschen kaum. 
Ein sehr großer Anteil dieser 
Menschen hat keinen Berufsab-
schluss. Jedes Jahr verlassen zu-
dem fast 50.000 Jugendliche die 
Schulen ohne Schulabschluss. 
Vielfach sind es Jugendliche mit 
einem schwierigen Lebensum-
feld, die trotz vieler offener Stel-
len keinen Ausbildungsplatz fin-
den. „Um diese Menschen in-
dividuell zu fördern, gibt es in 
den Städten gemeinsam mit 
den Jobcentern ein breites Hilfe-
netz. Wir klingeln an den Türen 
und kümmern uns darum, dass 
sie Schul- und Berufsabschlüsse 
nachholen, sich orientieren oder 
ausbildungsfähig werden“, un-
terstrich Lewe. Für diese Men-
schen werde eine gezielte Qua-
lifizierungs- und Weiterbildungs-
offensive benötigt, die Lebens-
perspektiven schafft. „Das wäre 
auch ein Beitrag gegen den Ar-
beitskräftemangel.“

Die Städte wissen um den 
Spardruck der Bundesregierung 
nach dem Haushaltsurteil. Dies 
trifft auch die aktive Arbeits-
marktpolitik. Die Arbeitsagentu-
ren werden in den nächsten vier 

für aus, die Wiederverwendung 
von gereinigtem Abwasser dort 
zu vereinfachen, wo kein Was-
ser in Trinkwasserqualität benö-
tigt wird. Dies sei auch der An-
satz des 2023 verabschiedeten 
„Water Reuse Act“ der EU, des-
sen Umsetzung Bund und Län-
der vorantreiben müssten. Dann 
könnte recyceltes Abwasser in 
bestimmten Fällen etwa zur Be-
wässerung in der Landwirtschaft 
eingesetzt werden. Außerdem 
sollte der Anwendungsbereich 
der EU-Verordnung so erweitert 
werden, „dass auch wir Städte 
recyceltes Wasser zur Bewässe-
rung unseres Stadtgrüns einset-
zen können“.

Trierer Erklärung

In einer abschließenden „Trie-
rer Erklärung“ unterstreicht der 
Deutsche Städtetag, es nicht 
hinzunehmen, „dass rechtsex-
treme Kräfte eine Atmosphäre 
der Verunsicherung, der Angst 
und des Hasses in unserem Land 
und in unseren Städten schü-
ren“. Hintergrund ist das jüngst 
bekannt gewordene Treffen von 
AfD-Funktionären mit Mitglie-
dern der Identitären Bewegung 
und die dort diskutierte Depor-
tation von Millionen Menschen 
aus Deutschland.

„Unsere Städte gehören al-
len Menschen, die hier le-
ben“, heißt es in der Erklärung.  
„Unterschiedliche Meinungen, 
unterschiedliche Bewertungen 
politischer Themen, auch un-
terschiedliche Positionen zur 
Migrations- und Asylpolitik sind 
Teil unserer Demokratie. Demo-
kratie braucht Auseinanderset-
zung, Demokratinnen und De-
mokraten müssen auch Streit 
aushalten und Widerspruch ak-
zeptieren. Was wir nicht akzep-
tieren, ist, wenn der Kern un-
serer Verfassung und die Basis 
unseres Zusammenlebens an-
gegriffen wird: die Würde des 
Menschen.“

Menschenwürde, Demokra-
tie und Rechtsstaat müssten im-
mer wieder neu verteidigt wer-
den. Eine wehrhafte Demokra-
tie lebe von einer aktiven und 
wachen Zivilgesellschaft vor 
Ort. Dies hätten Zehntausen-
de Menschen in den vergange-
nen Tagen in zahlreichen Städ-
ten deutlich gemacht. Die Men-
schen, die aktuell gemeinsam 
auf die Straßen gehen, um Far-
be zu bekennen für Demokratie 
und Menschenwürde, sendeten 
ein klares Signal der Solidarität – 
und gegen die Spaltung unserer 
Stadtgesellschaften.  DK

Masterplan für ...

Mehr Geld ins ...

werden verpflichtende Sprach-
tests eingeführt. Bei Defiziten 
sollen sich noch ein zusätzliches 
Kindergartenjahr oder Sprach-
kurse anschließen. Zudem sol-
len bei Lehrkräften Anreize für 
weniger Teilzeit- und mehr Voll-
zeitarbeit geschaffen werden, 
um eine gute Unterrichtsversor-
gung zu gewährleisten.

Mit Blick auf die sicherheits-
politischen Herausforderun-
gen für Deutschland und Bayern 
wies Söder darauf hin, dass Bay-
ern ein eigenes Bundeswehrge-
setz auf den Weg bringen wer-
de. Es soll die Bundeswehr und 
die Wehrindustrie bei Bildung 
und Forschung und im Bereich 
der Landesplanung mit Koope-
rationsgeboten und bei der Be-
rufsberatung stärken.

In einer angespannten Haus-
haltslage muss Söder zufolge 
nicht nur der Staat sparen, son-
dern auch der Öffentliche Rund-
funk: „Wir sagen ja zum Öffent-
lich-Rechtlichen Rundfunk, aber 
nein zu einer Gebührenerhö-
hung. Damit der Rundfunk Zu-
kunft hat, sind strukturelle Ver-
änderungen und Reformen drin-
gend notwendig.“ Die Kernpro-
gramme wolle man erhalten, 
aber rund 20 TV- und Radiopro-
gramme streichen. Weiter sollen 
die Gehälter der Führungskräf-
te an den öffentlichen Dienst an-
gepasst und der Fokus wieder 
mehr auf den Bildungsauftrag 
und nicht die Unterhaltung ge-
legt werden. Mit der CSU wer-
de es keine Erhöhung des Rund-
funkbeitrags geben, stellte Sö-
der abschließend klar.  DK

Wir ampeln nicht ... Keine Einsparungen ...
Jahren über fünf Milliarden Eu-
ro einsparen müssen, die Job-
center werden in ähnlicher Grö-
ßenordnung weniger Mittel zur 
Verfügung haben. „Die Spar-
maßnahmen schränken deut-
lich die Möglichkeiten ein, Men-
schen zu qualifizieren, weiterzu-
bilden und die Integrationen zu 
finanzieren. Das kann nicht das 
letzte Wort sein“, so der Städ-
tetagspräsident. „Die Jobcenter 
und Agenturen leisten bei der 
anstehenden Transformation in 
der Wirtschaft, bei der Integrati-
on und Zuwanderung einen un-
verzichtbaren Job. Der Bundes-
regierung muss klar sein: Wer 
an Weiterbildung und Qualifizie-
rung spart, erschwert die Suche 
nach Arbeits- und Fachkräften 
erheblich.“

Bewussterer Umgang  
mit Wasser

Nach den heißen Sommern in 
2022 und 2023 setzen sich die 
Städte darüber hinaus für einen 
bewussteren Umgang mit Was-
ser ein. Viele Jahrzehnte galt 
Wasser in Deutschland als prak-
tisch unbegrenzte Ressource, 
erklärte Verbandsvizepräsiden-
tin Katja Dörner, Oberbürger-
meisterin aus Bonn. Spätestens 
die letzten Hitzesommer hätten 
allerdings eindringlich gezeigt, 
dass das keine Selbstverständ-
lichkeit mehr ist: „Regional und 
saisonal kann es auch bei uns zu 
Wasserknappheit kommen. Wir 
brauchen einen bewussteren 
Umgang mit unserem Grund-
wasser sowie mit Wasser aus 
Flüssen, Bächen und Seen. Dür-
ren und sinkende Grundwasser-
spiegel haben erhebliche Aus-
wirkungen auf Menschen, Um-
welt und Klima, aber auch auf 
Industrie und Landwirtschaft.“

Laut Dörner ist die Wasser-
versorgung in Deutschland si-
cher. „Aber wir müssen jetzt ak-
tiv werden, damit das auch in Zu-
kunft so bleibt. Bund und Länder 
müssen dafür den rechtlichen 
Rahmen schaffen.“ Um die Res-
source Wasser besser zu schüt-
zen, brauche es mehr Daten zum 
Wasserverbrauch: Oft fehlten 
den Kommunen Informationen 
darüber, wer wie viel Grundwas-
ser oder Wasser aus Flüssen, Bä-
chen und Seen entnimmt, be-
tonte Dörner. Denn bisher müs-
se nicht jede Entnahme etwa für 
Bewässerung in der Landwirt-
schaft genehmigt werden. Dies 
sei nicht mehr zeitgemäß. Dör-
ner forderte daher klarere Re-
geln im Wasserhaushaltsgesetz. 
Nur wenn eine Gesamtüber-
sicht vorliege, könnten frühzei-
tig Maßnahmen gegen Wasser-
knappheit ergriffen werden.

Regional sei es in den vergan-
genen beiden Sommern zu Was-
serknappheit gekommen: Je-
weils rund 80 Kommunen hät-
ten Allgemeinverfügungen er-
lassen, die die Nutzung von 
Trink- und Grundwasser für be-
stimmte Zwecke beschränkten 
oder die Entnahme von Wasser 
aus Flüssen und Seen zeitweise 
untersagten. Bisher habe sich 
jede Kommune die Verfügung 
selbst stricken müssen. Deshalb 
wünschten sich die Städte hier-
zu klarere Leitlinien von Bund 
und Ländern. Zudem seien bun-
desweit einheitliche Entnahme-
entgelte aus Grundwasser und 
Oberflächengewässern sinnvoll. 
Dabei gehe es nicht um Gebüh-
ren für Privathaushalte, sondern 
vor allem für Gewerbe, Indus- 
trie und Landwirtschaft. Derzeit 
gebe es in 13 von 16 Bundeslän-
dern Entnahmeentgelte, deren 
Höhe unterschiedlich sei.

„Unser sauberes Leitungswas-
ser mit seiner außergewöhnli-
chen Qualität für die Bewässe-
rung von Bäumen oder Feldern 
zu nutzen, ist in vielen Fällen 
vollkommen widersinnig“, stell-
te die Vizepräsidentin fest. Des-
halb sprächen sich die Städte da-

Manifest erarbeitet:

Jugend gemeinsam 
für Europa

Dass Jugendarbeit über Gren-
zen hinweg funktioniert, zeigt 
das Projekt „Jugend gemeinsam 
für Europa“. Mehr als 15.000 
junge Menschen aus Bayern und 
der Tschechischen Republik ha-
ben teilgenommen und ihre Ide-
en und Impulse eingebracht. 
Das Ergebnis: ein Manifest und 
zwei Projekte, die nun realisiert 
werden.

Bayerns Jugendministerin Ul-
rike Scharf zieht eine positive Bi-
lanz: „Das Projekt ist ein gelunge-
nes Beispiel für grenzüberschrei-
tende Jugendarbeit. Mit ihrem 
Manifest haben die jungen Men-
schen ihre Visionen und Wün-
sche für Europa aufgezeigt.“

Kernfrage des Gesamtpro-
jekts war: Was macht ein stär-
keres und nachhaltigeres Eu-
ropa aus? Zunächst brachten 
15.000 junge Menschen bei ei-
ner Online-Konsultation knapp 
600 Vorschläge, Projekte und 
Ideen ein. Im Anschluss konnten 
sich Teilnehmer bei den Jugend-
dialogtagen in Furth am Wald 
persönlich austauschen und die 
Ideen diskutieren. 
https://www.stmas.bayern.de/
aktionsplan-jugend/   r

https://www.stmas.bayern.de/aktionsplan-jugend/
https://www.stmas.bayern.de/aktionsplan-jugend/
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Bitcoin ist ein Rohstoff:

„Im Grunde betreiben wir  
Verbraucherschutz“

Als erste Regionalbank deutschlandweit unterstützt die Volks-
bank Raiffeisenbank Bayern Mitte mit Hauptsitz in Ingolstadt ih-
re Mitglieder und Kunden bei der Verwahrung von Bitcoin mit 
Know-how. Wie das funktioniert, warum sich die Bank mit Bit-
coin auseinandersetzt und ob Kommunen für das Thema sensibi-
lisiert werden müssen, erklärt Vorstandsmitglied Andreas Streb 
im Gespräch mit Constanze von Hassel, Chefredakteurin der Bay-
erischen GemeindeZeitung.

GZ: Herr Streb, seit wann und 
warum beschäftigen Sie sich per-
sönlich mit dem Thema Bitcoin?  
Andreas Streb: Mein Nachbar 
wollte im März 2020 von mir wis-
sen, ob wir als Bank uns mit dem 
Thema „Bitcoin“ auseinander-
setzen. Ich persönlich war bis zu 
diesem Zeitpunkt der Meinung, 

ich habe in einem Selbstversuch 
über die Börse Stuttgart Bitcoin 
gekauft. Das war nicht so ein-
fach und mir wurde dadurch be-
wusst, dass für unsere Kunden 
Beratungsbedarf besteht, den 
wir als regionaler Ansprechpart-
ner für unsere Kunden decken 
müssen. 

Sicherheit im System

GZ: „Bitcoin ist Energiever-
schwendung und erleichtert 
Kriminalität“: Wie oft hören Sie 
das und was entgegnen Sie? 
Streb: Solche Fragen zeigen, 
dass die Person viel Meinung 
und wenig Ahnung hat. Das 
soll nicht herablassend klingen; 
es ist mein voller Ernst. Um Bit-
coin zu verstehen, braucht es 
Zeit, die man bereit sein muss 
zu investieren. Verkürzt lässt 
sich sagen: Das System Bitcoin 
hat nichts mit Betrügereien zu 
tun, wie sie beispielsweise rund 
um den Crash der Krypto-Börse 
FTX passiert sind. Sonst müss-
te jede Bankenpleite auch stell-
vertretend eine Pleite unseres 
Finanzsystems sein. Bitcoin ist 
auch kein Schneeball- oder Py-
ramidensystem. Und zum Ener-
giethema: Nur weil etwas Ener-

gie verbraucht, heißt das nicht, 
dass es schlecht ist: E-Mobilität 
verbraucht Energie, Streaming 
verbraucht unendlich viel Ener-
gie, reguläre Finanzdienstleis-
tungen verbrauchen Energie. Bei 
Bitcoin, hinter dem ein dezent-
rales, Computer-Netzwerk mit 
offener Programmierung steht, 
resultiert der hohe Energiever-
brauch aus der Verwendung des 
„Proof-of-Work“-Algorithmus, 
der der Bitcoin-Blockchain zu-
grunde liegt und der für Sicher-
heit im System sorgt. In diesem 
System wird jeder neue Bitcoin 
durch Energie erzeugt und die 
Erzeugung wird immer schwie-
riger, was Bitcoin so wertvoll 
macht. Zudem ist die Erzeugung 
sehr streng limitiert. Noch stren-
ger als zum Beispiel der Gold- 
abbau. Anders ausgedrückt: Der 
Wert von Bitcoin spiegelt sich im 
hohen Energieeinsatz, denn die-
ser ist die sichere Verbindung aus 
der digitalen in die reale Welt. 

Lebenslange  
Kundenbeziehungen

GZ: Wie ist es Ihnen gelungen, 
Ihren Vorstand zu überzeugen, 
dass ein eigenes Angebot sinn-
voll ist?  
Streb: Unsere Bank gibt es seit 
125 Jahren und unsere Kunden 
betreuen wir selbst vor Ort und 
vermitteln sie nicht an jemand 
anderen für spezielle Angebote 
wie beispielsweise Bitcoin. Un-
sere Kundenbeziehungen halten 
ein Leben lang. Mit dieser Prä-
misse, verbunden mit unserem 

Anspruch, als Dienstleister Un-
terstützung in sämtlichen finan-
ziellen Angelegenheiten zu lie-
fern, war sich der Vorstand über 
die Sinnhaftigkeit einer Ausein-
andersetzung mit der Thematik 
sehr schnell einig. Schließlich hat 
sich so auch ein völlig neues Pro-
dukt für die Bank entwickelt. 
GZ: Gab es unerwartete Hür-
den? Wer hat Ihnen in der Um-
setzung geholfen? Werden Sie 
von anderen (Regional-)Banken 
nach Ihrer Expertise gefragt?
Streb: Lassen Sie mich hier et-
was ausholen: Seit 2020 steht 
im Kreditwesengesetz (KWG), 
der Bibel aller Banker, dass An-
bieter von Kryptowährungen ei-
ne Banklizenz brauchen. D.h. die 
deutsche Bankenwelt hätte spä-
testens dann wissen müssen, 
dass Kryptoverwahrung Bank-
geschäft ist. Aber wie schon bei 
Paypal und Co. wurde auch hier 
die Entwicklung verschlafen und 
mit der Firma Coinbase war es 
wieder ein amerikanisches Un-
ternehmen, das die erste Kryp-
toverwahrlizenz in Deutschland 
beantragt und auch bereits im 
Juni 2021 bekommen hat. Wir 
sind tatsächlich die erste heimi-
sche Bank, die ihren Kunden ein 
Bitcoin-Angebot machen kann. 
Und nur allein deswegen konn-
ten wir über 100 Neukunden 
gewinnen, die nur deshalb auf 
uns gekommen sind. Die wären 
sonst zu einem anderen, viel-
leicht weniger seriösen Anbieter 
gegangen. Im Grunde betreiben 
wir Verbraucherschutz. 

Für uns war die Entwicklung 
dieses komplett neuen Produk-
tes außergewöhnlich und abso-
lutes Neuland. Wir haben uns 
die Expertise von Joe Martin, Bit-
coin-Berater und Buchautor, ins 
Haus geholt und alle 750 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, aus 
dem Vertrieb über die Innenrevi-

Andreas Streb.  Bild: VR Bank Bayern Mitte

dass Bitcoin nichts mit Geld zu 
tun hätte und Blockchain war 
für mich ein Fremdwort. Aber 
mein Interesse war geweckt und 

bayern.vr.de

Gesellschaftliches Engagement zeigt sich für uns 
nicht in Worten, sondern in Taten. Wir fördern 
nachhaltige Projekte in der Region, deren Bandbreite 
von Jugendarbeit über Crowd-Founding bis hin 
zu Vereinssport und kulturellen Initiativen reicht.  
Für ein Morgen, das ein Miteinander ist.

Zusammen 

können wir 

mehr erreichen.

sion bis hin zur Compliance-Ab-
teilung, sowie die Führungsriege 
intensiv geschult. Ich war in allen 
diesen Sitzungen dabei. Mit der 
rechtlichen Unterstützung des 
Genossenschaftsverbands Bay-
ern und auch durch die Bundes-
bank war es uns möglich, 2022 
an den Start zu gehen. Jetzt 
gibt es bundesweit Nachfragen 
und mit der Volksbank Mittlerer 
Schwarzwald hat das erste Insti-
tut unsere Idee übernommen. 
GZ: Was ist Ihr konkretes Ange-
bot? 
Streb: Durch unsere gemeinsa-
me intensive Beschäftigung mit 
Bitcoin haben wir den Mehrwert 
ermittelt, den wir unseren Kun-
den bieten können. Daraus ha-
ben wir ein Dienstleistungsange-
bot entwickelt, das die drei fol-
genden Hauptthemen abdeckt:
• Kundeninformation: Schritt 1 
ist ein einstündiges Informations-
gespräch, das Basiswissen ver-
mittelt: Was ist die Blockchain, 
was ist eine Wallet, welche unter-
schiedlichen Wallets gibt es, was 
ist der Private-Key, usw.
• Im nächsten Schritt leisten wir 
Unterstützung bei der Verwah-
rung, denn Bitcoin ist im Grunde 
digitales Gold für dessen sichere 
Lagerung der Besitzer selbst sor-
gen muss. Nützliche Werkzeu-
ge und ein gemeinsam mit Joe 
Martin entwickeltes Handbuch 
bieten wir in einem Online-Shop 
über unsere Website (https://
www.vr-bayernmitte.de/privat-
kunden/sparen-geldanlage/bit-
coin.html) an. 
• Und schließlich können unsere 
Kunden über das Girokonto sehr 
einfach Bitcoin erwerben. Wich-
tig ist, dass die Bank nicht die 
Bitcoin der Kunden verwaltet. 
Der Kunde ist immer selbst ver-
antwortlich, wird aber von uns 
kompetent unterstützt. 
GZ: Warum nur Bitcoin?

Streb: Bitcoin ist die einzige ech-
te dezentrale Blockchain-An-
wendung, die weltweit sicher 
funktioniert. Sie ist für jeden 
nachvollziehbar und gegen Ma-
nipulationen gesichert. Bitcoin 
ist unabhängig, hat keine Zentra-
le, keinen Emittenten und keine 
Marketingabteilung. Gary Gens-
ler, Vorsitzender der US-Börsen-
aufsicht SEC, verwendet folgen-
des Bild: Bitcoin ist Rohstoff, alle 
anderen Kryptowährungen sind 
Wertpapiere, hinter denen wie-
der ein erfolgsabhängiges Ge-
schäftsmodell steht. Wenn wir 
noch das Beispiel Ethereum be-
mühen wollen, neben Bitcoin ei-
ne andere Kryptowährung. Hier 
konnte 2022 der Mechanismus 
von „Proof of Work“ zu „Proof 
of Stake“ mit dem Ziel geändert 
werden, den Energieverbrauch 
zu reduzieren. Aber allein die 
Tatsache, dass eine so drastische 
Änderung möglich war, zeigt ja, 
dass möglicherweise auch an-
dere Änderungen an der Kryp-
towährung vorgenommen wer-
den könnten. Daher ist Ethereum 
für uns keine Option, weil wir un-
seren Kunden keine solchen Risi-
ken zumuten wollen.  
GZ: In El Salvador ist Bitcoin 
offizielles Zahlungsmittel. Der 
Schweizer Kanton Zug, die Ge-
meinde Zermatt und jetzt auch 
die Stadt Lugano erlauben die 
Bezahlung von kommunalen 
Dienstleistungen und Steuern in 
Bitcoin. Könnte das auch für un-
sere Kommunen denkbar sein?
Streb: Dass Bitcoin offiziel-
les Zahlungsmittel wird, das 
braucht noch Zeit. Dass er da-
für taugt, habe ich bei einer Bit-
coin-Konferenz in Lugano selbst 
erlebt. Dort kann inzwischen in 
300 Geschäften mit Bitcoin ge-
zahlt werden. Insbesondere in 
Ländern ohne funktionierendes 
 (Fortsetzung auf Seite 6)

https://bayern.vr.de/privatkunden.html
https://www.vr-bayernmitte.de/privatkunden/sparen-geldanlage/bitcoin.html
https://www.vr-bayernmitte.de/privatkunden/sparen-geldanlage/bitcoin.html
https://www.vr-bayernmitte.de/privatkunden/sparen-geldanlage/bitcoin.html
https://www.vr-bayernmitte.de/privatkunden/sparen-geldanlage/bitcoin.html
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Im Grunde ... 

Explosive Lage:

Warum ein Gesetz 
Geldautomaten nicht schützt

Ein Kommentar von Dr. Jürgen Gros
Die Geldautomatensprenger treiben in Deutschland weiter ihr  
Unwesen. 462 mal versuchten sie im letzten Jahr, Geldmaschinen mit 
Explosivstoffen zu knacken. Im Freistaat schlugen die Sprengstoff-
gangster 21 mal zu. Zwar liegt bundesweit die Zahl der versuchten 
und vollendeten Anschläge knapp unter der des bislang schlimms-
ten Schreckensjahres 2022 mit 496 Attacken. Und auch in Bayern ist 
sie rückläufig. Dennoch verharrt die Zahl der Angriffe auf Geldaus-
gabeautomaten in Deutschland seit 2020 auf hohem Niveau. 

Die Gesamtzahl der Automa-
tensprengungen im laufenden 
Jahrzehnt addiert sich mittlerwei-
le auf knapp 1.800, davon 99 in 
Bayern. Die Räuber kommen frei-
lich nicht bei jedem Versuch an die 
Geldkassette, verursachen aber 
in der Regel beträchtlichen Sach-
schaden. Sie gefährden mit ihren 
kriminellen und zumeist nächtli-
chen Taten zudem in erheblichem 
Maße Menschen im Wohnumfeld 
der Geldautomaten.

Die Lage ist explosiv. Dass es 
entsprechend immer wieder For-
derungen gibt, den Geldautoma-
tenbetreibern – zumeist Banken – 
gesetzlich und damit verbindliche 
Sicherheitsmaßnahmen aufzuerle-
gen, liegt auf der Hand. Der Bund 
Deutscher Kriminalbeamter for-
dert das. Ähnliches war im Vorfeld 
der letzten Innenministerkonferenz 
der Länder im Dezember vereinzelt 
und zum wiederholten Male aus 
dem Kreis der Minister zu hören.

Der Reflex zur gesetzlichen 
Maßnahme liegt zwar nahe. Aber 
trägt er zur Lösung bei? Allen-
falls vordergründig. Die nähere 
Betrachtung zeigt, dass die Ban-
ken längst handeln. Sie haben in 
den letzten Jahren deutschland-
weit bereits 300 Millionen Euro 
in zusätzliche Automatensicher-
heit investiert. Und sie werden 
in den nächsten Jahren weiter in-
vestieren. Kein Bankvorstand hat 

ein Interesse daran, dass Geldau-
tomaten in die Luft gejagt, Ge-
bäude in Trümmer gelegt, Leib 
und Leben von Menschen gefähr-
det werden. Die Institute werden 
deshalb weiter standortbezoge-
ne Risikoanalysen vornehmen 
und – wo nötig – zusätzliche bau-
liche Maßnahmen an den Stand-
orten der Geldautomaten genau-
so ergreifen wie spezielle Präven-
tionsmaßnahmen an den Gerä-
ten selbst. Schließzeiten werden 
ebenso geändert wie Schließsys-
teme, die die Zugänge zu den Au-
tomaten regeln. Das haben die 
Banken glaubwürdig angekün-
digt und zwischenzeitlich schon in 
vielen Fällen umgesetzt. Alle die-
se Maßnahmen werden womög-
lich mittelfristig die Zahl der Au-
tomatensprengungen verringern.

Was die Banken aber bei al-
len Anstrengungen nicht beseiti-
gen können, ist das Thema hinter 
dem Thema. Es darf als erwiesen 
gelten, dass es nicht Kleinkrimi-
nelle sind, die auf eigene Rech-
nung mit Explosivstoffen han-
tieren und in den Nachtstunden 
durch Automatensprengungen 
für Schrecken sorgen. Vielmehr 
sind es die Handlanger der orga-
nisierten Kriminalität. Sie agie-
ren strikt nach Anweisung. Ihre 
Raubzüge in deutschen Gemein-
den und Städten dienen kriminel-
len Schattenmännern in den Nie-

derlanden zur Geldbeschaffung.
Anschläge auf Geldautomaten 

sind auch kein neues Phänomen. 
In der Polizeistatistik wird es seit 
2005 erhoben. Das Bundeskrimi-
nalamt ordnet die Geldautomaten- 
attacken längst der organisierten 
Kriminalität zu. Seit Mitte des letz-
ten Jahrzehnts dynamisiert sich die 
Entwicklung. Insofern gehört zu ei-
ner ursachenadäquaten Lösung 
auch die Debatte um einschlägige 
politische Maßnahmen, die die Er-
mittlungsbehörden im Kampf ge-
gen die organisierte Kriminalität 
und ihre Finanzierungsstrukturen 
stärken – national wie europäisch.

Die Lösung für das Thema 
Geldautomatensprengungen al-
lein bei den Banken zu verorten, 
wird der Dimension des Ganzen 
nicht gerecht. An verschiedenen 
Stellen sind Hausaufgaben zu er-
ledigen. Die Banken haben un-
zweifelhaft die ihren. Die Bun-

desinnenministerin vertraut wei-
ter darauf, dass die Geldautoma-
tenbetreiber im eigenen Interesse 
die Schutzmaßnahmen erhöhen 
und die dazu vereinbarten Ziele 
bis 2025 erreichen. Sie handelt al-
so richtig, wenn sie nicht auf ei-
ne gesetzliche Regelung setzt. 
Richtig ist es zudem, auf politi-
scher Seite mit Hochdruck Struk-
turen weiterzuentwickeln und Fi-
nanzmittel bereitzustellen, um 
die Schlagkraft der Ermittlungs-
behörden im Kampf gegen die or-
ganisierte Kriminalität massiv zu 
erhöhen. Hier besteht Nachholbe-
darf. Die über Jahre unerledigten 
Hausaufgaben der Politik erschei-
nen als die ungleich größeren.

Über unseren Autor

Der an der Ludwig-Maximi- 
lians-Universität in München  
promovierte Politikwissenschaft-
ler Jürgen Gros (*1969) war zwei 
Jahrzehnte im Management ver-
schiedener bayerischer Verbän-
de tätig, zuletzt als Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bay-
ern. Schwerpunktmäßig beschäf-
tigt er sich mit finanzwirtschaftli-
chen und mittelstandspolitischen 
Themen. r

Weniger  
Geldautomatensprengungen
In Bayern kam es nach Angaben des Landeskriminalam-

tes im Jahr 2023 zu 21 Sprengstoffattacken auf Geldautoma-
ten. 17 mal erlangten die Täter Geldbeute. In knapp der Hälf-
te der Fälle schlugen die Bankräuber in unter- und mittelfrän-
kischen Kommunen zu. Oberbayern blieb von den Raubzügen 
verschont. Die Zahl der Geldautomatensprengungen ist im Ver-
gleich zum Vorjahr (37 Fälle) deutlich zurückgegangen, liegt  
jedoch noch immer über der Fallzahl des Jahres 2021 mit  
17 Attacken. Insgesamt wurden im Bundesgebiet 2023 462 
Geldmaschinen gesprengt, 34 weniger als im Jahr 2022. (jmg)

Volks- und Raiffeisenbanken:

Solidarisch an der Seite 
der Landwirtschaft

Wettbewerbsfähigkeit landwirtschaftlicher Betriebe  
sicherstellen

Die bayerische und deutsche Landwirtschaft spielt in einer Zeit 
geopolitischer Unsicherheit eine herausragende Rolle für die ver-
lässliche, regionale Versorgung der Bevölkerung mit hochwerti-
gen Nahrungsmitteln. Es ist von großer Bedeutung, die hiesige 
Landwirtschaft zu stärken und zu fördern. Die aktuellen politi-
schen Entwicklungen gehen jedoch in die entgegengesetzte Rich-
tung, indem die Bundesregierung mit ihren jüngsten Beschlüssen 
zusätzliche Belastungen für Landwirte schafft. Der Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bayern (GVB), Gregor Scheller, äußer-
te sich besorgt: „Die Einschnitte sind enorm und treffen die Land-
wirtschaft inmitten tiefgreifender struktureller Veränderungen“, 
betonte er in München. 

Insbesondere die Entschei-
dungen in Berlin zur Streichung 
der Rückerstattung der Energie-
steuer beim Agrardiesel und der 
Befreiung land- und forstwirt-
schaftlicher Maschinen von der 
Kfz-Steuer werden als schwer-
wiegender Einschnitt empfun-
den. Deren Rücknahme bezie-
hungsweise Relativierung sind 
ein Schritt in die richtige Rich-
tung, reicht aber nicht aus. Die 
bayerische Genossenschaftsor-
ganisation unterstützt die hei-
mische Landwirtschaft und teilt 
die Besorgnis über die beste-
henden Herausforderungen. 

Entlastungen  
und Verlässlichkeit

In Solidarität mit den laufen-
den Protesten der Landwirte 
setzen sich die Volks- und Raiff- 
eisenbanken sowie die genos-

senschaftlichen Waren- und  
Dienstleistungsunternehmen 
für eine nachhaltige Stärkung 
der einheimischen Landwirt-
schaft ein. „In Anbetracht der 
aktuellen Herausforderungen 
benötigt die Landwirtschaft 
dringend Entlastungen und Ver-
lässlichkeit“, sagte der GVB-Prä-
sident. Es ist unser gemeinsa-
mes Ziel, eine Politik zu fördern, 
die die Belange der Bäuerinnen 
und Bauern angemessen be-
rücksichtigt und die deutsche 
Landwirtschaft unterstützt. Die  
Volks- und Raiffeisenbanken 
setzen sich dafür ein, dass die 
Interessen der Landwirte in den 
politischen Entscheidungspro-
zessen angemessen gewichtet 
werden, eine nachhaltige Zu-
kunft für die heimische Land-
wirtschaft gewährleistet ist und 
damit die Versorgung der Men-
schen in unserem Land.“ r

Mit Beteiligung zum Erfolg: 

Wie Volksbanken die 
Energiewende vor Ort treiben
Die Windkraft lohnt sich immer mehr für Kommunen und Bür-
ger. Denn: Viele Bundesländer wollen zukünftig Unternehmen 
verpflichten, die Standort-Kommunen und Anwohnenden an den 
Gewinnen der Windkraft zu beteiligen. Nachdem das Bundesver-
fassungsgericht letztes Jahr die Pflicht zur Beteiligung als recht-
mäßig eingestuft hat, herrscht endlich Rechtssicherheit. Da der 
Bund bislang kein deutschlandweites Konzept für Beteiligung vor-
gelegt hat, schaffen einige Bundesländer nun Tatsachen. 

Neben Mecklenburg-Vorpom-
mern und Brandenburg wurde 
nun auch kürzlich in NRW ein Be-
teiligungsgesetz verabschiedet. 
Außerdem liegen zurzeit Entwür-
fe für Beteiligungsverpflichtun-
gen in Niedersachsen, Thüringen 
und Sachsen-Anhalt vor. Auch in 
Rheinland-Pfalz und Bremen sei-
en erste Schritte getan, so eine 
aktuelle Auswertung der Deut-
schen Presse-Agentur (dpa). Der 
Hintergrund: Zum Teil sind die 
großen Windenergie-Anlagen vor 
Ort umstritten. Mit der finanzi-
ellen Beteiligung wollen nun vie-
le Bundesländer die Akzeptanz 
des Ausbaus erhöhen. Wenn man 
mitverdient, ändert sich für viele 
ein Blick auf das Windrad.

Energiegenossenschaften 
erleben eine Boom-Zeit

Eine unkomplizierte Art der Be-
teiligung von Bürgern und Kom-
munen stellt die eingetragene 
Genossenschaft (eG) dar. Die Idee 
ist so simpel wie erfolgreich: Ei-
ner Genossenschaft kann man 
einfach beitreten und jedes Mit-
glied hat eine Stimme – unabhän-
gig von der Anzahl der gezeichne-
ten Anteile. So können Genossen-
schaften nicht von Konkurrenten 
übernommen werden. Seit Jah-
ren steigt die Gründungszahl von 
Genossenschaften im Energie-
sektor bundesweit. Lag die Zahl 
der Neugründungen im Jahr 2020 
noch bei 4, wurden letztes Jahr 
42 neue Energiegenossenschaf-
ten gegründet. Und allein im ers-
ten Halbjahr 2023 liegt die Zahl 
bei 30, so eine aktuelle Auswer-
tung der DZ Bank.

Da reine Bürgerprojekte oft mit 
Gründung, Planung und Finanzie-
rung allein überfordert sind, be-
teiligen sich häufig lokale Volks- 
und Raiffeisenbanken. So entste-
hen regionale Synergien. Denn: 
Die in der Region verwurzelten 
Kreditinstitute sind nicht nur ver-
trauensvolle Finanzierungspart-
ner, sondern verfügen auch über 
genossenschaftliches Know-how. 
Das gilt nicht nur für Windkraft-
projekte, sondern auch z. B. im 
Bereich Solarstrom. Christoph 
Gottwald vom Genossenschafts-
verband unterstreicht den bei-

derseitigen Mehrwert: „Die brei-
te Kooperation sorgt für eine ech-
te Win-win-Situation: Durch die 
enge Zusammenarbeit kann die 
Bank ihren CO2-Fußabdruck re-
duzieren und die Energiegenos-
senschaft profitiert vom gewach-
senen Netzwerk in der Region.“ 
Viele Volks- und Raiffeisenbanken 
beteiligen sich bereits an Energie-
genossenschaften. Experte Gott-
wald schätzt den Anteil der Ener-
giegenossenschaften mit Volks-
bank-Beteiligung auf ca. 20-30 
Prozent.

Die Eifel zeigt, 
wie es gehen kann

„Volks- und Raiffeisenbanken 
legen in Ihrer Unternehmensphi-
losophie einen Hauptfokus auf 
die Wertschöpfung in der Region, 
um die Wirtschaftskraft vor Ort 
zu stärken“, sagt Mario Brüders, 
Vorstand der Südeifel Strom eG. 
„Durch die Präsenz in der Fläche 
hebt sich dieses Geschäftsmo-
dell nachhaltig von anderen Ban-
ken ab“, so Brüders weiter. Er ver-
körpert die Zusammenarbeit von 
Bank und Energiegenossenschaft 
in seiner Person: Er ist gleichzei-
tig Führungskraft bei der Volks-
bank Eifel eG. „Der Gedanke einer 
dezentralen und unabhängigen 
Energieversorgung passt wunder-
bar zu den Grundstrukturen und 
Werten einer Kreditgenossen-
schaft,“ betont der Bank-Experte. 

Am Beispiel der Südeifel 
Strom eG aus dem Eifelkreis Bit-
burg-Prüm wird deutlich: Unab-
hängige, regenerative Stromver-
sorgung in der Region auszubau-
en kommt in der Bevölkerung an. 
Im Jahr 2009 wurde mit der ers-
ten Photovoltaik-Dachanlage ge-
startet. Heute zählt sie zu den 
größten Energiegenossenschaf-
ten im Land. Sie hat aktuell über 
900 Mitglieder. Mit-Initiatorin vor 
15 Jahren war die Vorläuferbank 
der heutigen Volksbank Eifel eG. 
Unter dem Dach der Genossen-
schaft stellen die Verantwortli-
chen eine breite Beteiligung der 
Bevölkerung am Ausbau der er-
neuerbaren Energien sicher. Ma-
rio Brüders ist sich sicher: So wird 
das Gemeinschaftsprojekt Ener-
giewende zum Erfolg. r

IT-Probleme bei der Postbank:

Gesetzlich pauschalierter  
Schadensersatz erforderlich
Sascha Straub, Referatsleiter Finanzdienstleistungen bei der Verbrau-
cherzentrale Bayern, äußert sich zu den Problemen der Deutschen 
Bank bei der IT-Umstellung ihrer Tochtergesellschaft Postbank.

„Die Deutsche Bank kann ent-
gegen eigener Ankündigung ih-
ren Zeitplan für die Problem-
behebung durch die IT-Umstel-
lung bei der Postbank nun doch 
nicht einhalten. Obwohl Kundin-
nen und Kunden der Postbank 
seit über einem Jahr mit erhebli-
chen Leistungseinschränkungen 
zu kämpfen haben, hat die Deut-
sche Bank bislang nur warme 
Worte für die Betroffenen übrig.

Nach geltendem Recht hat 
die Bank finanzielle Konsequen-
zen nur dann zu fürchten, wenn 
einzelne Kunden ihre Schadens-
ersatzansprüche geltend ma-
chen. Ein überschaubares Risi-
ko für die Bank.

Wenn sich Banken erlau-
ben können, ihre Leistungsver-
pflichtungen über Monate hin-
weg zu vernachlässigen, dann 
muss der Preis dafür spürbar 
erhöht werden. Um dies zu er-
reichen und gleichzeitig Ge-
schädigten künftig einfacher zu 
ihrem Recht zu verhelfen, brau-
chen wir einen gesetzlich pau-
schalierten Schadensersatz bei 
Störungen von Bankdienstleis-
tungen. Jedes Kreditinstitut 
sollte zudem verpflichtet wer-
den, die Voraussetzungen zu 
schaffen, damit Kunden diese 
Ansprüche jederzeit, einfach 

und digital anmelden können.“

Hintergrund

Gesperrte Konten, nicht aus- 
geführte Überweisungen und 
unbearbeitete Betrugsfälle: Tau- 
sende Kundinnen und Kunden 
berichten seit Monaten von 
teils katastrophalen Problemen 
bei Postbank und DSL Bank. 
Auslöser war die IT-Migrati-
on zum Mutterkonzern Deut-
sche Bank. Betroffene kön-
nen auf Schadensersatz hof-
fen, müssen dafür aber aktiv 
werden. Eine pauschale Erstat-
tung lehnt die Deutsche Bank 
ab, obwohl die Probleme aus-
schließlich von ihr verursacht 
worden sind. Jeder Fall soll ein-
zeln geprüft werden.

Interaktiver Musterbrief

Die Verbraucherzentrale Bay-
ern bietet Betroffenen daher ei-
nen interaktiven Musterbrief 
unter www.verbraucherzentra-
le-bayern.de/postbank-tool an. 
Mit dem kostenlosen Tool kön-
nen Verbraucher bequem indi-
viduelle Forderungsschreiben 
erstellen, um ihre Ansprüche 
gegenüber der Deutschen Bank 
geltend zu machen. r

(Fortsetzung von Seite 5) 
Finanzwesen übernimmt Bitcoin 
bereits Funktionen z.B. als Wert-
speicher. In El Salvador waren 
unter anderem die horrenden 
Gebühren auf internationale 
Transaktionen in US-Dollar der 
Grund, Bitcoin einzuführen und 
die Vielzahl der Menschen ohne 
Bankverbindung.

Lösung für Unternehmen

Dass bayerische Kommunen 
sich eine Wallet zulegen, das 
glaube ich vorerst nicht. Auch 
wir als Bank kaufen kein Bitcoin. 
Kommunen verwalten kein eige-
nes Geld und als Entscheider hat 
man dann schnell ein Rechtferti-
gungsproblem. Aber wer weiß, 
Aktien wurden bis vor 25 Jah-
ren auch noch als Spekulations-
objekte abgelehnt. Bei Bitcoin 
besteht die Herausforderung, 
wie verhindert werden kann, 
dass eine Person, die die Bit-
coin für die Gemeinde oder Be-
hörde verwaltet, mit der Wallet 
verschwindet. Denken Sie an die 
Analogie zu Gold, nur das Bitcoin 
sehr viel leichter zu transportie-
ren ist! Aber auch hier arbeiten 
wir an einer Lösung, einer soge-
nannten Multisignatur-Wallet, 
die z.B. für Unternehmen inte-
ressant werden könnte. Mit ei-
ner Multisig-Wallet können nur 
dann Transaktionen vorgenom-
men werden, wenn zwei von drei 
Verantwortlichen zustimmen. 
Einer dieser drei könnte aus Si-
cherheitsgründen die Bank sein. 

Was aber durchaus für Kom-
munen und deren Stadtwerke in-
teressant werden könnte ist, dass 
Bitcoin tatsächlich zur Strom-
netzstabilität beitragen kann. In 
Texas wird das schon gemacht, 
denn Mining-Maschinen können, 
anders als Rechenzentren, oh-
ne Datenverluste schnell zu- und 
abgeschaltet werden, was sie zu 

einem interessanten Stromnetz-
stabilisator macht.

Auch in Bayern gibt es inno-
vative Unternehmen, wie die in 
der Kunststoffverarbeitung täti-
ge Kläger Group aus Neusäß bei 
Augsburg. Deren Tochter Tera-
hash sieht Bitcoin-Mining als in-
novativen Lösungsansatz, wenn 
es um Wärmegewinnung geht. 
Für die eigene wärmeintensive 
Produktion sind auch schon Mi-
ning-Maschinen im Einsatz. Wir 
arbeiten mit dem Unternehmen 
zusammen und stehen natürlich 
für weitere Informationen als 
Ansprechpartner jederzeit zur 
Verfügung. 

Kontroverse Digitaler Euro

GZ: Der Digitale Euro wird vor-
bereitet. Ihrer Meinung nach: 
Brauchen wir einen Digitalen 
Euro?
Streb: Niemand braucht den Di-
gitalen Euro, er ist völlig unnötig. 
Ich denke auf der europäischen 
Ebene sieht man Bitcoin als Pro-
blem auf sich zukommen und 
meint daher ein digitales Ange-
bot schaffen zu müssen. Aber wir 
haben bereits digitales Geld auf 
unseren Girokonten. 

Außerdem soll der Digitale Eu-
ro weder als Blockchain-Anwen-
dung noch als Token konzipiert 
sein. Und damit ist er nichts wei-
ter als ein Computerprogramm 
irgendwo in einer Cloud, das na-
türlich auch weiterhin program-
mierbar sein wird, da mache ich 
mir nichts vor. Wir gehen zwar 
immer davon aus, dass unse-
re Regierungen es gut mit uns 
meinen. Was aber, wenn wir mit 
dem Digitalen Euro etwas er-
schaffen, aus dem wir so einfach 
nicht mehr rauskommen? Daher 
müssen wir als Gesellschaft früh-
zeitig intervenieren. 
GZ: Vielen Dank für das Ge-
spräch! CH

http://www.verbraucherzentrale-bayern.de/postbank-tool
http://www.verbraucherzentrale-bayern.de/postbank-tool
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Verwirrende Zeiten
brauchen klare
Finanzen.

Behalten Sie Ihre
finanziellen Ziele im Blick.
Wir unterstützen Sie dabei.
Mehr auf sparkasse.de/mehr-als-geld

Weil’s ummehr als Geld geht.

Chefvolkswirte der Sparkassen-Finanzgruppe zum demografischen Wandel:

Ruf nach Paradigmenwechsel
Der demografische Wandel stellt Staat und Gesellschaft vor 
immense Herausforderungen. Nach Auffassung der Chefvolks-
wirte der Sparkassen-Finanzgruppe ist ein konstruktiver Um-
gang mit der Entwicklung notwendig. Dafür seien verschiedene 
Paradigmenwechsel erforderlich.

„Die Weltbank prognostiziert 
für die nächsten Jahre einen un-
verminderten Anstieg des Al- 
tersabhängigkeitsquotienten, al-
so der über 65-Jährigen, bezo-
gen auf die Bevölkerung im Er-
werbsalter. Damit verschiebt 
sich tendenziell die Zielrichtung 
der Staatsausgaben“, stellen die 
Chefvolkswirte fest. Aufgrund ei-
ner höheren Lebenserwartung  
nehme die Rentenbezugsdauer 
potenziell zu, was die Thematik 
weiter verschärfe.

Zwischen 2022 und 2027 gehe 
die Finanzplanung von einem An-
stieg der Rentenversicherungs-
leistungen des Bundes um rund 
ein Viertel auf 134,6 Mrd. Eu-
ro aus. Gemessen an seinen Ein-
nahmen (ohne Berücksichtigung 
der Nettokreditaufnahme) liege 
der Anteil aufgrund der geplan-
ten steigenden Einnahmen auch 
2027 noch bei knapp 30 Prozent 
(2022: 29,6 Prozent).

Problematische Verschiebung 
der Altersstruktur

Die Probleme, die die Ver-
schiebung der Altersstruktur in 
Deutschland und anderen Indus- 
trieländern mit sich bringt, zeig-
ten sich auch auf dem Arbeits-
markt. Durch Renteneintritt seien 
in den vergangenen Jahren jeweils 
800.000 bis 900.000 Personen 
aus dem Erwerbsleben ausge-
schieden, die nur zum Teil durch 
nachfolgende Generationen er-
setzt werden. Beim Thema Fach-
kräftemangel schlügen die Unter-
nehmen daher Alarm. Die größ-
ten Engpässe gebe es demnach 
aktuell in sozialen und pflegenden 
bzw. betreuenden Berufen, aber 
auch im Handwerk und in der IT. 
Für die Zukunft zeichne sich eine 
weitere Verschärfung der Knapp-
heit ab: Nach den Vorausberech-
nungen des Statistischen Bundes-
amts werde die Altersgruppe der 
65-Jährigen, die absehbar aus 

dem Erwerbsleben ausscheidet, 
im Vergleich zu den 20-Jährigen, 
die an der Schwelle zum Berufs-
leben stehen, immer größer.

„Bei zunehmender Alterung 
stellt sich die Frage, ob eine Ge-
sellschaft ihre Innovationskraft 
und damit ihre Wettbewerbsfä-
higkeit erhalten kann – insbeson-
dere bei hoher Regulierungsdich-
te“, heißt es weiter. Mangeln-
de Anpassung an neue Heraus-
forderungen steigere das Risiko, 
international abgehängt zu wer-
den und belaste das Wirtschafts-
wachstum. „Nimmt die aktive 
Bevölkerung zahlenmäßig ab, 
könnte eine höhere Produkti-
vität das ausgleichen. Die Ent-
wicklung der letzten Jahre ist 
hier nicht ermutigend. Allerdings 
sorgt künstliche Intelligenz (KI) 
derzeit für intensive Diskussio-
nen und dürfte an Bedeutung ge-
winnen.“

Mögliche Bremswirkung 
auf Investitionen

Eine im Alter abnehmende 
Spartätigkeit könne darüber hin- 
aus eine Bremswirkung auf In-
vestitionen entfalten: Um den 
Lebensstandard trotz Einkom-
menseinbußen beim Übergang 
vom Gehalt auf Rentenbezüge zu 
halten, werde häufig Vermögen 
verzehrt, das als Kapital für In-
vestitionen dann nicht zur Verfü-
gung steht. Da die einkommens-
starken Länder jedoch insgesamt 
mit einer alternden Gesellschaft 
konfrontiert sind, werde die Lö-
sung kaum in einer Entlastung 
durch Kapitalimporte liegen, ver-
muten die Finanzexperten.

Die öffentliche Verschuldung 
in Deutschland sei im EU-Ver-
gleich moderat (66 Prozent zu 
84 Prozent des BIP). Krisenbe-
kämpfung und Wachstumsein-
bußen hätten jedoch ihre Spu-
ren hinterlassen und der jüngste 
Anstieg der Kapitalmarktzinsen 

verteuere den Schuldendienst. 
Der Sparkurs sollte eine Priori-
tät bleiben, um Spielraum für zu-
kunftsorientierte Ausgaben zu 
schaffen, heißt es.

Neuland „Aktienrente“

Neuland betrete die Bundesre-
gierung mit der „Aktienrente“, in 
die 2023 zunächst 10 Mrd. Euro 
aus Krediten fließen sollen. Ba-
sis hierfür sei die „Stiftung Gene-
rationenkapital“. Erstmals soll so 
eine kapitalmarktbasierte Kom-
ponente das Umlagesystem er-
gänzen und ab ca. 2037 den Staat 
entlasten. Mit Blick auf skandi-
navische Länder, wo die Alters-
vorsorge seit Jahren Fondskom-
ponenten enthält, ist die Einbe-
ziehung des Kapitalmarkts als 
weitere Säule im deutschen Ren-
tensystem aus Sicht der Chef-
volkswirte „eine sinnvolle Ergän-
zung, wenn sie ausreichend mit 
Kapital ausgestattet wird. Zudem 
muss geklärt werden, inwieweit 
ein solcher Fonds zusammen 
mit der Kreditwirtschaft gema-
nagt werden kann. Ob der vom 
Finanzminister für die kommen-
den Jahre anvisierte dreistellige 
Milliardenbetrag ausreicht, um 
eine nennenswerte Entlastung 
zu bringen, ist fraglich.“

Längeres Arbeiten 
attraktiv machen

Am Arbeitsmarkt stelle sich 
die Frage, ob die zur Verfügung 
stehenden Ressourcen effizient 
genutzt werden. Dabei biete 
die Aktivierung Älterer ein gro-
ßes Arbeitskräftereservoir. „Ei-
ne weitere Anhebung des ge-
setzlichen Renteneintrittsalters 
über die aktuell laufenden Maß-
nahmen hinaus könnte sich al-
lerdings als kontraproduktiv er-
weisen und zu Ausweichreak- 
tionen führen, zumal das Renten-
alter im europäischen Vergleich 
bereits hoch ist“, geben die Fi-
nanzexperten zu bedenken. „Er-
folgreicher dürften Anreizsyste-
me, Flexibilität und individuelle 
Lösungen sein, die längeres Ar-
beiten zu einer eigenen Entschei-

dung und damit attraktiv machen.“
Chancen lägen auch in der An-

werbung von Fachkräften aus 
dem Ausland. Dies sei allerdings 
keine Einbahnstraße, denn der 
Fachkräftemangel stelle mittler-
weile ein internationales Prob-
lem dar und bewirke auch eine 
Abwanderung von Fachkräften 
(Brain Drain). Die erfolgreiche 
Anwerbung sei daher in Kombi-
nation mit der Standortattrakti-
vität insgesamt zu sehen.

Insgesamt gilt es nach Ein-
schätzung der Chefvolkswirte, 
stärker die Chancen zu nutzen 
und nicht nur die Bedrohun-
gen zu sehen. „Beispiele wie der 
wachsende Einsatz von Querein-
steigern in Mangelberufen, die 
Wiedereinstellung pensionierter 
Fachkräfte und der Entfall von 
Zuverdienstgrenzen bei Alters-
renten seit 1. Januar 2023 schaf-
fen Flexibilität und zeigen, dass 
die Anforderungen des demo-
grafischen Wandels Bewegung in 
feste Strukturen bringen. Wenig 
Bewegung ist allerdings bei der 
ablehnenden Haltung der Bevöl-
kerung gegenüber einer staatlich 
verordneten längeren Wochen- 
oder Lebensarbeitszeit zu erwar-
ten. Wer (wieder-)gewählt wer-
den will, dürfte bei diesem The-
ma Zurückhaltung üben.“

Für eine gelingende Anpas-
sung an den demografischen 
Wandel werde noch der ein oder 
andere Paradigmenwechsel not-
wendig sein. Dazu zähle ein Kul-
turwandel hin zu einem gene-
rell positiven Verständnis von 
Arbeit. „Ist das auf der eigenen 
Stelle nicht möglich, dürfte ra-
scher als in früheren Zeiten ge-
wechselt werden. Dies erfor-
dert auch bei den Unternehmen 
mehr Flexibilität.“ Die frühzeiti-
ge Suche nach kreativen Lösun-
gen helfe, unausgereifte Notlö-
sungen zu vermeiden. DK

Sparkassen Günzburg-Krumbach und Schwaben-Bodensee:

Geplante Fusion
Die Träger der beiden selbstständigen Sparkassen Günzburg-Krum-
bach und Schwaben-Bodensee sehen in einer Fusion sehr gute 
Möglichkeiten, neue Impulse zu setzen zum Wohle der gemein-
samen Region, auch in Zeiten besonderer Herausforderungen. 
„Wenn zwei kerngesunde und leistungsstarke Partner ihre Kräf-
te und Kompetenzen bündeln, entstehen Vorteile für die gesamte 
Region, für die Bürgerinnen und Bürger, für die Kunden und für die 
Mitarbeitenden“, darin sind sich die Verwaltungsratsvorsitzenden 
der beiden Sparkassen einig. Der Augsburger Landrat Martin Sai-
ler und Krumbachs Erster Bürgermeister Hubert Fischer erhielten 
von den beiden Zweckverbänden als Träger der Sparkassen grünes 
Licht für den Abschluss der Fusionsverhandlungen. 

Das Fusionsziel ist eine kunden- 
und aufgabenorientierte Spar-
kasse mit regionaler Verwurze-
lung zum Wohle der Bürgerinnen 
und Bürger, der heimischen Wirt-
schaft, des Handwerks, des Han-
dels, der freien Berufe, der Land-
wirtschaft, der Kommunen und 
der Industrie zu bilden, so die bei-
den Vorstandsvorsitzenden, Tho-
mas Munding und Daniel Gastl. 
Im Ranking der bayerischen Spar-
kassen wäre die Fusionssparkas-
se auf Platz 4 von 59 bayerischen 
Sparkassen.

„In Summe werden die Mitar-
beitenden, die Kundinnen und 
Kunden sowie der gesamte Ver-
trieb profitieren. Die neue Spar-
kasse wird die Attraktivität für 
gut ausgebildete Kolleginnen und 
Kollegen in der Region weiter er-
höhen,“ ist sich der künftige Vor-
standsvorsitzende der Sparkas- 
se Schwaben-Bodensee, Thomas 
Munding, sicher.

Mit der Fusion entsteht ein 
schlagkräftiges Kreditinstitut mit 
einer Bilanzsumme von rund 12 
Mrd. Euro, über 1.400 aktiven 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern sowie rund 100 Geschäfts-
stellen und SB-Geschäftsstellen 
in der Region. Die Sparkasse hat 

ihren Sitz in den Städten Mem-
mingen, Augsburg, Günzburg und 
Lindau. Der Hauptsitz befindet 
sich in der Stadt Memmingen. Dar- 
über hinaus sind Kompetenzzen-
tren in den Städten Krumbach, 
Mindelheim und Schwabmün-
chen vorhanden. Ziel ist, dass die 
Sparkasse auf Basis dieser sieben 
Säulen dezentral organisiert wird. 

Die Fusion bringt Kostenvorteile 
und Stabilität in einer anspruchs-
vollen Zeit, so die Verwaltungs-
ratsvorsitzenden. Arbeitsplatzab-
bau, betriebsbedingte Kündigun-
gen und Standortverlagerungen, 
sind keine Themen im Rahmen  
des Fusionsvorhabens. 

Die Verwaltungsräte und Ver-
bandsversammlungen werden 
über den Zusammenschluss in 
den nächsten Wochen entschei-
den. Anschließend wird dann in 
den jeweiligen kommunalen Gre-
mien darüber informiert und ab-
gestimmt.

Wenn die Entscheidungsträger 
vom Mehrwert einer Fusion über-
zeugt sind, gibt es auf Grundlage 
des Fusionsvertrages ab 1. Ju-
li 2024, rückwirkend zum 1. Ja-
nuar 2024, eine noch größere 
und leistungsfähigere Sparkasse 
Schwaben-Bodensee. r

Zum 200. Geburtstag:

Stadtsparkasse München 
schnürt Gemeinwohl-Paket

Die Stadtsparkasse München wird anlässlich ihres 200-jährigen 
Bestehens insgesamt 13,5 Millionen Euro für das Gemeinwohl in 
München ausgeben. Das Institut gründet eine Nachhaltigkeits-
stiftung mit einem Stiftungskapital von 10 Millionen Euro. Rund 
3,5 Millionen Euro sind für Förderprojekte vorgesehen. „Das Jubi-
läumsjahr widmen wir München und dem Gemeinwohl“, erklärt 
Vorstandsvorsitzender Ralf Fleischer. Die Stadtsparkasse begleite 
von jeher gemeinnützige Vereine, Organisationen und Projekte.

Auch zum 200. Geburtstag 
steht dieses Engagement im Vor-
dergrund. Geplant sei, neben der 
Gründung der neuen Nachhal-
tigkeitsstiftung, viele kleine In-
itiativen zu unterstützen. Die Be-
schäftigten der 45 Filialen haben 
zum Beispiel je ein Projekt ausge-
wählt, für das die Stadtsparkasse 
jeweils 2.000 Euro spendet. Vor-
standsvorsitzender Fleischer be-
tont: „Die Kolleginnen und Kolle-
gen leisten einen Beitrag in ihrem 
Stadtteil. Das unterstützt der Vor-
stand sehr gern.“

Gemeinwohl soll 
Stadtgesellschaft abbilden

Im Jubiläumsjahr werden die 
Stadtsparkasse München und 
die von ihr gegründeten Stiftun-
gen das Gemeinwohl mit rund 
3,5 Millionen Euro fördern. Die-
ser Betrag setzt sich zusammen 
aus dem regulär geplanten jähr-
lichen Betrag von 3 Millionen Eu-
ro sowie einem Betrag von insge-
samt rund 500.000 Euro für För-
derprojekte im Jubiläumsjahr. 

„Unser Engagement ist so viel-
seitig wie es unser Alltag und un-
ser Geschäft ist“, betont Ralf Flei-
scher. „München ist unsere Kund-
schaft, München wollen wir er-
reichen.“ Die rund 500.000 Euro 
werden folgenden Projekten und 
gemeinnützigen Institutionen zu-
gutekommen:
• 45 individuelle Spenden der  
Filialen von jeweils 2.000 Euro.
• Jubiläumsaktionen für die 
Spendenplattform wirwunder.de/
muenchen.
• Projekt „Meine Sparkasse ist 
eine sichere Bank“: 20 Parkbän-
ke, die im Stadtgebiet aufgestellt 
werden.
• XPRENEURS ist ein High Tech- 
Start-up-Inkubator der gemein-
nützigen UnternehmerTUM. Das 
Programm begleitet Gründungs-
teams auf dem Weg zum Markt-
eintritt.
• Drittes Schutzhaus für woh-
nungslose Frauen und ihre Kin-
der, HORIZONT e. V.
• „Münchner Initiative Nachhal-
tigkeit“ (MIN). MIN ist ein Bünd-
nis von rund 50 Organisationen, 

die sich für die lokale Umsetzung 
der 17 Nachhaltigkeitsziele der 
Vereinten Nationen einsetzen.
• Spende in Höhe von 100.000 
Euro für die neue Stiftung „Für 
Nachhaltigkeit – Stiftung der 
Stadtsparkasse München“.

Im Dreiklang von Stiftungen, 
Spenden und Sponsoring

Das Engagement der Stadtspar-
kasse München für das Gemein-
wohl beruht auf Spenden, Spon-
soring und auf den von ihr gegrün-
deten Stiftungen. Im Jahr 2023 
hat das Finanzinstitut insgesamt 
210 Projekte gemeinnütziger Or-
ganisationen mit 2,8 Millionen 
Euro unterstützt (2022 waren es 
188 Projekte und 3,4 Mio. Euro). 
Bei der Vergabe der Fördermittel 
werden seit Herbst 2023 die 17 
Nachhaltigkeitsziele der Verein-
ten Nationen berücksichtigt.

Nachhaltigkeit   
in der Strategie verankert

Die SSKM hat das Thema Nach-
haltigkeit in ihrer Geschäftsstra-
tegie verankert, um es kontinu-
ierlich in allen Geschäftsberei-
chen zu integrieren. Dabei orien-
tiert sich das Finanzinstitut an den  
Kriterien Umwelt, Soziales und 
verantwortungsvolle Unterneh-
mensführung (ESG: Environ-men-
tal, Social, Governance). r

https://www.sparkasse.de/klp/alp/mehr-als-geld.html


KO M M U N A L E  F I N A N Z T H E M E N8 GZ1. Februar 2024

Landrat Thomas Karmasin:

Haushaltsrede im 
Kreistag Fürstenfeldbruck

Neben Ausführungen zum Haushalt standen folgende Gedanken 
zur gesamtpolitischen Lage im Zentrum der Haushaltsrede von 
Landrat Thomas Karmasin im Kreistag Fürstenfeldbruck. Wir zitie-
ren wörtlich aus der Rede des Landkreistagspräsidenten:

„Die moderne Medizin hält ei-
ne Vielzahl hochwirksamer 
Schmerzmittel bereit, die über-
all preiswert und ohne Schwie-
rigkeiten verfügbar sind. Der Vor-
teil ist, dass man sich lästige Lei-
den schnell und einfach vom Hals 
schaffen kann. Der Nachteil ist, 
dass man leicht vergisst oder erst 
gar nicht hinterfragt, warum man 
eigentlich Schmerzen hatte. Das 
kann auf Dauer gefährlich sein.

In der Politik passiert derzeit 
etwas Ähnliches: wir sind – zu-
recht – in hohem Maße besorgt 
über Umfrageergebnisse, die ei-
ne hohe Zustimmung der Men-
schen zu radikalen Parteien vor-
hersagen. Wir überlegen, wie 
wir diese radikalen Parteien be-
kämpfen können, durch Protest, 
womöglich gar durch Verbote. 
Das kann alles erforderlich sein 
oder werden, darüber will ich 
hier nicht sprechen.

Woher kommt die  
massive Unzufriedenheit  
und Empörung der Bürger?

Aber sollten wir nicht auch 
überlegen, woher eigentlich die-
ser Schmerz kommt? Woher die-
se plötzliche, breite, massive Un-
zufriedenheit und Empörung 
kommt? Wenn Sie jetzt anneh-
men, ich werde gleich sagen, das 
habe alles die Ampel-Regierung 
verursacht, dann muss ich Sie 
enttäuschen. Das wäre in der Tat 
viel zu einfach und viel zu kurz 
gesprungen, auch wenn diese 
Regierung ein besonderes Talent 
hat, möglichst viele gegen sich 
aufzubringen.

Ich will mir nicht anmaßen, 
überhaupt irgendwo in der poli-
tischen Landschaft Schuldige für 
diesen Zustand auszumachen, 
zumal eine klassische Grenzzie-
hung auf der Landkarte der Par-
teien auch gar nicht mehr mög-
lich ist. Wäre es anders, wären 
diese Grenzen politiktheoretisch 
dort zu ziehen, wo sie im 19. Jahr-
hundert entstanden sind, dann 
wäre eine Partei des Liberalis-
mus und eine Partei eines gemä-
ßigten Sozialismus wohl kaum in 
einer Regierung zu vereinen. Un-
terscheidungen sind, wenn auch 
nicht sehr trennscharf, in der 

Schwerpunktsetzung zu machen. 
Während die einen die Notwen-
digkeit von Verteilung und Ver-
sorgung in den Vordergrund rü-
cken, betonen die anderen die 
Notwendigkeit von Erwerb als 
Grundlage und Voraussetzung 
für eben diese Leistungen des 
Staates. Die Erkenntnis, dass ver-
teilt nur werden kann, was er-
wirtschaftet wurde, wird seit lan-
ger Zeit vernachlässigt, nicht nur 
von der derzeitigen Bundesregie-
rung, ja überhaupt nicht nur von 
der Politik. 

Kostspielige 
Anspruchshaltung

Die gesamte Gesellschaft hat 
sich angewöhnt, für jedes Pro-
blem und jeden Wunsch nach 
dem Staat zu klingeln, wie ein 
englischer Lord nach dem Butler. 
Besonders deutlich wurde dies in 
der Corona Pandemie. Aber auch 
jetzt ist die Vorstellung, irgendje-
mand müsse ein beliebiges Pro-
blem selbstständig lösen, völ-
lig aus der Welt. Es ist geradezu 
ein geflügeltes Wort in den Me- 
dien geworden, jemand werde 
mit diesem oder jenem Problem 
„allein gelassen“. So, als sei der 
Bürger oder die Bürgerin ein klei-
nes Kind, bei dem der Staat aus 
dem Zimmer geht und das jetzt 
hilflos ist.

Diese Anspruchshaltung führt 
zu einer ganzen Reihe von Fol-
gen: Zum einen kostet der stän-
dige Aufbau von Versorgungs-
leistungen jedweder Art natür-
lich Geld. Geld, das bei wichtiger 
Infrastruktur fehlt. Deshalb sind 
wir im europäischen Vergleich 
nahezu überall hintendran: Mo-
bilfunknetz, Breitband, Digitali-
sierung generell, Bahn!

Ich bin sicher kein Nationalist, 
schon gar nicht im Urlaub, aber 
dass man auf der Fahrt nach Rom 
die Strecke mit dem alten, ab-
genutzten und unzuverlässigen 
deutschen Zug kurzhalten muss, 
dass man spätestens in Bozen in 
den neuen, sauberen und abso-
lut pünktlichen italienischen Zug 
umsteigen muss, das schmerzt 
schon ein bisschen...

Zum anderen muss das Rund-
umwohlfühlpaket des Staates 

natürlich administriert werden. 
Das führt dazu, dass immer mehr 
Verwaltung aufgebaut wird, die, 
wie ich bestätigen kann, sehr 
tüchtig arbeitet, aber natürlich 
nichts produziert.

Schließlich sinkt die Schwel-
le des Einzelnen, selbst tätig zu 
werden, immer weiter. Ein Lö-
we im Zoo, den der Wärter täg-
lich füttert, verlernt das Jagen. 
Und er muss rundum geschützt 
werden, weil er das selbst nicht 
mehr kann.

Wo immer ein Haus brennen 
könnte, ein verdorbenes Ei ver-
kauft werden könnte oder auch 
nur leichtfertig eine persönliche 
Information bekannt gegeben 
werden könnte: Überall springt 
der Staat in Form einer Schar von 
Bediensteten herbei, die eine 
Fülle von Regeln vollzieht. Natür-
lich alles immer zum Schutz des 
Bürgers, den wir in diesem Zu-
sammenhang gern „Verbraucher 
oder Verbraucherin“ nennen.

Das ist alles ja gut gemeint und 
manches ist sogar sinnvoll. Inter-
essanterweise macht es aber die 
Menschen nicht zufrieden. Aus 
einem einfachen Grund: Wer in 
den Genuss sinnvoller oder zu-
mindest für ihn günstiger Leis-
tungen kommt, hält diese längst 
für selbstverständlich. Wehe nur,  
wenn sie wieder abgeschafft 
oder gekürzt werden.

Gigantischer Aufwand  
der öffentlichen Hand 
macht niemanden glücklich 

Wer nicht in den Genuss kommt 
oder wer gar von zweifelhaften 
Regelungen betroffen ist, ärgert 
sich über viel zu viel Bürokratie 
und darüber, dass die Verfahren 
viel zu lange dauern, viel zu auf-
wändig sind und zu viel kosten. 
Conclusio: Der gigantische, teu-
re Aufwand, den die öffentliche 
Hand betreibt und den sie immer 
weiter aufbläht, macht in Wahr-
heit niemanden richtig glücklich, 
sondern im Gegenteil früher oder 
später alle unzufrieden.

Nun könnte man ja meinen, es 
wäre geradezu ein Segen, dass 
in den Kassen der öffentlichen 
Hand weniger Geld ist. Es werde 
den Staat ganz automatisch ver-
schlanken, wie so eine Art Fit-
nesskur oder Zwangsdiät. Soweit 
sind wir aber noch nicht. Im Mo-
ment lässt die Rechtslage es noch 
zu, dass Bestellungen zulasten 
fremder Kassen getätigt werden.

Kein Politiker einer höheren 
Ebene muss auf Wohltaten ver-
zichten, weil es genügend Mög-
lichkeiten gibt, sie durch eine 
niedrigere Ebene finanzieren zu 
lassen. In Bayern gibt es dafür in-
zwischen gewisse Grenzen, weil 
durch das Konnexitätsprinzip der 
Staat bezahlen muss, wenn er et-
was bestellt. Im Bund ist das an-
ders. Obwohl oder gerade weil 
es Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Kommunen nicht gibt, 
werden dort fröhlich Leistungen 
erfunden oder ausgeweitet, die 
die Kommunen zahlen müssen. 
Der Bund sagt: ich kenne euch 
nicht, wendet euch an die Län-
der, und das Land sagt: tut mir 
leid, das ist kein Fall der Konnexi-
tät, wir konnten leider nicht ver-
hindern, dass der Bund solchen 
Unsinn beschließt.

Und damit richte ich den Blick 
auf die kommunalen Kassen: Ich 
durfte den Finanzausgleich heu-
er ja federführend mit dem Fi-
nanzminister verhandeln. Wir 
haben nach zähen Verhandlun-
gen am Schluß 130 Millionen 
mehr für die Kommunen heraus-
holen können als allgemein er-
wartet wurde. 

Immerhin 1,5 Millionen davon 
spüren wir direkt bei unserer 
Kreisumlage. Ein ordentliches Er-
gebnis. Klingt gut! Aber im glei-

chen Moment wurde bekannt, 
dass alleine der Bezirk Oberbay-
ern 170 Millionen mehr Geld für 
Sozialausgaben benötigt. Das 
Missverhältnis zwischen Ansprü-
chen, die befriedigt werden sol-
len, und der Finanzausstattung 
geht immer weiter auseinander. 
Hinzu kommen ständig weitere, 
neue Wohltaten, die finanziert 
und administriert werden müs-
sen.

Auf der untersten Ebene sa-
gen die Gemeinden gern, sie sei-
en die letzten in der Nahrungs-
kette. Sie könnten sich nicht 
wehren, seien einfach der Um-
lage des Landkreises ausgelie-
fert. Das stimmt praktisch weit-
gehend. Theoretisch nicht ganz, 
denn sie könnten, wenn auch un-
ter Schmerzen und nicht immer 
sinnvoll, an der Steuerschraube  
drehen. Der Landkreis kann nicht 
einmal das. Er ist der Bezirksum-
lage ausgesetzt und hat keine 
Steuerschraube. Er hat nur die 
Kreisumlage. Trotzdem kann er  
natürlich seinen Gemeinden 
nicht jede finanzielle Luft abdrü-
cken. Was haben wir also getan?

Kommunale Spielräume

Wir haben eine Konsolidie-
rungskommission eingesetzt, die 
ausgelotet hat, welche Spielräu-
me überhaupt bestehen. Allzu 
üppig sind sie nicht, denn zu den 
meisten Zahlungen verpflichten 
uns, wie dargestellt, andere Ebe-
nen. Die Möglichkeiten, die wir 
durch Steuerung im Rahmen der 
Pflichtaufgaben haben, haben 
wir schon freiwillig genutzt. Zum 
Beispiel ist es erstmals gelungen, 
den ständigen Anstieg der Ju-
gendhilfe durch Organisations-
maßnahmen zu stoppen. Damit 
gehören wir zu den Vorreitern!

Bei den Ausgaben, die wir 
überhaupt nennenswert gestal-
ten können, haben wir uns ent-
schieden, Schwerpunkte zu set-
zen. Ein klassischer Schwerpunkt 
ist unser ÖPNV, wo wir Deutsch-
lands Beste bleiben wollen.

Auch unsere Schulen wollen  
wir künftig gut ausstatten. 
Schlimm genug, dass uns bei 
zwei Projekten auch aufgrund 
einzelner schlechter Bauleistun-
gen Zeitplan und/oder Kosten 
durcheinanderkommen. Andere 
Bereiche müssen wir verschlan-
ken und straffen, auch wenn das 
da und dort als falsches Signal 
missverstanden werden kann. 
Dem Diktat einer erträglichen 
Kreisumlage folgend habe ich 
schließlich auch einer kräftigen 
Beschneidung der Personalkos-
ten zugestimmt.

Nur eines muss klar sein: Es 
gibt gute Gründe zu sagen, im 
Moment können wir uns die 
Sterneküche nicht leisten, lass 
uns mal eine Zeit lang Leberkä-
se essen. Aber seitens des Ge-
setzgebers ein Sternerestaurant 
zu verordnen und zu erwarten, 
aber seitens des Kreistags die 
Köche nicht einzustellen, wird 
Probleme geben.

Solidarisch mit  
den Gemeinden

Im Ergebnis schlagen wir ei-
ne Kreisumlage von 50,61 Punk-
ten vor. Viele meiner Kolleginnen 
und Kollegen müssen mehr er-
höhen. Wir zeigen Solidarität mit 
unseren Gemeinden, die schwie-
rigen Zeiten entgegengehen.

Mittel- bis langfristig helfen 
aber nur zwei Dinge, die ich am 
Anfang beleuchtet habe: Wir 
müssen politisch erreichen, dass 
andere ihre Hände aus unseren 
Kassen nehmen und wir müssen 
dafür sorgen, dass Erwerb statt-
findet. In unserem Landkreis be-
steht dazu eine riesige Chance 
auf unserem Fliegerhorst. Auch 
deshalb unterstützen wir mit so 
großem Nachdruck die Entwick-
lung des geplanten Biodroms, 
das als gigantischer Inkubator für 
unsere Region wirken wird. Ich 
freue mich, dass ich da an den 
richtigen Stellen in Bayern mit 
anschieben darf.“ r

Finanzminister Füracker: 

Bargeldobergrenze der EU 
beschneidet Freiheitsrechte!
„Die auf EU-Ebene beschlossene Bargeldobergrenze im Geschäfts-
verkehr lehnt Bayern strikt ab. Eine generelle Begrenzung der Bar-
geldnutzung beschneidet die Menschen empfindlich und unver-
hältnismäßig in ihren Freiheitsrechten! Bürgerinnen und Bürger 
müssen auch in Zukunft frei und selbst entscheiden können, wie 
sie bezahlen möchten“, betonte Finanz- und Heimatminister Al-
bert Füracker anlässlich der Trilogverhandlungen.

Bargeld ist geprägte Frei-
heit: Es ist schnell, braucht kei-
ne technische Infrastruktur und 
schützt die Privatsphäre – kein 
anderes Zahlungsmittel kann mit 
all diesen Vorteilen aufwarten. 
Die Ampelregierung hat es ver-
säumt, sich auf EU-Ebene ausrei-
chend für die Wahlfreiheit beim 
Bezahlen einzusetzen. Das öf-
fentliche Auftreten des Bundesfi-
nanzministers gegen die Einfüh-
rung von Bargeld-Obergrenzen 
war letztlich ein reines Lippenbe-
kenntnis!“, stellte Füracker fest.

„Auch in Bayern setzen wir uns 
klar und entschlossen für eine  
Bekämpfung von Geldwäsche und 
Steuerhinterziehung ein. Mit ei-
ner generellen Bargeld-Obergren-
ze im Geschäftsverkehr schießt 
die EU aber weit über dieses Ziel 

hinaus“, fuhr der Minister fort.
Die EU-weite Obergrenze für 

Barzahlungen im Geschäftsver- 
kehr von 10.000 Euro, auf deren 
Einführung sich Rat, EU-Parla-
ment und EU-Kommission in so-
genannten Trilogverhandlungen 
Mitte Januar dieses Jahres geei-
nigt haben, ist Teil einer von der 
Kommission im Juli 2021 initiier-
ten EU-Verordnung zur Bekämp-
fung von Geldwäsche und Terro-
rismusfinanzierung. Vor ihrem In-
krafttreten muss die Verordnung 
noch vom Rat und dem EU-Par-
lament formal gebilligt werden. 
Nach einer aktuellen Umfrage im 
Auftrag der Deutschen Bundes-
bank wollen 93 Prozent der Be-
fragten auch in Zukunft selbst ent-
scheiden können, ob sie bar oder 
unbar bezahlen. r

Rund 4,4 Mrd. Euro für Bayerns Kommunen:

Rekordsumme bei  
Schlüsselzuweisungen

„Der Freistaat Bayern bleibt auch in herausfordernden Zeiten 
gekürzter Bundesmittel, massiver Inflation, deutlich steigen-
der Kosten und sinkender Steuereinnahmen starker Partner sei-
ner Kommunen. Der kommunale Finanzausgleich erreicht 2024 
einen neuen Spitzenstand von rund 11,4 Mrd. Euro. Die bayeri-
schen Landkreise und Gemeinden erhalten Schlüsselzuweisungen 
von insgesamt rund 4,44 Mrd. Euro und damit rund 175 Mio. Eu-
ro mehr als im Vorjahr“, teilte Finanz- und Heimatminister Albert 
Füracker in München mit.

Neben den Schlüsselzuweisun-
gen für Gemeinden und Landkrei-
se werden auch die Zuweisun-
gen an die Bezirke um 10 Mio. Eu-
ro auf über 716 Mio. Euro erhöht. 
Wichtige Schwerpunkte setzt der 
kommunale Finanzausgleich ne-
ben der Stärkung der Verwal-
tungshaushalte auch im Investi-
tionsbereich. So stehen zum Bei-
spiel für die Förderung des kom-
munalen Hochbaus, insbesondere 
für den Bau von Schulen und Kin-
dertageseinrichtungen, rund 1,07 
Mrd. Euro zur Verfügung.

867 Mio. für Oberbayern

Wie Füracker erläuterte, erhal-
ten die Kommunen in Oberbay-
ern im kommenden Jahr über 867 
Mio. Euro. Die Stadt Ingolstadt 
bekommt mit 45,7 Mio. Euro die 
höchsten Schlüsselzuweisungen 
in Oberbayern, gefolgt von den 
Landkreisen Rosenheim mit über 
44 Mio. Euro und Fürstenfeld-
bruck mit gut 41 Mio. Euro. Un-
ter den oberbayerischen Gemein-
den hat die Stadt Rosenheim mit 
25,4 Mio. Euro die zweithöchs-
ten Schlüsselzuweisungen. An die 
Stadt Dachau gehen 10,9 Mio. Eu-
ro und damit 10,5 Prozent mehr 
als im Vorjahr. Die Landeshaupt-
stadt München erhält aufgrund 
ihrer hohen Steuerkraft auch 
2024 keine Schlüsselzuweisun-
gen. Die Schlüsselzuweisungen an 
die kreisangehörigen Gemeinden 
in Oberbayern belaufen sich auf 
über 367 Mio. Euro, die Landkrei-
se erhalten Schlüsselzuweisungen 
von über 429 Mio. Euro.

488 Mio. für Niederbayern

Über 488 Mio. Euro werden für 
die niederbayerischen Gemein-
den und Landkreise bereitge-
stellt. Die höchsten Schlüsselzu-
weisungen gehen mit 42,2 Mio. 
Euro an den Landkreis Passau. Ins-
gesamt erhalten die Landkreise in 
Niederbayern über 187 Mio. Euro. 
Unter den Gemeinden in Nieder-
bayern werden der Stadt Lands-
hut mit 34,9 Mio. Euro die höchs-
ten Schlüsselzuweisungen zu-
teil - ein Plus von 9,5 Prozent. Die 
zweithöchsten Gemeindeschlüs-
selzuweisungen gehen an die 
Stadt Passau mit 23,9 Mio. Euro. 
Die Schlüsselzuweisungen für die 
kreisangehörigen Gemeinden in 
Niederbayern betragen 2024 über 
224 Mio. Euro.

421 Mio. für die Oberpfalz

Die Kommunen in der Oberpfalz 
dürfen sich über Schlüsselzuwei-
sungen in Höhe von mehr als 421 
Mio. Euro freuen. Die höchsten 
Schlüsselzuweisungen erhält der 
Landkreis Regensburg mit 40,7 
Mio. Euro, gefolgt vom Landkreis 
Schwandorf mit 28 Mio. Euro. Ins-
gesamt bekommen die Landkrei-
se in der Oberpfalz 2024 rund 160 
Mio. Euro. Die höchsten Schlüs-
selzuweisungen unter den Ge-
meinden gehen an die Stadt Wei-
den mit 24,5 Mio. Euro. Das be-
deutet ein Plus von 17,1 Prozent 
im Vergleich zu 2023. Die zweit-
höchsten Gemeindeschlüsselzu-
weisungen erhält die Stadt Am-
berg mit 14,4 Mio. Euro, gefolgt 
von der Stadt Schwandorf mit 9,6 
Mio. Euro. Auf die kreisangehöri-
gen Gemeinden in der Oberpfalz 
entfallen rund 218 Mio. Euro. Mit 
244 Euro je Einwohner werden ih-
nen um 28 Prozent höhere Schlüs-
selzuweisungen als dem bayeri-

schen Durchschnitt überwiesen.

765 Mio. für Mittelfranken

Mittelfranken kann 2024 mit 
Schlüsselzuweisungen in Höhe 
von über 765 Mio. Euro kalku-
lieren. Mit 271,2 Mio. Euro darf 
sich die Stadt Nürnberg über die 
höchsten Schlüsselzuweisungen 
in ganz Bayern freuen. Dies bedeu-
tet einen Anstieg um 18 Prozent 
gegenüber 2023. Die Stadt Fürth 
bekommt mit 76,2 Mio. Euro die 
zweithöchsten Schlüsselzuwei-
sungen in Mittelfranken, gefolgt 
von den Landkreisen Ansbach mit 
34,4 Mio. Euro und Nürnberger 
Land (32,8 Mio. Euro). Die Schlüs-
selzuweisungen für die kreis- 
angehörigen Gemeinden in Mit-
telfranken belaufen sich 2024 auf 
über 202 Mio. Euro, für die Land-
kreise auf mehr als 176 Mio. Euro.

512 Mio. für Oberfranken

Den Gemeinden und Land-
kreisen in Oberfranken wer-
den Schlüsselzuweisungen in Hö-
he von über 512 Mio. Euro zu-
teil. Die höchsten Schlüsselzuwei-
sungen erhält die Stadt Bamberg 
mit 35,4 Mio. Euro, ein Plus von 3 
Prozent im Vergleich zu 2023. Da-
nach folgt die Stadt Hof mit 32,1 
Mio. Euro. Die kreisangehöri-
gen Gemeinden bekommen ins-
gesamt über 243 Mio. Euro. Mit 
293 Euro je Einwohner erhalten 
sie um 54 Prozent höhere Schlüs-
selzuweisungen als der bayerische 
Durchschnitt. Für die Landkreise 
in Oberfranken stehen rund 176 
Mio. Euro bereit. Mit 212 Euro je 
Einwohner haben sie damit um 25 
Prozent mehr zur Verfügung als 
der bayerische Durchschnitt.

612 Mio. für Unterfranken

Schlüsselzuweisungen in Hö-
he von über 612 Mio. Euro gehen 
an die unterfränkischen Kommu-
nen. Die höchsten Schlüsselzu-
weisungen 2024 erhält die Stadt 
Würzburg mit 50,9 Mio. Euro. 
Dahinter folgen die Landkreise 
Aschaffenburg mit 35,6 Mio. Eu-
ro und Würzburg (33,6 Mio. Euro). 
Über einen kräftigen Anstieg der 
Schlüsselzuweisungen um über 19 
Prozent auf 30,3 Mio. Euro kann 
sich die Stadt Aschaffenburg freu-
en. Die kreisangehörigen Gemein-
den bekommen über 294 Mio. Eu-
ro. Mit 273 Euro je Einwohner er-
halten sie um 43 Prozent höhe-
re Schlüsselzuweisungen als der 
bayerische Durchschnitt und da-
mit die zweithöchsten Schlüssel-
zuweisungen je Einwohner in Bay-
ern. Die Landkreise in Unterfran-
ken können mit über 217 Mio. Eu-
ro kalkulieren.

773 Mio. für Schwaben

Den schwäbischen Kommunen 
werden Schlüsselzuweisungen in 
Höhe von über 773 Mio. Euro zu-
teil. Die höchsten Schlüsselzuwei-
sungen und damit die zweithöchs-
te Summe im Freistaat erhält die 
Stadt Augsburg mit 204,4 Mio. Eu-
ro. Dies bedeutet einen Anstieg 
um 4 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. Danach folgen die Landkrei-
se Augsburg mit 49,7 Mio. Euro, 
und Neu-Ulm mit 31,4 Mio. Euro 
sowie die Stadt Kaufbeuren mit 
29,8 Mio. Euro. Die kreisangehö-
rigen Gemeinden in Schwaben 
erhalten 2024 rund 247 Mio. 
Euro, die Landkreise insgesamt 
über 254 Mio. Euro.  DK



KO M M U N A L E  F I N A N Z T H E M E N 9GZ 1. Februar 2024

VKB ergänzt Naturkatastrophen- 
Rückversicherung 

erstmals über Cat-Bond-Markt
Der Konzern Versicherungskammer hat erstmals eine Katastro-
phenanleihe (Cat Bond) über die in Irland ansässige und nach 
dem Konzerngründer König Maximilian I. benannte Zweckgesell-
schaft „King Max Re DAC“ emittiert. Die Anleihe hat ein Gesamt-
volumen von 175 Millionen Euro und schützt die Kompositver-
sicherer des Konzerns über einen Rückversicherungsvertrag mit 
einer Laufzeit von drei Jahren. Abgedeckt werden damit die vier 
wesentlichen Naturgefahren Sturm, Hagel, Überschwemmung 
und Erdbeben, auf eine für den Bestand des Erstversicherers indi-
viduell festgelegte Schadenhöhe im Falle eines Kumulereignisses.

„Schadenereignisse, wie die 
Flutkatastrophe im Ahrtal oder 
der Hagelsturm Denis, und Mo-
dellierungsergebnisse für Natur-
gefahren zeigen einen höheren 
Absicherungsbedarf. Als größter 
öffentlicher Versicherer und ei-
ner der führenden Gebäudeversi-
cherer sehen wir uns in der Ver-
antwortung das Risiko für unsere 
Kunden und Stakeholder zu redu-
zieren“, so Prof. Dr. Frank Walthes, 
Vorstandsvorsitzender des Kon-
zerns Versicherungskammer.

„Durch diese Form des direk-
ten Risikotransfers in die Kapi-
talmärkte schaffen wir eine er-
gänzende und diversifizierende 
Alternative zu unseren traditi-

onellen Rückversicherungslö-
sungen“, erklärt Ulrich Müller, 
Hauptabteilungsleiter Rückver-
sicherungen im Konzern Versi-
cherungskammer. 

Der Cat Bond wurde in Zusam-
menarbeit mit Aon aufgelegt. 
Jan-Oliver Thofern, Chairman 
und CEO von Aon Deutschland 
ergänzt: „Cat Bonds wurden bis-
lang nur von international täti-
gen deutschen Versicherern auf-
gelegt. Mit dieser Emission zeigt 
der Konzern Versicherungskam-
mer als erster öffentlicher Versi-
cherer, dass Cat Bonds auch für 
mehrheitlich in Deutschland tä-
tige Unternehmen umsetzbar 
und werthaltig sind.“ r

Sparkasse Allgäu unterstützt  
„Leben statt schweben“

Bereits seit 20 Jahren führt der Stadtjugendring Kempten zusam-
men mit dem Amt für Jugendarbeit der Stadt Kempten (Allgäu) 
die Präventionsmaßnahme „Leben statt Schweben“ durch. Je-
des Jahr steht die Maßnahme unter einem anderen Motto. Im 
Herbst 2023 konnten interessierte Jugendliche, deren Eltern so-
wie Lehrkräfte die Ausstellung „ECHT KRASS – Wo hört der Spaß 
auf?“ besuchen und sich über einen interaktiven Präventionspar-
cours dem Thema „Jugendliche und sexuelle Grenzverletzungen“ 
nähern. Die Sparkasse Allgäu unterstützt den Stadtjugendring 
Kempten seit vielen Jahren bei der Durchführung von „Leben 
statt Schweben“, im abgelaufenen Jahr mit 4.000 Euro. Unser Bild 
zeigt von links: Oliver Huber (Stadt Kempten), Thomas Wilhelm 
(Stadtjugendring Kempten) und Angelo Picierro (Sparkasse All-
gäu) bei der Übergabe des Spendenschecks. Bild: Martin Reichert

Neue Kooperation zwischen 
Finanztip und Zukunftstag bringt 

Finanzen in den Unterricht
Die Mehrheit der Deutschen fordert mehr Finanzbildung an Schu-
len – und rund zwei Drittel trauen der Politik nicht zu, Lösun-
gen zu finden. Das zeigt eine repräsentative Umfrage der Finanz-
tip Stiftung und der Initiative für wirtschaftliche Jugendbildung  
(IWJB). Die beiden gemeinnützigen Organisationen gehen das 
Problem mit einer neuen Partnerschaft ab sofort gemeinsam an. 
Mit Projekttagen bringen sie Finanzthemen direkt in die Klassen-
räume und unterstützen Lehrkräfte mit einer Online-Plattform für 
Lehrmaterialien.

Der Start in ein selbstbe-
stimmtes Leben nach der Schu-
le scheitert nicht selten an feh-
lender ökonomischer Bildung. 
Um das zu ändern, bündeln die 
Finanztip Stiftung und der Zu-
kunftstag ihr Engagement bei 
der Vermittlung von grundle-
gendem Finanzwissen. Finanz-
tip-Gründungsstifter Marcus 
Wolsdorf: „Finanztip fördert 
den Zukunftstag, weil er wichti-
ge wirtschaftliche Themen jedes 
Jahr in hunderte Schulen bringt 
und genau wie wir gemeinnützig 
arbeitet. Im Gegensatz zu vielen 
anderen geht es uns nicht um 
wirtschaftliche, sondern um ge-
meinnützige Gewinne, um Bil-
dung für Jugendliche.“ 

Neue Bildungswebsite

Das Team habe bewiesen, 
dass außerschulische Projekte 
den Unterricht bereichern kön-
nen: „Durch die Zusammenar-
beit mit dem Zukunftstag ver-
stärken wir unsere Bemühun-
gen für mehr Finanzbildung und 
setzen da an, wo der Lehrplan 
aufhört.“ Ziel sei, Finanzbildung 
nachhaltig an Schulen zu etab-
lieren, wofür die beiden Organi-
sationen die neue Bildungsweb-
site www.zukunftstag-finanz-
tip.de bereitstellen. Dort finden 
Lehrkräfte kostenfrei vertiefen-
de Lehrmaterialien zu den vier 
Themenbereichen “Finanzen”, 
“Steuern”, “Erste eigene Woh-
nung” und “Krankenkasse”, mit-
hilfe derer sie die Inhalte der 
Projekttage nachbereiten und 
vertiefen können.

Kooperation ist kein Ersatz 
für Finanzbildungsstrategie

Gegründet wurde der Zu-
kunftstag vor fünf Jahren von 
Juri Galkin und Lorenzo Wien-
ecke, die damals selbst gerade 
erst aus der Schule heraus wa-
ren. „In den vergangenen Jah-
ren ist es uns mit den Projekt-
tagen gelungen, die Finanzbil-
dung deutschlandweit an Schu-
len und auf die politische Bühne 
zu bringen. Wir haben ein Inter-
esse und Bewusstsein bei zehn-
tausenden jungen Menschen 
geweckt, doch uns war immer 

klar, dass ein Projekttag ledig-
lich ein erster Schritt ist, um 

die Finanzbildung in Deutsch-
land nachhaltig zu verbessern“, 
so Lorenzo Wienecke. Ziel der  
Kooperation mit Finanztip sei 
es, ein Best-Practice-Beispiel 
dafür zu schaffen, durch zivil-
gesellschaftliches Engagement 
Wissen, das auf den Lehrplänen 
fehle, unbürokratisch und direkt 
in die Klassenräume zu bringen. 
So kämen sie bereits ins Han-
deln, während im politischen 
Berlin noch darüber diskutiert 
werde, wie eine nationale Fi-

nanzbildungsstrategie aussehen 
könnte. In 2024 sind 600 dieser 
Zukunftstage geplant.

Start der Kooperation war der 
erste gemeinsame Zukunfts-
tag im Gymnasium Fürstenried 
in München, an dem unter an-
derem Finanztip-Chefredakteur 
Saidi Sulilatu sowie weitere Fi-
nanztip-Experten Workshops 
für 85 Schüler abhielten. Zeit-
gleich wurde die neue Bildungs-
website erstmalig für Lehrende 
vorgestellt. r

Europäischer Rechnungshof:

Weniger Wettbewerb bei  
der Vergabe öffentlicher 

Aufträge in Europa
In den vergangenen zehn Jahren ist der Wettbewerb bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge durch nationale, regionale und loka-
le Behörden in der gesamten EU deutlich zurückgegangen. Zu  
diesem Schluss gelangt der Europäische Rechnungshof in einem 
aktuellen Bericht. 

Zwischen 2011 und 2021 hät-
ten immer weniger Unterneh-
men an Vergabeverfahren teil-
genommen, um öffentlichen 
Stellen ihre Bauleistungen, Wa-
ren und Dienstleistungen anzu-
bieten. Stattdessen hätten sich 
die Behörden häufig direkt an 
bestimmte Unternehmen ge-
wandt. Mit der Reform von 2014 
sei es nicht gelungen, die öffent-
lichen Vergabeverfahren attrak-
tiver zu machen, was den Wett-
bewerb hätte verstärken und 
den Mitgliedstaaten dabei hel-
fen können, beim Einsatz von 
Steuergeldern das bestmögliche 
Kosten-Nutzen-Verhältnis zu er-
zielen. Tatsächlich habe sich die 
Dauer der Verfahren sogar ver-
längert, und es gebe weiter-
hin Probleme mit mangelnder 
Transparenz.

Die Vergabe öffentlicher Auf-
träge ist für den EU-Binnen-
markt von entscheidender Be-
deutung, da sie das Wirtschafts-
wachstum ankurbelt, Arbeits-
plätze schafft und Behörden die 
Möglichkeit bietet, durch offene 
und wettbewerbliche Verfah-
ren die bestmöglichen Angebo-
te einzuholen. Im Jahr 2014 re-
formierte die EU ihre Vergabe-
richtlinien mit dem Ziel, die Ver-
fahren einfacher, transparenter 
und innovativer zu gestalten 
und den Zugang für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) zu 
erleichtern.

„In den letzten 10 Jahren ist es 
der EU und ihren Mitgliedstaa-
ten nicht gelungen, den Wettbe-
werb bei der Vergabe öffentli-
cher Aufträge zu verstärken, so-
dass wir nun leider von einem 
verlorenen Jahrzehnt sprechen 
müssen“, so Helga Berger, das 
für die Prüfung zuständige Mit-
glied des Rechnungshofs. „Die 
EU-Kommission sollte einen Ak-
tionsplan vorlegen, um die wich-
tigsten Wettbewerbshindernis-
se auszuräumen und öffentliche 
Aufträge für Unternehmen at-
traktiver zu machen.“

Die Entwicklung bei den drei 
wichtigsten Indikatoren für 
Wettbewerb – „Verfahren mit 
nur einem Bieter“, „Direktver-
gaben“ und „Anzahl der Bieter“ 
– sei in den meisten Mitglied-
staaten unbefriedigend verlau-
fen, und beim Wettbewerb sei 
insgesamt keine Verbesserung 
festzustellen. Im Jahr 2021 habe 
der Anteil der Verfahren mit nur 
einem Bieter einen Höchststand 
erreicht: So seien 42  Prozent al-
ler Aufträge in Ausschreibungen 
vergeben worden, an denen nur 
ein Unternehmen teilgenom-
men habe. Seit 2011 habe sich 
der Anteil solcher Vergabever-
fahren in der gesamten EU na-
hezu verdoppelt. Gleichzeitig sei 
die Zahl der Unternehmen, die 
Angebote eingereicht hätten, 
von knapp sechs auf drei pro 
Verfahren und damit um fast die 
Hälfte zurückgegangen.

Für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge hätten sich die Behör-
den zudem häufig direkt an ein 
oder mehrere Unternehmen ge-
wandt, um sie zur Einreichung 
eines Angebots aufzufordern, 
ohne eine öffentliche Ausschrei-
bung durchzuführen. Solche Di-
rektvergaben seien zwar unter 
ganz bestimmten Umständen 
zulässig, schränkten jedoch den 
Wettbewerb ein und sollten die 
Ausnahme bleiben. Direktver-
gaben hätten jedoch in fast al-
len Mitgliedstaaten zugenom-
men und machten rund 16 Pro-

zent aller im Jahr 2021 gemelde-
ten Vergabeverfahren aus.

Die Kommission habe 2017 
zwar eine neue Strategie auf 
den Weg gebracht, jedoch habe 
sie gemeinsam mit den Mitglied-
staaten zu wenig unternom-
men, um die Ursachen für den 
nachlassenden Wettbewerb zu 
ermitteln und diese zu bekämp-
fen. Dazu zählen nach Ansicht 
der Prüfer der Verwaltungsauf-
wand, übermäßig restriktive Kri-
terien und maßgeschneiderte 
(d. h. auf bestimmte Unterneh-
men zugeschnittene) Vorgaben 
sowie die Marktkonzentration. 
Auch hätten sich die Kommissi-
on und die Mitgliedstaaten stär-
ker auf die Einhaltung der Vor-
schriften als auf die bestmög-
liche Leistung konzentriert. Es 
fehle das Bewusstsein dafür, 
dass Wettbewerb eine wichtige 
Voraussetzung sei, um bei der 
Auftragsvergabe ein optimales 
Kosten-Nutzen-Verhältnis zu er-
zielen.

Verpuffte Reform

Die Reform von 2014 sei in Sa-
chen Bürokratieabbau praktisch 
verpufft. Ganz im Gegenteil ha-
be sich die Dauer der Verfahren 
im Laufe des Jahrzehnts sogar 
um 50 Prozent erhöht, und so-
wohl die Bieter als auch die Be-
hörden hielten die Verfahren – 
im Vergleich zu der flexibleren 
Auftragsvergabe im Privatsek-
tor – für schwerfällig. Auch der 
Anteil der an KMU vergebenen 
Aufträge sei nicht gestiegen. Die 
meisten Aufträge würden nach 
wie vor an die Bieter vergeben, 
die das günstigste Angebot ein-
reichten. Dies zeige, dass eher 
strategische Aspekte (z. B. Um-
welt, Soziales oder Innovatio-
nen) selten berücksichtigt wür-
den. Den Prüfern bereitet nicht 
nur der Mangel an Transparenz 
bei den Verfahren Sorge – zu-
mal Transparenz einen wichti-
gen Schutz vor Betrug und Kor-
ruption bietet –, sondern auch 
das geringe Volumen der grenz- 
überschreitenden Auftragsver-
gabe. Sie fordern die Kommis-
sion insbesondere auf, die Zie-
le bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge klar festzulegen und 
Maßnahmen zur Beseitigung 
der wichtigsten Wettbewerbs-
hindernisse vorzuschlagen.

Hintergrund

Jedes Jahr werden in den 
EU-Ländern bei der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge rund 2 Billio-
nen Euro ausgegeben, was etwa 
14 Prozent des BIP der EU ent-
spricht. Bei den Vergabemoda-
litäten sind Unterschiede zwi-
schen den Mitgliedstaaten fest-
zustellen: Im Jahr 2021 war der 
größte Anteil an Direktvergaben 
in Zypern (42 Prozent) und der 
geringste in Griechenland (3 Pro-
zent) zu verzeichnen; der Anteil 
der Verfahren mit nur einem Bie-
ter war in Slowenien mit 73 Pro-
zent am höchsten, und in Polen 
blieb er mit rund 50 Prozent über 
den gesamten Zehnjahreszeit-
raum auf einem hohen Niveau. 

Auch zwischen den einzelnen 
Sektoren gab es Unterschiede: 
Ab 2011 war bei den Finanz-
dienstleistungen ein Rückgang 
der Direktvergaben zu beob-
achten, während der Energie-
sektor im Jahr 2021 den höchs-
ten Anteil an Direktvergaben 
verzeichnete. r

https://www.baywa.de/de/i/entdecken/kommunal-gewerbetechnik/uebersicht-kommunal-gewerbetechnik/
http://www.zukunftstag-finanztip.de
http://www.zukunftstag-finanztip.de
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Am 07.12.2023 erhielt die Fernco GmbH das EcoZert für besonders 
nachhaltiges unternehmerisches Handeln. Im Bild (v.l.): Michael Penal-
ver Giar, Nadine Grimm,  Roland Mertens, Marco Schneider (Creditre-
form).  Bild: Fernco

Zertifiziert nachhaltig
Fernco GmbH erhält EcoZert Nachhaltigkeitsauszeichnung

Fernco, der marktführende Anbieter von Abwasserrohrverbindun-
gen, erhielt die Auszeichnung EcoZert für sein nachhaltiges Han-
deln. Mit dem Zertifikat des unabhängigen Prüfinstituts Creditre-
form stellte das Unternehmen seine ökonomischen, ökologischen 
und sozialen Nachhaltigkeitsinitiativen erfolgreich auf den Prüf-
stand. Die Verleihung fand am 7. Dezember 2023 in Eschwege statt.

In Wirtschaft und Gesellschaft 
nimmt das Thema Nachhaltig-
keit einen immer größeren Stel-
lenwert ein. Strenge Auflagen 
von Gesetzgebern, Kunden und 
Investoren stellen hohe Anfor-
derungen an Unternehmen. Mit 
der EcoZert Auszeichnung macht 
Fernco das eigene Nachhaltig-
keitsmanagement transparent 
nachweisbar und international 
vergleichbar. „Als ganzheitlich 
agierendes Unternehmen, sind 
wir uns unserer Verantwortung 
gegenüber Gesellschaft, Umwelt 
und unseren Mitarbeitenden be-
wusst. Wir achten sowohl auf 
ressourcenschonende Prozes-
se entlang der Supply Chain als 
auch auf ein gutes Betriebsklima 
und einen wertschätzenden Um-
gang mit Mitarbeitern, Partnern 
und Kunden“, erläutert Micha-
el Penalver Giar, Geschäftsfüh-
rer der Fernco GmbH, die Grund-
pfeiler der eigenen Unterneh-
menskultur. 

Ressourcen schonen –  
Zukunft gestalten 

Das Nachhaltigkeitsmanage-
ment von Fernco rückt ökono-
mische, ökologische und sozia-
le Ziele in den Fokus. Die EcoZert 
Auszeichnung macht dieses En-
gagement nun nach außen sicht-
bar, und dank Bewertungsindex 
vergleichbar. Das Zertifikat der 
Creditreform Rating AG steht für 
hohe Prüfqualität und unabhän-
gige Ratings. Es dokumentiert 
die Umsetzung und Wirksamkeit 
der ESG-Kriterien (Environment, 
Social, Governance) und schafft 
Vertrauen bei Partnern, Kunden 
und Mitarbeitenden. Penalver 
Giar sieht das positive Ergebnis 

insbesondere als Ansporn: „Die 
ausgezeichnete Bewertung er-
mutigt uns dazu, unsere Nachhal-
tigkeitsstrategie kontinuierlich zu 

Fernco –  
Eine sichere Verbindung 

Die US-amerikanische Fernco 
Gruppe blickt auf fast 60 Jah-
re Erfahrung in der Entwicklung 
und Herstellung von Rohrdich-
tungen zurück. Mehr als 350 Mit-
arbeiter tragen weltweit zum Er-
folg ihrer Kunden bei und brin-
gen jedes Jahr Innovationen auf 
den Markt. Dafür nutzen sie fort-
schrittliche Fertigungstechnolo-
gien, setzen auf globalen Betrieb 
und ein weltweit dichtes Liefer-
netz. Die Fernco Gruppe ist heu-
te weltweit und in fast allen eu-
ropäischen Ländern vertreten. 
Der Konzern beliefert unter an-
derem die Sektoren Tief – und 
Wohnungsbau, Sanitär, Trans-
port und Straßenbau, Industrie, 
Versorgungsunternehmen und 
Infrastruktur sowie Reparatur 
und Instandhaltung.  r

Weitere Informationen:

• https://www.creditreform.
de/kassel/loesungen/esg/
ecozert

• https://fernco.de/homepage/
nachhaltigkeit
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intensivieren.“ Auch hoffe man, 
durch das eigene Engagement, 
andere Unternehmen zu mehr 
Nachhaltigkeit zu animieren.

Kommunales und industrielles Wassermanagement:

Nachhaltige digitale Lösungen
Cluster Sensorik und Umweltcluster Bayern unterstützen mit Zusammenarbeit  

Digitalisierungstrend im Wasserbereich

Wassermanagement spielt eine entscheidende Rolle in der 
heutigen industriellen Landschaft, insbesondere in Branchen, 
die einen bedeutenden Einfluss auf die globale Wirtschaft und 
Umwelt haben. Die Nachhaltigkeit und die Effizienz des Wasser-
verbrauchs sind von zentraler Bedeutung für die Chemieindus- 
trie, Lebensmittel- und Getränkeproduktion, Energieerzeugung, 
Bergbau und die Textilindustrie. 

Diese Schlüsselindustrien ste-
hen vor der Herausforderung, ih-
re Produktionsprozesse zu op- 
timieren, um den Ressourcen-
verbrauch zu minimieren und die 
Umweltauswirkungen zu reduzie-
ren. Ein verantwortungsbewuss-
tes industrielles Wassermanage-
ment ist nicht nur entscheidend 
für die Einhaltung gesetzlicher 
Vorschriften, sondern auch für 
Kosteneinsparungen, nachhalti-
ges Wachstum und die Sicherstel-
lung einer langfristigen Wettbe-
werbsfähigkeit. Hierbei können 
Lösungen aus dem Bereich der 
Sensorik unterstützen - beispiels-
weise zur Überwachung der Was-
serqualität oder beim schonen-
den und effizienten Umgang mit 
der Ressource Wasser.

Intelligentes Wassermanage-
ment gewinnt aber nicht nur in 
wassernutzenden Industrieun-
ternehmen, sondern auch in 
bayerischen Kommunen zuneh-
mend an Bedeutung. Letzteres 
haben die beiden Cluster „Stra-
tegische Partnerschaft Sensorik“ 
und „Umwelttechnologie-Clus-
ter Bayern“ im vergangenen Jahr 
untersucht. Nun liegen sichtbare 
Ergebnisse der Kooperation vor. 
Diese zeigen, wie schnell sich 
erste Erfolge im kommunalen 
Bereich erzielen lassen. Ein ers-
ter greifbar Use Case am Ammer-

see demonstriert, welche Vortei-
le der Einsatz moderner Techno-
logien u.a. für die Überwachung 
der Temperatur im Trinkwasser-
netz bietet.

Wie lässt sich am besten von 
den konkreten, aktuellen Nö-
ten erfahren? Durch Umfragen 
und persönlichen Austausch; ge-
nau diese Kombination war bei 
der Kooperation der Cluster ziel-
führend. Im Rahmen von Projekt 
NUTSEN – das Akronym steht für 
Nachhaltige Umwelttechnologi-
en durch Sensorik – haben das 
Cluster Sensorik und der Um-
weltcluster Bayern im vergange-
nen Jahr Kommunen und deren 
Wasserwerke, Kläranlagen und 
Zweckverbände nach ihren größ-
ten Herausforderungen befragt. 
Parallel dazu erkundigten sie sich 
bei Technologieanbietern nach 
ihren Lösungen und Services, 
die sich auch im Bereich Wasser-
management einsetzen lassen. 
„Wir haben Bedarf und Ange-
bote bzw. auch aktuelle Lösun-
gen aus dem industriellen Kon-
text gegengespiegelt und daraus 
Schlussfolgerungen auf techno-
logische Entwicklungspfade zie-
hen können,” berichtet Matthi-
as Streller, Geschäftsführer des 
Cluster Sensorik.

Mit ihrer Arbeit leisten die 
Cluster auch einen Beitrag zum 

Umwelt- und Klimaschutz, sowie 
zur nachhaltigen Wasserversor-
gung von Mensch und Umwelt. 
Damit von diesen Ergebnissen 
möglichst viele Kommunen pro-
fitieren, sind diese auch sicht-
bar. Die Cluster waren nicht nur 
auf zahlreichen Messen unter-
wegs, sondern haben – um den 
Technologietransfer für sensor-
basierte Lösungen zu fördern - 
diese auch mit dem neuen Gui-
de “24/7” online verfügbar ge-
macht. Kommunen, deren Ziel 
es ist ihre Wasserressourcen ef-
fizienter zu nutzen, frühzeitig vor 
Katastrophen zu warnen oder 
widerstandsfähigere Infrastruk-
turen zu entwickeln, finden in 
dem Marktüberblick geeignete 
Technologien für die Umsetzung 
ihrer Vorhaben. Auf der Platt-
form ist die Vielfalt von Techno-
logien nun jederzeit einsehbar. 
Hier leisten die Cluster auch ein 
Stückweit Wirtschaftsförderung: 
Dieser Guide bietet den Techno-
logieanbietern eine Plattform, 
um sich und ihre Lösungsange-
bote zu präsentieren.

Pilotprojekt am Ammersee: 
Temperaturüberwachung 
dank Funkwasserzählern

Ein Pilotprojekt am Ammersee 
soll weitere Kommunen motivie-
ren, innovative Projekte zu re-
alisieren. Die AWA-Ammersee, 
ein gemeinsames Kommunalun-
ternehmen der sieben Gemein-
den Andechs, Herrsching, Inning, 
Pähl, Seefeld, Wielenbach und 
Wörthsee, ersetzt in ihrem Ein-
zugsgebiet fortlaufend analoge 

Wasserzähler durch Funkwasser-
zähler mit integrierter Tempera-
turmesseinheit. Im Rahmen des 
Pilotprojekts wurde der Zähler-
wechsel im Pilotgebiet vorange-
bracht und das Monitoring der 
erfassten Daten geklärt. Insbe-
sondere ging es um die Übertra-
gung und Auswertung der von 
den Zählern erfassten Daten. 

Interessant ist in diesem Zu-
sammenhang auch die Tempe-
raturverteilung im Trinkwasser-
netz. Die Wassertemperatur ist 
ein zentraler Parameter für phy-
sikalische, chemische und biolo-
gische Prozesse in der Wasser-
versorgung. Mit der klimawan-
delbedingten Zunahme heißer 
Tage während der Sommermo-
nate, steigt auch die Temperatur 
im öffentlichen Leitungsnetz. Zu 
hohe Temperaturen können, ne-
ben Kundenbeschwerden, auch 
zu einer Verschlechterung der 
mikrobiologischen Trinkwasser-
qualität beitragen, erklärt Maxi-
milian Bleimaier, geschäftsfüh-
render Vorstand der AWA-Am-
mersee. Überwacht werden 
müsse insbesondere die Tem-
peraturentwicklung in den End-
strängen, da sie nirgendwo sonst 
höher sei. Risiken bestehen ins-
besondere dort, wo das Netz 
zu groß dimensioniert oder der 
Verbrauch zu gering ist. Dank 
der neuen elektronischen Was-
serzähler ist nun eine stündli-
che Überwachung der Tempera-
turentwicklung möglich.

Die Cluster haben aktiv Wis-
sen und Ergebnisse verbreitet, 
u.a. auf Fachausstellungen, Kon-
ferenzen und Fachtagungen. Im 
letzten Juli organisierten sie ein 
Technologieforum in Nürnberg 
mit Impulsvorträgen zur Digi-
talisierung im Wassermanage-
ment und einem interaktiven 
Workshop zur Wissenssicherung 
in der Wasserwirtschaft. Teil-
nehmer nutzten die Gelegen-
heit nicht nur für Fachgespräche, 
sondern auch für Vernetzung mit 
verschiedenen Akteuren.

Anschlussprojekt NUTSEN 
2.0 – Wassermanagement 
in Industrieunternehmen

NUTSEN endete zwar 2023 (mit 
Abschlussbericht Anfang 2024), 
aber die beiden Cluster führen 
ihre Arbeit mit den gewonnenen 
Erkenntnissen und Erfahrungen 
fort. Sie erweitern ihren Aktions-
radius und greifen mit dem Fol-
geprojekt NUTSEN 2.0 das The-
ma industrielles Wassermanage-
ment auf. Ziel ist, durch den Ein-
satz geeigneter Technologien 
mehr Effizienz und Nachhaltigkeit 
im industriellen Wassermanage-
ment zu erreichen. 

Einige der von der natio- 
nalen Wasserstrategie vorge-
sehenen Maßnahmen (Wasser-
nutzungshierarchie, Anreize zum 
Wassersparen, Umsetzung ei-
ner erweiterten Herstellerver-
antwortung, Verringerung von 
Schadstoffeinträgen durch In-
dustrieabwässer und Organisa-
tion der Abwasseraufbereitung 
nach dem Verursacherprinzip) 
konfrontieren wassernutzende 
Unternehmen mit großen Anfor-
derungen. Genau an dieser Stelle 
wollen die Cluster Sensorik und 
Umwelttechnologie ansetzen. 
Sie verstünden ihre Aufgabe als 
Brückenbauer zwischen Politik 
und Industrie und wollten was-
sernutzende Industrieunterneh-
men bei der Umsetzung eines 
nachhaltigen und zukunftsorien- 
tierten Wassermanagements 
begleiten und unterstützen, so 
Alfred Mayr, Geschäftsführer des 
Umweltcluster Bayern. In diesem 
Sinne sollen Vernetzungsaktivi-
täten in NUTSEN 2.0 Entwickler 
und Anbieter von Lösungen für 
das industrielle Wassermanage-
ment mit der wassernutzenden 
Industrie zusammenbringen.

Beide Projekte werden über 
die Förderinitiative „Cross-Clus-
ter Bayern“ durch das Bayeri-
sche Staatsministerium für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und 
Energie gefördert. r

Sicherung der Wasserversorgung:

Freistaat fördert 
interkommunales Projekt 

Der Freistaat Bayern fördert im Rahmen der Richtlinie für Zu- 
wendungen des Freistaats Bayern zur Förderung der interkom-
munalen Zusammenarbeit mit Bescheid der Regierung von Ober- 
bayern vom 8. September 2023 das interkommunale Kooperations-
projekt „Gemeinsame Betriebsführung bei der Wasserversorgung“ 
des Zweckverbands zur Wasserversorgung der Pöringer Gruppe  
mit einem Zuschuss in Höhe von 50.000 Euro.

Der Zweckverband beschäftigt 
seit Anfang des Jahres 2023 zwei 
Fachkräfte der Wasserversorgung 
zur Betreuung der Verbandsan-
lagen. Darüber hinaus gehört es 
zu den Aufgaben der Fachkräfte, 
die Mitarbeiter der Bauhöfe der 
Mitgliedsgemeinden fachlich und 
technisch bei der Betreuung der 
Ortsnetze zu unterstützen. Die 
Anschaffung der benötigten Ge-
genstände für Reparaturen am 
Ortsnetz bzw. von größeren Ge-
räten sollen ebenfalls zentral über 
den Zweckverband beschafft und 
koordiniert werden. 

Mit dem Projekt erfüllt der 
Zweckverband und auch die Mit-
gliedsgemeinden die erforderlichen 
Anforderungen. Positive Effekte bei 
der Betreuung der Ortsnetze und 
der Verbandsanlagen, aber auch im 
finanziellen Bereich zeigten sich in-
nerhalb kürzester Zeit sowohl bei 

den Mitgliedsgemeinden als auch 
beim Zweckverband.

Nach der Richtlinie für Zuwen-
dungen des Freistaats Bayern zur 
Förderung der interkommunalen 
Zusammenarbeit werden nicht nur 
Projekte im Bereich der Wasser-
versorgung gefördert, sondern in 
nahezu allen kommunalen Berei-
chen wie z.B. Standesamt, Daten-
schutz, EDV-Fachkraft, Archive etc. 
Die Förderung deckt einen Teil der 
Kosten ab, die bei der Vorbereitung 
und Durchführung interkommuna-
ler Kooperationen entstehen.

Informationen erteilen die An-
sprechpartner für interkommuna-
le Zusammenarbeit bei den Regie-
rungen, die auf der Homepage des 
Staatsministeriums des Innern, 
für Sport und Integration veröf-
fentlicht sind: https://www.stmi.
bayern.de/assets/stmi/kub/08-
2023_ansprechpartner_ikz.pdf r

Teichunglück:

Ehemaliger Bürgermeister 
freigesprochen

Weil er den Dorfteich nicht hat absichern lassen, wurde vor knapp 
vier Jahren erstmals in Deutschland ein Bürgermeister wegen 
fahrlässiger Tötung verurteilt. Mehr als sieben Jahre nach dem 
Tod von drei Kindern im nordhessischen Neukirchen – sie hatten 
im Sommer 2016 ohne ihre Eltern am Wasser gespielt und ertran-
ken – hat das Oberlandesgericht Frankfurt am Main den früheren 
Rathauschef nun freigesprochen. Das Urteil ist nicht anfechtbar.

Der Bürgermeister a.D. war in 
erster und zweiter Instanz zu ho-
hen Geldstrafen verurteilt wor-
den. Der Angeklagte legte Revisi-
on ein – und so wurde das dama-
lige Urteil aufgehoben. „Es konnte 
nicht mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit festge-
stellt werden, dass der Angeklagte 
für das Unglück strafrechtlich ver-
antwortlich ist“, begründeten die 
Richter den Freispruch. 

Die bauliche Veränderung am 
Westufer, die einen Ausstieg er-
heblich erschwerte, habe zwar da-
zu geführt, dass Sicherungsmaß-
nahmen hätten ergriffen werden 
müssen. Es könne aber nicht mit 
der erforderlichen Sicherheit fest-
gestellt werden, dass die erforder-
lichen und zumutbaren Maßnah-
men den Tod der Kinder verhin-
dert hätten.

Die damalige Verurteilung des 
Rathauschefs hatte für erhebli-

che Verunsicherung in den Kom-
munen gesorgt. Viele Bürger-
meister sperrten die Badestel-
len vorsorglich und zogen sich da-
mit den Unmut der Bürger zu. Seit 
Jahren herrscht Rechtsunsicher-
heit. Der Freispruch des Stadt- 
oberhaupts und das neue Urteil 
bringen nun mehr Klarheit.

Der Verband der kommuna-
len Wahlbeamten in Hessen, dem 
rund 400 aktuelle und ehemali-
ge Bürgermeister angehören, be-
grüßte die Entscheidung des Ober-
landesgerichts. „Das ist eine kluge 
und realitätsbezogene Entschei-
dung“, erklärte Geschäftsführer 
Karl-Christian Schelzke. Das jetzi-
ge Urteil dürfte vor allem für Bür-
germeisterinnen und Bürgermeis-
ter nicht nur eine Entlastung sein. 
Das Urteil bedeute auch, dass vie-
le traditionell offene Gewässer 
nicht zwangsweise einzuzäunen 
sind, unterstrich Schelzke. DK

Moorbodenschutz:

Grünes Licht 
für Projekt im Donaumoos 

Es geht vorwärts beim Moorbodenschutz in Bayern: Wie Landwirt-
schaftsministerin Michaela Kaniber mitteilte, hat sie das Projekt „Stabi-
Land“ für eine grundwasserstabilisierenden Landwirtschaft im Donau-
moos genehmigt. Damit sollen offene Fragen zu einer ackerbaulichen 
Bewirtschaftung mit erhöhten Wasserständen beantwortet werden. 

„Moorbodenschutz geht nur 
mit den Landwirten. Umso er-
freulicher ist es, dass die Idee für 
das Projekt von den Landwirten 
aus dem bayerischen Donaumoos 
selbst gekommen ist. Es fördert 
die Innovationskraft des Berufs-
stands vor Ort“, sagte die Minis-
terin. Auf bis zu 100 Hektar Flä-
che sammelt das Projekt Erkennt-
nisse aus der Praxis bei der Be-
wirtschaftung von Ackerflächen  
mit erhöhten Wasserständen. 
Das Landwirtschaftsministerium  
fördert die Maßnahme mit 
665.000 Euro, die Landesanstalt 
für Landwirtschaft begleitet wis-
senschaftlich. Das Projekt beginnt 
noch heuer und endet Ende 2028.

Die Initiative dazu ging von 
Landwirten der Interessensge-
meinschaft (IG) „Unser Donau-
moos“ aus. In intensiv ackerbau-
lich genutzten Bereichen des ba- 
yerischen Donaumooses sollen 
dabei auf landwirtschaftlichen Pi-
lotflächen Erfahrungen im Acker-
bau bei angehobenen Graben- 
und Grundwasserständen ge-
sammelt, mögliche Nutzungsein-
schränkungen und -änderungen 
evaluiert sowie Entwicklungsopti-
onen aufgezeigt werden.

In das Projekt sind Flächen im 
gesamten bayerischen Donau-
moos, bei denen eine Anhebung 
des Wasserstands möglich ist, ein-
bezogen. r

https://www.creditreform.de/kassel/loesungen/esg/ecozert
https://www.creditreform.de/kassel/loesungen/esg/ecozert
https://www.creditreform.de/kassel/loesungen/esg/ecozert
https://fernco.de/homepage/nachhaltigkeit
https://fernco.de/homepage/nachhaltigkeit
https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/kub/08-2023_ansprechpartner_ikz.pdf
https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/kub/08-2023_ansprechpartner_ikz.pdf
https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/kub/08-2023_ansprechpartner_ikz.pdf
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Nachhaltige Innovation in 
der Trinkwasserversorgung

Wasserversorger Achengruppe baute im Rupertiwinkel  
Deutschlands größten Röhren-Hochbehälter

In nur zehn Tagen entstand vergangenen November in Teng-
ling, einem Ortsteil der oberbayerischen Gemeinde Taching 
am See im Landkreis Traunstein, ein neuer Hügel. Er verbirgt 
und sichert den mit einer Million Liter Fassungsvermögen  
aktuell größten Röhren-Hochbehälter Deutschlands. Durch die 
Erdüberdeckung fügt sich der Röhrenspeicher defacto unsicht-
bar in die umgebende Landschaft ein. Das symbolische Richt-
fest findet am 3. Februar 2024 statt. 

Werkleiter Wolfgang Grösch 
und Josef Stadler, Wassermeis-
ter des Zweckverbands zur Was-
serversorgung Achengruppe in 
Kirchanschöring, setzten auf die 
in Deutschland noch selten ein-
gesetzte, innovative Technik ei-
nes Röhren-Hochbehälters aus 
vollständig wiederverwertbarem, 
trinkwassergeeignetem Polyethy-
len(PE)-Kunststoff zur nachhal-
tigen Bevorratung von Trink-
wasser. Insgesamt betreibt die 
Achengruppe acht Sammel- und 

Hochbehälter mit höchsten tech-
nischen Anforderungen und ei-
nem Fassungsvermögen von ins-
gesamt über 4,2 Millionen Litern 
Trinkwasser. Mehr als 400 Kilo-
meter angeschlossene Trinkwas-
serleitungen stellen eine Rund-
um-die-Uhr Versorgung mit Trink-
wasser und auch Löschwasser in 
den Mitgliedsgemeinden Fridolfi-
ng, Kirchanschöring, Petting, Ta-
ching, Tittmoning und Waging. 

Auf einem rund 2.400 Quad- 
ratmeter Grundstück neben dem 

bisherigen Beton-Hochbehälter 
wurde im November 2023 der 
Oberboden bis 60 Zentimeter Tie-
fe und mit einem leichten Gefäl-
le von 0,5 Prozent weggescho-
ben und so präpariert, dass dort 
die drei Kunststoffröhren und die 
Schieberkammer aufgebaut wer-
den konnten. Die 14 Meter lan-
ge Schieberkammer, an der die 
Speicherröhren angedockt wor-
den sind, wurde mit Drucktür, Ar-
maturen, Filteranlagen, Kompres-
soren und Steuerungskomponen-
ten im etwa 20 Kilometer entfern-
ten Freilassinger Stammsitz der 
Traditionsfirma Hawle komplett 
vormontiert und in einem Stück 
per nächtlichem Sondertransport 
nach Tengling überführt. 

In weiteren nächtlichen Spe- 
zialtransporten erfolgte auch 
die Anlieferung der neun jeweils 

knapp 14 Meter langen Röhren-
segmente im Rupertiwinkel. Die-
se wurden zu drei jeweils 40 Me-
ter langen Speicherröhren mit ei-
nem Durchmesser von je 3,5 Me-
ter verschweißt. Die gesamte 
Wandungsdicke der Röhren mit 
einem PE-Außen und Innenman-
tel sowie dazwischen mit einem 
verschweißten „Wickelrohr“ liegt 
bei insgesamt 12 Zentimeter. 
Nach vier Tagen lagen Röhren 
und Schieberkammer vollständig 
in ihrem vorbereiteten „Bett“ und 
nach zehn Tagen war die Monta-
ge samt erfolgreicher Druckprü-
fung beendet.

Röhrenspeicher ersetzt  
Trinkwasserspeicher aus Beton 

Der Tenglinger Röhrenspeicher 
ersetzt 1:1 den in die Jahre ge-
kommenen „klassischen“ Trink-
wasserspeicher aus Beton, der 
1960 an selber Stelle errich-
tet und in den 1970er Jahren er-
weitert worden war. Dessen Sa-
nierung hätte etwa ein Drit-
tel mehr gekostet und ein tradi- 
tioneller Neubau aus Beton wä-
re bei höheren Langzeitkosten 
gut doppelt so teuer geworden. 
Das Neubaukonzept mit einem 
Röhrenspeicher aus drei Röhren 
mit einem Speichervolumen von 
jeweils 335.000 Litern zur Trink-
wasserversorgung war daher nicht 
nur in der Bauumsetzung wesent-
lich wirtschaftlicher, sondern ist 
langfristig, das heißt gerechnet 
auf die weitgehend wartungsfreie 
Mindestlebensdauer von rund 100 
Jahren, in Sachen Unterhalt, Pflege 
und Instandhaltung deutlich nach-
haltiger und kostengünstiger.

Regionaler Partner

In der Freilassinger Traditions- 
firma Hawle fand die Achen-
gruppe zudem einen regiona- 
len Partner, der das Projekt für 
rund eine Million Euro reali-
sierte. Bis in den Sommer 2024 
muss noch die rund 120 Meter 
lange Verbindungsleitung zwi-
schen der bisherigen Trinkwas-
serzufuhr zum alten Hochbehäl-
ter und dem neuen Röhrenhoch-
behälter gebaut werden.

Sinnvolle Weiternutzung 
des alten Hochbehälters

Auch der alte Hochbehälter soll 
abgekoppelt von der Trinkwas-
serversorgung sinnvoll weiter ge-
nutzt werden. Die Ideen reichen 
von der Speicherung von Oberflä-
chenwasser als Regenrückhalte-
speicher und dessen Nutzung für 
Bewässerungsmaßnahmen in der 
Landwirtschaft und im Gartenbau 
bis hin zur Erzeugung von regene-
rativer Energie: Der Hochbehälter 
dient als Oberbecken für ein klei-
nes Pumpspeicherkraftwerk.

Die offizielle Inbetriebnahme 
dieses richtungweisenden Nach-
haltigkeitsprojekts ist für Som-
mer 2024 geplant. JK

Zufriedener Montage-Trupp der Freilassinger Firma Hawle nach dem 
erfolgreichen Abschluss der Schweißarbeiten am Tenglinger Röhren-
speicher am 10. November 2023. Bild: Michael Obermeier/Achengruppe, 2023

DWA-Expertenpapier 
zu aktuellen 

Hochwasserereignissen
Die aktuellen Hochwasserereignisse in Deutschland führen die 
Bedeutung der erfolgten Anstrengungen zum Schutz der Men-
schen und der Vermögenswerte vor Hochwasser vor Augen, zei-
gen aber auch deutlich die Defizite und den Handlungsbedarf auf. 
Ein aktuelles Expertenpapier der DWA ordnet das Winterhoch-
wasser 2023/2024 ein und wartet mit Empfehlungen aus den 
Hauptausschüssen „Wasserbau und Wasserkraft“ und „Hydrolo-
gie und Wasserwirtschaft“ auf.

„Nicht für alles, was wir aktu-
ell sehen, muss der Klimawan-
del als Erklärung herangezogen 
werden. Was wir jedoch sicher 
wissen, ist, dass Hochwasserer-
eignisse gleicher Dauer und Hö-
he zukünftig häufiger auftreten 
werden bzw. extremer ausfal-
len können“, heißt es eingangs. 
Inwiefern diese Fakten an die-
sem Hochwasser schon erkenn-
bar sind, ist aus Sicht der DWA 
im Nachgang zu untersuchen. 
Eine Ereignisanalyse müsse um-
fassend sein und u. a. auch die 
Kommunikationswege und Ar-
beit im operativen Hochwasser-
schutz betrachten.

Katastrophenschutz im Visier

„Mehr Investitionen in den 
Katastrophenschutz/operati-
ven Hochwasserschutz scheinen 
sinnvoll und zweckmäßig, um 
mit vergleichbaren oder noch 
schlimmeren Lagen besser um-
gehen zu können“, so die Ex-
perten. Dies erstrecke sich über 
die Ausstattung der Kommunen, 
der Feuerwehren bis zum THW. 
Deichfachberater und techni-
sche Berater Hochwasserschutz 
und Naturgefahren seien wei-
terhin auf hohem fachlichem Ni-
veau auszubilden. „Denn egal, 
ob es um die Stützung maro-
der Deiche, die ihrer Bemes-
sungslast nicht mehr standhal-
ten oder um die Ereignisbewäl-
tigung wie bei den Extremer-
eignissen an der Ahr, in der Eifel 

oder an der Elbe geht: Der ope-
rative Hochwasserschutz wird 
immer gebraucht.“

Talsperren, Polder und 
Hochwasserrückhaltebecken

Obwohl mit dem Nationalen 
Hochwasserschutzprogramm 
vom Bund ca. 100 Mio. Euro 
jährlich seit 2016 für Maßnah-
men zum Rückhalt des Wassers 
in der Fläche und/oder Deich-
rückverlegungen den Ländern 
zur Verfügung gestellt wird, gin-
gen die Maßnahmen nur sehr 
schleppend voran. Dabei zeig-
ten Positivbeispiele wie etwa 
an der Lippe in NRW oder in 
Sachsen und Sachsen-Anhalt, 
dass gerade damit ein wichti-
ger Effekt zur Abschwächung 
von Hochwasserwellen erreicht 
werden kann. Am effektivsten 
wirkten hier immer noch die Tal-
sperren und Hochwasserrück-
haltebecken sowie ein gesteuer-
ter Polder, der gezielt den Schei-
tel einer Hochwasserwelle kap-
pen kann.

Nach Auffassung der DWA-Fa-
chexperten bedarf es nicht nur 
des Baus neuer, auf Bemes-
sungsereignisse ausgerichteter 
Deiche; vielmehr müsse die Dei-
chunterhaltung ebenfalls konse-
quent und planmäßig durchge-
führt werden, damit die Deiche 
ihren guten Zustand beibehal-
ten. Auch hierfür müssten Per-
sonal und Geld zur Verfügung 
stehen. DK

Roadmap 2030
Handlungsagenda von DVGW und DWA für die Zukunft der Wasserwirtschaft

Sechs Handlungsfelder, über 50 konkrete Maßnahmen: Mit der 
Roadmap 2030 liefern der Deutsche Verein des Gas- und Wasser-
faches (DVGW) sowie die Deutsche Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall (DWA) eine konkrete Handlungsa-
genda für die Zukunft der Wasserwirtschaft. „Wir stellen damit 
die Weichen für eine klimafeste und zukunftssichere Infrastruk-
tur“, führte Dr. Wolf Merkel, DVGW-Vorstand Wasser, anlässlich 
der Vorstellung der Agenda aus.

Der vollständige Wasserkreis-
lauf hat im Fokus zu stehen – von 
der Vorsorge gegen Trockenheit 
und Dürre bis zum Überflutungs-
schutz durch Starkregen. Die-
ses Denken spiegelt die Roadmap 
2030 als strategische Handlungsa-
genda mit ihren sechs Handlungs-
feldern wider.

Sechs Handlungsfelder

Zur Sicherung einer nachhalti-
gen Nutzung der natürlichen Was-
serressourcen werden im Hand-
lungsfeld 1 folgende Aktionsbe-
reiche definiert: Prognose- und 
Handlungsfähigkeit für ein flexi-
bles und vorausschauendes Ma-
nagement der natürlichen Wasser-
ressourcen verbessern; Konven-
tionen zum Umgang mit den na-
türlichen Wasserressourcen auch 

in Knappheitssituationen entwi-
ckeln sowie natürliche Wasserres-
sourcen für zukünftige Nutzungen 
sichern.

Im Handlungsfeld 2 werden 
zum Erhalt und der Erreichung ei-
ner naturnahen Qualität der Ge-
wässer folgende Aktionsbereiche 
für wichtig erachtet: Bundesweite 
Datenplattform „Stoffe“; Anpas-
sung vorhandener rechtlicher Re-
gelungen und Schließung von Re-
gelungslücken; Reduzierung von 
Schadstoffen an der Quelle; Mi-
nimierung der Einleitungen von 
stofflichen Belastungen aus Mi-
schwasser und Regenwasser in 
die Gewässer sowie Verbesserung 
der morphologischen Strukturen 
der Gewässer.

Für eine wasserbewusste Sied-
lungsentwicklung leitet man im 
Handlungsfeld 3 folgende Aktions- 

bereiche ab: Politikberatung; Ab-
bau rechtlicher Hürden und admi-
nistrativer Hemmnisse; Gesamt- 
räumliche Planungen für eine 
wasserbewusste Transformation 
sowie Sensibilisierung, Beratung 
und Kommunikation.

Zur Herstellung resilienter Ver- 
und Entsorgungsinfrastrukturen – 
baulich wie digital – legen DVGW 
und DWA im Handlungsfeld 4 die 
Aktionsbereiche Grundsätze was-
serwirtschaftlicher Planung an-
passen und neu entwickeln; Infra-
strukturplanung und -realisierung 
deutschlandweit anschieben so-
wie rechtliche, personelle und fi-
nanzielle Voraussetzungen für ei-
ne zukunftssichere Infrastruktur 
schaffen, fest.

Für das Handlungsfeld 5 wer-
den für eine ressourceneffizien-
te und klimaneutrale Wasserwirt-
schaft folgende Aktionsbereiche 
genannt: Ressourcen- und ener-
gieeffiziente (Um-) Gestaltung der 
wasserwirtschaftlichen Systeme; 
Verringerung der Treibhausgase-
missionen der wasserwirtschaft-
lichen Anlagen zur Erreichung 
der Klimaneutralität sowie Um-
setzung und Ausweitung der Res-
sourcenrückgewinnung aus Ab-
wasser.

Um die Entwicklung einer was-
serbewussten Gesellschaft zu för-
dern, werden im 6. Handlungs-
feld die Aktionsbereiche Konzen-
trierte Öffentlichkeitsarbeit bringt 
Wasser und Gewässer stärker ins 
Bewusstsein der Menschen; wirt-
schaftliche Anreize zum bewuss-
ten Umgang mit Wasser schaffen 
sowie Überflutungsschäden durch 
Hochwasser und Starkregen vor-
beugen für wichtig erachtet.

Ruf nach Wasserbeauftragten 
in Bund und Land

DVGW, DWA, Wasser- und Ab-
wasserbetriebe, Politik, staatliche 
Institutionen sowie Wassernutzer 
in Industrie, Gewerbe und Land-
wirtschaft sind jetzt gefordert, die 
Roadmap 2030 gezielt umzuset-
zen. Laut DWA-Geschäftsführerin 
Dr. Lisa Broß „muss ein Umden-
ken zum Umgang mit Wasser statt-
finden – eine Wasserwende. An-
gesichts des Klimawandels muss 
sich die Gesellschaft wesentlich 
stärker und bewusster den Was-
serthemen zuwenden, den Vorsor-
gegedanken leben und den Wert 
des Wassers für die Wasserversor-
gung, die Umwelt und für ein nach-
haltiges Wirtschaften erkennen.“ 
Die Politik, so Broß, müsse hier vo-
ran gehen. „Sowohl im Bundestag 
als auch in den Landtagen müssen 
Wasserbeauftragte ernannt wer-
den, die bei allen Gesetzesvorha-
ben die Interessen des Wassers 
vertreten.“ DK

Startschuss für  
Hochwasserschutzprojekt  

an der Ammer
Mit einem Spatenstich haben offiziell die Baumaßnahmen für 
das Hochwasserschutzprojekt „Weilheim Süd“ begonnen. Bay-
erns Umweltminister Thorsten Glauber betonte beim Startschuss 
der Hochwasserschutzmaßnahmen an der Ammer in Weilheim: 
„Hochwasserschutz ist für die Menschen vor Ort von entschei-
dender Bedeutung. Das Pfingsthochwasser 1999 und die Überflu-
tungen im August 2005 haben in Weilheims Süden große Schäden 
angerichtet. Der Freistaat und die Stadt setzen alles daran, den 
Hochwasserschutz in Weilheim weiter zu verbessern. Dabei ha-
ben wir auch die Zukunft im Blick und sorgen mit einem Klimaän-
derungszuschlag heute schon für morgen vor.“

Der Spatenstich ist Glauber  zu-
folge der nächste Meilenstein für 
ein hochwasserfestes Weilheim. 
„Klar ist: Hochwasserschutz lebt 
vom Solidargedanken. Nur ge-
meinsam bringen wir den Hoch-
wasserschutz weiter voran. Ich 
danke der Gemeinde Polling, der 
Stadt Weilheim und allen Pro-
jektbeteiligten für die gute Zu-
sammenarbeit.“ 

Mit den Maßnahmen an der 
Ammer wird der Schutz vor ei-
nem hundertjährlichen Hoch-
wasser auf den südlichen Teil von 
Weilheim und das Gewerbege-
biet Trifthof ausgeweitet.

Umfangreiche 
Renaturierungsmaßnahmen

Im Rahmen des Projekts wer- 

den unter anderem technische 
Hochwasserschutzanlagen ent- 
lang der Bahnstrecke Mün-
chen-Garmisch und ein Durch-
lass unter der Staatsstraße 2058 
gebaut. Darüber hinaus soll das 
Oderdinger Wehr rückgebaut 
und stattdessen drei Sohlglei-
ten errichtet werden. Hierdurch 
wird sowohl der Wasserspiegel in 
der Ammer gesenkt als auch die 
Durchgängigkeit für Fische vom 
Ammersee bis Peißenberg herge-
stellt. Dabei finden auch umfang-
reiche Renaturierungsmaßnah-
men durch die Anbindung der 
Altarme Roßlach und Oderding 
statt. Das Gesamtvolumen des 
Hochwasserschutzprojekts liegt 
bei rund 9 Millionen Euro, getra-
gen von der Stadt Weilheim, dem 
Freistaat Bayern sowie der EU. r

https://kanalbau.com/de/
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BBIV-Kampagne:

Bürokratieabbau ernst gemeint
Praxistaugliche Regulierungen für Großraum- und Schwertransporte

Vom „Bürokratieabbau“ ist zwar oft die Rede, er findet viel Zuspruch 
– aber konkret passiert ist bisher wenig. „Im Gegenteil – sieht man 
genauer hin, so schwillt die Bürokratie und damit der Zeit- und Kos-
tenaufwand, den auch die Mitgliedsunternehmen der Bayerischen 
Bauindustrie deswegen übernehmen müssen, insgesamt nahezu un-
gebremst an“, mahnt der Bayerische Bauindustrieverband an. Viele 
Vorschriften und Regulierungen seien zu aufwändig, zu umständlich 
oder gar überflüssig. Die schlimmsten Exemplare aus dieser Gruppe 
macht der bbiv nun zum Inhalt seiner Kampagne „Gnua is! - Bürokra-
tieabbau ernst gemeint“.

Als ersten Vorschlag zum Ab-
bau überflüssiger Bürokratie 
wählte der Verband die in den 
vergangenen Jahren erfolgten 
Ausweitungen der Vorschriften 
für Großraum- und Schwertrans-
porte aus, da diese einen deut-
lich erhöhten Aufwand und zu-
sätzliche Kosten für die betrof-
fenen Unternehmen bewirkten. 
Beispielhaft werden folgende be-
sonders unsinnig erscheinende 
Regelungen hervorgehoben:
• Das Ladegut von Schwertrans-
porten muss nunmehr exakt be-

zeichnet werden. Bei Bauma-
schinen muss der genaue Typ, 
Hersteller und Modell angege-
ben werden. Dies ist bei schnell 
umzuschlagenden Baustellen 
oft problematisch, da oft erst in 
letzter Minute feststeht, welche 
Baumaschine aus dem Maschi-
nenpark zur Verfügung steht. 
Bei Betonfertigteilen müssen 
Länge und Breite exakt angege-
ben werden. Bei Abweichungen 
und Fehlern hinsichtlich Art und 
Bezeichnung der Ladung sowie 
Angaben zu Abmessungen und 

Gewicht droht das Erlöschen der 
Genehmigung.
• Es ist nun nicht mehr zulässig, 
mehrere Schwertransporte in ei-
nem Konvoi zusammenzufassen. 
Jeder Schwertransport muss ein-
zeln angemeldet, durchgeführt 
und mit einem extra Begleitfahr-
zeug versehen werden. Dies be-
deutet in Verwaltung und Ab-
wicklung von Schwertranspor-
ten einen erheblichen Mehrauf-
wand.
• Bisher konnten die Unterneh-
men die in der Genehmigung an-
gegebenen Abmessungen der La-
dung oder das Gewicht unter-
schreiten, ohne dass dies zu Kon-
sequenzen geführt hätte. Nach 
den nunmehr geltenden Rege-
lungen muss außerhalb des an-
hörungsfreien Bereichs zwingend 
eine neue Genehmigung einge-
holt werden, wenn das Gesamt-
gewicht um mehr als 5 Prozent 
bzw. und/oder die Abmessungen 

des Transportgutes um mehr als 
15 cm unterschritten werden.

Belastung durch  
ausufernde Bürokratie

Laut bbiv muss das gesam-
te, die Genehmigung von Groß-
raum- und Schwertranspor-
ten betreffende Regelungswerk 
„umgehend verschlankt, verein-
facht und den Bedürfnissen der 
Praxis angepasst werden“. Da-
mit am Bau endlich der drin-
gend erforderliche Bürokratieab-
bau in Gang kommt, unterbreitet 
der Bayerische Bauindustriever-
band ab sofort regelmäßig kon-
krete Vorschläge, wie ein beson-
ders drängendes Bürokratiepro-
blem, das die Mitgliedsunterneh-
men akut belastet, gelöst werden 
kann. „Die ausufernde Bürokratie 
belastet alle Branchen. Sinnvolle-
re und einfachere Vorschriften 
würden der gesamten Wirtschaft 
nutzen“, macht der bbiv deutlich.

Um ein sichtbares Zeichen ge-
gen die Mehrbelastungen der 
bayerischen Transport- und Lo-
gistikunternehmen zu setzen, or-
ganisierte der Landesverband 
Bayerischer Transport- und Lo-
gistikunternehmen (LBT) vor 
kurzem eine LKW-Sternfahrt 
zur Münchner Theresienwie-
se. An dieser Protestaktion be-
teiligten sich neben den Staats-
ministern Christian Bernreiter 
und Hubert Aiwanger unter an-
derem die bayerische Bauindus-
trie, BGL – Bundesverband Gü-
terkraftverkehr Logistik und Ent-
sorgung, BIV – Bayerischer In-
dustrieverband Baustoffe, Steine 
und Erden e. V., VBS – Verband 
der Bayerischen Entsorgungsun-
ternehmen e. V., LBB – Landes-
verband Bayerischer Bauinnun-
gen, BZV – Bayerischer Ziegel- 
industrie-Verband e. V., LBS – 
Landesverband Bayerischer Spe-
diteure e. V. sowie die Vereini-
gung der bayerischen Wirtschaft 
(vbw).

Keine Ausnahme für biogene 
oder synthetische Kraftstoffe

Der LBT wendet sich insbeson-
dere gegen die Mauterhöhung 
durch die Bundesregierung. Wie 
Hauptgeschäftsführer Stephan 
Doppelhammer betonte, exis-
tierten seit 1. Dezember 2023 
neue Mautsätze durch die Ein-
führung eines neuen CO2-Maut-
teilsatzes. Dies führe zu einer Er-
höhung der Lkw-Maut für fast al-
le Euro VI-Lkw um 83 Prozent. 
Ausnahmen oder Mautbefrei-
ungen für biogene oder synthe-
tische Kraftstoffe gebe es nicht. 
Dies sei nicht hinnehmbar.

Doppelhammer zufolge wer-
den Wirtschaft und Gesellschaft 
um zusätzliche 7,6 Mrd. Euro 
pro Jahr belastet. Zudem habe 
das Gesetz keine klimawirksame 
Lenkungswirkung, „denn Fahr-
zeuge mit mautbefreiten Antrie-
ben sind am Markt nur sehr be-
grenzt und wenn dann zu den 
zwei- bis dreifachen Kosten ver-
fügbar, es steht keine entspre-
chende Ladeinfrastruktur für ei-
nen flächendeckenden Einsatz 
zur Verfügung und eine nennens-
werte Verlagerung auf die Schie-
ne ist mangels Kapazitäten bei 
der Bahn nicht möglich. Zudem 
muss die Maut für Fahrten ohne 
Ladung, für so genannte Leerki-
lometer, zusätzlich einkalkuliert 
werden.“

Die Ampel ist laut LBT zur Be-
lastung für ganz Deutschland ge-
worden. „Zusagen aus dem Koali-
tionsvertrag, die eine Doppelbe-
lastung aus einer CO2-Maut und 
einer Abgabe über das Brenn-
stoffemissionshandelsgesetz aus-
schließt, werden nicht eingehal-
ten. Milliarden Mehreinnahmen 
werden nicht zielführend in die 
Straßen- und Ladeinfrastruktur 
reinvestiert, sondern zur Haus-
haltssanierung verwendet… Ein-
drucksvoller kann man den dritt-
größten Wirtschaftsbereich, die 
Logistikbranche, nicht an die 
Wand fahren“, machte Doppel-
hammer deutlich.

Sonder-Bauministerkonferenz zum Sozialen Wohnungsbau 

Bauminister der Länder und Bund  
einigen sich über Finanzierung für 2024

Bund erhöht Mittel für sozialen Wohnungsbau und Junges Wohnen auf 3,15 Milliarden Euro
Einigung über Ko-Finanzierung für 2024

Erhöhung des Länderanteils von 30 auf 40 Prozent für erhöhte Finanzmittel
Die Bauministerinnen und -minister der Länder haben auf einer  
Sonder-Bauministerkonferenz mit Bundesbauministerin Klara 
Geywitz über die Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus gespro-
chen. 2023 haben die Länder eigene Mittel mit einem Barwert von 
insgesamt 2,9 Milliarden Euro investiert, um mehr bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen. Die Länder begrüßen, dass der Bund sei-
ne Finanzhilfen für den sozialen Wohnungsbau und das Programm 
Junges Wohnen von bisher 2,5 Milliarden auf 3,15 Milliarden Euro 
in 2024 erhöht. Die Bauministerkonferenz kam mit dem Bund über-
ein, dass im Jahr 2024 für die Höhe der bisherigen Bundesmittel der 
Ko-Finanzierungsanteil der Länder von 30 Prozent beibehalten wird. 
Für die darüberhinausgehenden, erhöhten Finanzmittel wird eine 
Erhöhung des Ko-Finanzierungsanteils von 40 Prozent in 2024 ein-
malig vorgesehen. Über die Fördermodalitäten für 2025 und 2026 
soll noch in der 1. Jahreshälfte 2024 entschieden werden.

Der Bund wollte im Zuge der 
Erhöhung seiner Finanzhilfen 
kurzfristig auch den Ko-Finanzie-
rungsanteil der Länder von min-
destens 30 auf 40 Prozent erhö-
hen. Da in einigen Ländern die 
Haushaltsplanungen für 2024 
bereits abgeschlossen sind, hät-
ten bereitgestellte Bundesmittel 
aber gegebenenfalls nicht in An-
spruch genommen und so weni-
ger Wohnungsbauprojekte um-
gesetzt werden können.

Möglichst viel bezahlbaren 
Wohnraum schaffen

Bayerns Bauminister Christi-
an Bernreiter, der zum 1. Januar 
den Vorsitz der Bauministerkonfe-
renz übernommen hat, freut sich, 
dass nun ein Kompromiss gefun-
den werden konnte: „Es muss un-
ser gemeinsames Ziel sein, mög-
lichst viel bezahlbaren Wohnraum 
zu schaffen. Deshalb ist es ein gu-
tes Signal für die Wohnungs- und 
Bauwirtschaft, dass sich Bund und 
Länder einigen konnten. Es wä-
re praktisch unmöglich gewesen, 

den Ko-Finanzierungsanteil der 
Länder für 2024 derart kurzfristig 
von 30 auf 40 Prozent raufzuset-
zen. Dass die Erhöhung jetzt nur 
für die zusätzlichen Bundesmit-
tel in Höhe von 615 Millionen Eu-
ro gilt, ist ein guter Kompromiss.“

Klara Geywitz, Bundesminis-
terin für Wohnen, Stadtent-
wicklung und Bauwesen, sagte: 
„Wichtig für mehr bezahlbaren 
Wohnraum ist die soziale Wohn-
raumförderung. Mit über 18 Mil-
liarden Euro investieren wir so 
viel wie seit Jahrzehnten nicht 
mehr. Das ist auch dringend nö-
tig, denn der Sozialwohnungsbe-
stand ist landesweit auf gut eine 
Millionen Wohnungen gesunken. 
Der Bedarf ist aber deutlich hö-
her. Die Dringlichkeit haben bei-
de – Bund und Länder – erkannt. 
Die Mehrheit der Länder hat be-
reits in der Vergangenheit für 
den sozialen Wohnungsbau deut-
lich mehr als die geforderte Min-
destfinanzierung von 30 Prozent 
der Bundesfinanzhilfen zur Ver-
fügung gestellt. Gerade wenn al-
le wissen, dass es noch mehr An-

strengungen braucht, muss auf 
allen Ebenen auch mehr Geld zur 
Verfügung gestellt werden. Die 
heutige Einigung auf die Finanzie-
rung 2024 ist auch ein wichtiges 
Signal an die Bauwirtschaft. Die 
Gelder können jetzt fließen.“

Karen Pein, Senatorin für Stadt- 
entwicklung und Wohnen der 
Freien und Hansestadt Ham-
burg, erklärte als Sprecherin für 
die „A-Länder“: „Bund und Län-
der geben mehr Geld für den so-
zialen Wohnungsbau: Das ist ein 
richtiger und wichtiger Schritt, 
denn mehr Förderung sorgt für 
mehr bezahlbare Wohnungen. 
Die Erhöhung der Bundesmittel 
für den sozialen Wohnungsbau 
ist somit auch ein klares Signal 
in Richtung Bauwirtschaft: Der 
Staat sorgt für Verlässlichkeit, die 
Mittel sind vorhanden und kön-
nen abgerufen werden. Die Län-
der stehen zu ihrer sozialen Ver-
antwortung in der Wohnraum-
versorgung und tragen ihren An-
teil, damit den Wohnungsbau auf 
hohem Niveau fortzuführen.“

Wohnraumförderung  
stabilisieren

Ina Scharrenbach, Ministe-
rin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, stell-
vertretend für die „B-Länder“: 
„Die öffentliche Wohnraumför-
derung ist der Fels in der Bran-
dung bei dem derzeit stark im 
Sturm stehenden Immobilien-
markt. Deshalb ist es ein wichti-
ges Signal, die öffentliche Wohn-
raumförderung zu stabilisieren 
und auszubauen. Heute ist ein 
breiter Schulterschluss zwischen 
Ländern und dem Bund im Sinne 
der Sache gefunden worden. Al-
le Seiten haben sich bewegt. Da-
mit bleibt auch im Jahr 2024 die 
öffentliche Wohnraumförderung 
der Fels in der Brandung für die 
gebeutelte Immobilien- und Bau-
wirtschaft.“

Mit der sozialen Wohnraum-
förderung unterstützen Bund 
und Länder die Wohnraumver-
sorgung durch Mietwohnungen 
und selbstgenutztes Wohneigen-
tum von Haushalten, die sich am 
Markt nicht aus eigener Kraft an-
gemessen mit Wohnraum versor-
gen können. Die Ausgestaltung 
der Finanzierungsbeteiligungen 
wird für die einzelnen Programm-
jahre in Verwaltungsvereinbarun-
gen zwischen dem Bund und den 
Ländern geregelt. r

„Die Belastungen, die die Be-
triebe aus dem Transportwe-
sen treffen - und damit unsere 
gesamte Wirtschaft - sind nicht 
mehr hinnehmbar“, stellte vbw 
Präsident Wolfram Hatz fest. 
Es sei fatal, dass den Betrieben 
durch die LKW-Mauterhöhung 
das Geld für die erforderlichen 
Investitionen fehlt. Deshalb müs-
se die Mauterhöhung ausgesetzt 
werden.

Die Standortbedingungen in 
Deutschland hätten sich in den 

vergangenen Monaten bereits 
verschlechtert, erklärte Hatz. 
Die Ampel verschlimmere die La-
ge zusätzlich - nicht nur mit der 
Mauterhöhung für LKW. „Wir ha-
ben mit viel zu hohen Steuern 
und Abgaben zu kämpfen. Zu-
dem haben Bürokratie und Re-
gulierung ein unerträgliches Aus-
maß erreicht. Die Ampel muss 
jetzt endlich handeln und eine 
Standortpolitik auf den Weg brin-
gen, die diesen Namen auch ver-
dient.“  DK

Bündnis fordert:

50 Mrd. Euro  
für den sozialen Wohnungsbau

Zuschüsse fürs Wohnen 5-mal höher  
als Förderung von Sozialwohnungen

Der Staat betreibt ein Missmanagement bei der Unterstützung 
fürs Wohnen. Zu diesem Ergebnis kommt eine aktuelle Wohnungs-
markt-Studie vom Pestel-Institut (Hannover). Das Bündnis „Sozia-
les Wohnen“ stellte diese in Berlin vor. In dem Sozial-Bündnis haben 
sich der Deutsche Mieterbund (DMB), die IG BAU sowie die Caritas 
Behindertenhilfe und Psychiatrie (CBP) gemeinsam mit zwei Verbän-
den der Bauwirtschaft zusammengeschlossen.

Die Untersuchung wirft Bund 
und Ländern vor, die Förderung 
von Sozialwohnungen massiv 
vernachlässigt zu haben. Dadurch 
sei ein „dramatischer Mangel an 
sozialem Wohnraum in Deutsch-
land“ entstanden: So fehlen nach 
Berechnungen der Wissenschaft-
ler bundesweit aktuell mehr als 
910.000 Sozialwohnungen.

Wohngeld und Kosten  
der Unterkunft explodieren

„Um bedürftigen Haushalten 
das Wohnen überhaupt noch zu 
ermöglichen, ist der Staat mitt-
lerweile gezwungen, stetig stei-
gende Mieten auf dem freien 
Wohnungsmarkt zu akzeptie-
ren. Dabei zahlt er sogar Mieten, 
die oft deutlich über der Durch-
schnittsmiete liegen. Dadurch 
sind die notwendigen staatlichen 
Ausgaben für das Wohngeld und 
für die Kosten der Unterkunft ge-
radezu explodiert. Am Ende pro-
fitieren davon allerdings vor al-
lem die Vermieter“, sagt Studien-
leiter Matthias Günther vom Pes-
tel-Institut.

Er nennt dazu konkrete Zahlen: 
Spitzenreiter bei den „Turbo-Mie-
ten“ sei die bayerische Landes-
hauptstadt München. Hier lag 
die von den Job-Centern gezahl-
te Miete bei den Kosten der Un-
terkunft mit 19,40 Euro pro Qua-
dratmeter rund 6,60 Euro – und 
damit über 50 Prozent – über 
der Münchner Durchschnitts-
miete. Unterm Strich bezahlt der 
Staat nach Berechnungen des Pe-
stel-Instituts dadurch allein in 
München schon eine Millionen- 
summe an „Mehr-Miete“ – und 
das Monat für Monat. Bundes-
weit ermittelt die Studie nur bei 
den Kosten der Unterkunft im 
Vergleich zur Durchschnittsmie-
te rund 700 Millionen Euro Mehr-
kosten pro Jahr.

Die Studie zeigt, dass der 
Staat in besonders angespann-
ten Wohnungsmärkten, in de-
nen es an bezahlbaren Alterna-
tiven mangelt, überhöhte und 
damit deutlich über dem Durch-
schnitt liegende Mieten bei der 
Übernahme der Kosten der Un-
terkunft zahlt. „Es liegt damit na-
he, dass dort, wo sich Mieterhö-
hungsspielräume auftun, ein Teil 
der Vermieter diese auch nutzt“, 
so das Bündnis „Soziales Woh-
nen“. Diese Spielräume müssten 
durch effektives Mietrecht drin-
gend begrenzt werden.

Insgesamt hat der Staat nach 
Angaben der Wissenschaftler im 
vergangenen Jahr erstmals mehr 
als 20 Milliarden Euro an Sozial- 
ausgaben für die Unterstützung 
bedürftiger Menschen beim 
Wohnen ausgegeben: gut 15 Mil-
liarden Euro für die Kosten der 
Unterkunft, die überwiegend von 
den Job-Centern gezahlt wer-
den. Und zusätzlich über 5 Mil-
liarden Euro für das Wohngeld. 
Dagegen lagen die Ausgaben von 
Bund und Ländern für den sozia-
len Wohnungsbau in den letzten 

Jahren lediglich bei gut 4 Milliar-
den Euro pro Jahr, so die Studie.

„Die Sozialausgaben fürs Woh-
nen sind damit 5-mal so hoch 
wie die Förderung für den Neu-
bau von Sozialwohnungen. Das 
ist ein deutliches Missverhältnis. 
Vor allem der Bund hat hier seit 
Jahrzenten ein Missmanagement 
betrieben: Er hat den Sozialwoh-
nungsbau – also die Objektför-
derung – bis vor kurzem auf ein 
Minimum heruntergefahren und 
damit drastisch steigende Aus-
gaben für die Kosten der Unter-
kunft und für das Wohngeld – 
also für die Subjektförderung – 
provoziert“, so Pestel-Institutslei-
ter Günther.

Gegensteuern könne der Staat 
nur, wenn er jetzt anfange, „mas-
siv in die Schaffung von deutlich 
mehr Sozialwohnungen“ zu in-
vestieren. „Denn jede einmalige 
Förderung, durch die eine neue 
Sozialwohnung entsteht, erspart 
dem Staat erhebliche Summen, 
die er sonst auf Dauer für Miet-
zahlungen ausgeben müsste. Das 
ist eine einfache Rechnung, die 
vor allem der Bund spätestens 
dann beherrschen muss, wenn 
die Sozialausgaben durch die 
Decke gehen: nämlich jetzt“, so 
Matthias Günther.

Die Botschaft, die das Bünd-
nis „Soziales Wohnen“ platziert, 
ist klar: „Die beste Kostenbrem-
se bei der Subjektförderung ist 
eine rasche und entschlossene 
Objektförderung.“ Die konkrete 
Forderung dazu: Bund und Län-
der sollen umgehend 50 Milliar-
den Euro für die Förderung von 
sozialem Wohnraum bereitstel-
len. Nur so könne es gelingen, 
dem Ampel-Ziel, 100.000 Sozial-
wohnungen pro Jahr neu zu bau-
en, wenigstens ein Stück näher zu 
kommen – und damit „ein Regie-
rungsversprechen nicht komplett 
zu brechen“.

Sozialwohnungsbau sei eine 
Aufgabe, die dauerhaft grundge-
setzlich abgesichert werden müs-
se und von der Schuldenbremse 
ausgenommen werden solle, for-
dert das Bündnis. Weitere Forde-
rungen umfassen:
• Steuerreduzierung: Für den 
Neubau von Sozialwohnungen 
sollen künftig 7 statt 19 Prozent 
Mehrwertsteuer fällig werden.
• Sonderbudget „Sozialer Woh-
nungsbau“: Einsatz dort, wo der 
Mangel an Sozialwohnungen be-
sonders hoch ist. 
• Feste „Sozial-Quote“ bei der 
Vergabe von Sozialwohnungen: 
Bundesweit soll es künftig in al-
len Kommunen „Wohn-Härtefall-
kommissionen“ geben, die über 
ein 10-Prozent-Kontingent der 
zu vergebenen Sozialwohnungen 
entscheiden. Damit werde vor 
Ort die Berücksichtigung sozialer 
Kriterien bei Wohnungsvergaben 
garantiert. Benachteiligte Men-
schen – insbesondere Menschen 
mit Behinderung – hätten da-
durch „endlich wieder eine Chan-
ce, auf dem Wohnungsmarkt Fuß 
zu fassen“, so das Bündnis.  r
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Tourismus in Bayern: 
Motor für Wirtschaft und Lebensqualität

In Kooperation mit der
Bayern Tourismus Marketing GmbH

GZ KOMMUNAL-

Der Tourismus in Bayern boomt. Seit Jahren 
schreibt der Freistaat touristische Erfolgsge-
schichte und behauptet auch im Jahr 2023 mit 
über 20 Prozent Marktanteil seinen Platz als Rei-
seland Nr. 1 in Deutschland. Mit rund 100 Milli-
onen Übernachtungen und über 500 Millionen 
Tagesreisen generieren Bayerns Gäste einen 
touristischen Gesamtkonsum von ca. 47,5 Milli- 
arden Euro pro Jahr. Als Querschnittsbranche 
schafft der Tourismus damit rund 550.000 direk-
te und indirekte Arbeitsplätze in verschiedenen 
Sektoren, die maßgeblich zur regionalen Ent-
wicklung beitragen – von der Gastronomie über 
den Einzelhandel bis hin zur Landwirtschaft so-
wie der Kultur- und Freizeitbranche. Darüber 
hinaus erhöht er als Lebensader die Unterneh-
mens- und Einkommensvielfalt sowie die Steu-
ereinnahmen in den bayerischen Gemeinden. 
Insbesondere im ländlichen Raum ist der Touris-
mus in vielen Regionen mitverantwortlich dafür, 
dass auch Klein- und Kleinstbetriebe eine Zu-
kunftsperspektive haben. 

Garant für Lebensqualität

Der Tourismus ist aber nicht nur ein bedeu-
tender Wirtschaftsfaktor für Bayern, sondern 
auch ein Garant für die konstant hohe Lebens-

qualität im Freistaat. Gemeinden und Destinati-
on, die bewusst auf Tourismus setzen, verfügen 
nachweislich über eine bessere lokale Infrastruk-
tur und ein breiteres Freizeitangebot, über mehr 
Rad- und Wanderwege, ein abwechslungsreiche-
res gastronomisches Angebot, eine bessere öf-
fentliche Nahverkehrsanbindung, ein attraktiver-
es Ortsbild sowie ein umfangreicheres Brauch-
tums- und Kulturangebot. Investitionen in den 
Tourismus sind daher nicht nur Investitionen in 
die Urlaubs- und Erlebnisqualität der Gäste, son-
dern stets auch Investitionen in die Bevölkerung 
vor Ort – denn sie ist es, die maßgeblich von dem 
vorhandenen Angebot profitiert. Eine höhere 
Zufriedenheit, Wertschätzung und Identifikati-
on mit ihrer Heimat sind die Folge. Ebenso tra-
gen Investitionen in den Tourismus dazu bei, die-
se hohe Lebensqualität und damit einen attrak-
tiven Lebensraum zu bewahren sowie die Anzie-
hungskraft für Unternehmensansiedlungen und 
potenzielle Arbeits- und Fachkräfte zu erhöhen.

Um die Wirtschaftskraft und Lebensquali-
tät Bayerns auch langfristig zu sichern und wei-
ter auszubauen, braucht es einen starken Touris-
mus, der allen guttut: mit einer guten regiona-
len Wertschöpfung, stabilen gesellschaftlichen 
Strukturen und einem ressourcenschonenden 
Umgang mit der Natur.  r

Schon klimaneutral?
Wir beraten Sie kostenfrei! 

nachhaltig
und klima-
angepasst
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Bayerische
Architektenkammer
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Energieeffizienz und 
Nachhaltigkeit

Kontakt & Info:

+49 89 139880-88
ben@byak.de
www.byak-ben.de 

Zu allen Themen rund um
kommunale Nachhaltigeit sowie 
das nachhaltige und energie-
effiziente Bauen & Sanieren, 
zu Förderung, Materialökologie, 
zur Klimaanpassung am und 
ums Gebäude.

Arbeitsgemeinschaft Fränkischer Oberbürgermeister:

Fußgängerzonen erhalten!
Vor gut 70 Jahren wurden die ersten bundesweiten Fußgängerstra-
ßen in Kassel, Kiel und Stuttgart ihrer Bestimmung übergeben. Sie 
waren die Antwort der autogerechten Stadt auf das Handelstreiben 
im Zentrum. Heute gehören Fußgängerzonen zur Grundausstattung 
der Innenstädte. Dies allerdings mit unterschiedlichem Erfolg: Gera-
de abends sind sie häufig verlassen und beinah menschenleer.

Wie können Innenstädte at-
traktiv bleiben? Die erneute Insol-
venz von Galeria Karstadt Kauf-
hof lenkt den Blick erneut auf die 
Zukunftsfähigkeit dieses Begeg-
nungsorts. Den Kampf um den 
Erhalt der Fußgängerzonen auf-
genommen hat nun die Arbeits-
gemeinschaft Fränkischer Ober-
bürgermeister mit Hofs Rathau-
schefin Eva Döhla an der Spitze.

Funktion: Begegnungsort

Gegenüber der Deutschen 
Presse-Agentur verwies Döhla 
darauf, dass man eine Innenstadt 
nicht mehr dem Marktgeschehen 
überlassen könne, sondern von 
der öffentlichen Seite sehr stark 
planerisch und gestalterisch he-
rangehen müsse, um funktionie-
rende Zentren zu erhalten. Das 
Augenmerk dürfe sich nicht nur 
auf das Ladenangebot beschrän-
ken.

Aus Döhlas Sicht geht es dar-
um, „die Innenstadt für die Zu-
kunft anzupassen, wenn das Kon-
zept nicht allein durch stationä-
ren Handel getragen wird“. Um 
die Funktion eines Begegnungs-
orts aufrechtzuerhalten, seien 
auch andere Faktoren, wie et-
wa Veranstaltungen in der Innen-
stadt, vonnöten. Dabei geht es 
der Rathauschefin auch um den 
wichtigen Aspekt des Klimawan-
dels und die Frage, wie man Auf-
enthaltsqualität auch an heißen 
Tagen gewährleistet.

Bayreuths Oberbürgermeister 
Thomas Ebersberger warb bei der 
heimischen Bevölkerung darum, 
verstärkt wieder lokal zu shop-
pen: Schließlich sei es besser, im 
Fachhandel vor Ort einzukaufen 
als „vom Sofa aus“ bei Versand-
händlern. Mit Blick auf die neu-
erliche Insolvenz der Warenhaus-
kette Galerie Karstadt Kaufhof 
erklärte Ebersberger, dass „der 
Karstadt“ in der Fußgängerzone 
bislang von den Schließungswel-
len verschont geblieben sei. Die 
Entscheidung, wie es nun weiter-
geht, liege freilich nicht bei der 
Kommune, unterstrich Bayreuths 
Stadtoberhaupt: „Wir werden 
aber schauen, dass die Rahmen-
bedingungen stimmen für ein 
Kaufhaus am Markt.“ Das Waren-
haus sei nach wie vor ein Magnet 
und deshalb als „Ankerhändler“ 
wichtig für die Innenstadt.

Attraktive Zentren durch 
Tourismus

Einen Schlüssel für attrakti-
ve Zentren sieht Ebersberger im 
Tourismus: Viele Tages- und Wo-
chenendgäste seien Kunden der 
Innenstadt. Bayreuth verzeichne 
Zuwächse im Tourismus, außer-
dem sei zu erwarten, dass wei-
tere Hotels zahlungskräftige Kun-
den in die Stadt bringen. Auch 
mit kulturellen Angeboten ver-
suche die Kommune, die Innen-
stadt mit Leben zu füllen, so der 
Rathauschef abschließend.  DK

Ministerin Michaela Kaniber 
lobt neuen Tourismuspreis aus

Bewerbung bis 11. Februar möglich
Um herausragenden Leistungen im Tourismus mehr Sichtbar-
keit zu geben, verdiente Persönlichkeiten aus dem bayerischen 
Tourismus auszuzeichnen und damit den Stellenwert der Bran-
che für den Freistaat zu unterstreichen, hat die neue Tourismus-
ministerin Michaela Kaniber den Preis der bayerischen Touris-
musbranche, kurz „TouBy“, ins Leben gerufen. „Es ist mir ein 
Herzensanliegen, das vielfältige Engagement unserer Akteure 
im bayerischen Tourismus zu würdigen. Mit dem neuen Preis 
rücken wir Personen in den Mittelpunkt, die sich mit viel Lei-
denschaft um den Tourismus in Bayern verdient gemacht ha-
ben. Wir wollen positive Beispiele herausstellen und anderen 
Mut machen“, sagte die Ministerin zum Start der Bewerbungs-
frist in München. Bis zum 11. Februar können nun die Unterla-
gen dafür beim Ministerium eingereicht werden.

Der Preis wird in den Kategorien „Lebenswerk“, „Touristikerin 
oder Touristiker des Jahres“ und „Nachwuchspreis“ verliehen. 
Pro Kategorie wird eine Person ausgezeichnet. Der Preis für das 
„Lebenswerk“ richtet sich an Persönlichkeiten, die sich langjäh-
rig und in herausragender Weise um den Tourismus in Bayern 
hervorgetan haben. Für die Kategorie „Touristiker oder Touristi-
kerin des Jahres“ können Personen vorgeschlagen werden, die 
durch ein besonders ehrenamtliches, freiwilliges, soziales oder 
wirtschaftliches Engagement schwerpunktmäßig im Jahr 2023 
aufgefallen sind. Der „Nachwuchspreis“ richtet sich an die Ge-
neration der unter 35-Jährigen, die sich bereits in jungen Jahren 
durch besonders kreative Ideen oder außergewöhnliches En-
gagement im Tourismus einen Namen gemacht haben. „Dieser 
generationenübergreifende Ansatz macht unseren neuen Preis 
so besonders. Ich freue mich auf zahlreiche spannende Bewer-
bungen aus der ganzen Breite des Bayerntourismus“, so die Mi-
nisterin.

Weitere Informationen

Die Bewerbungsunterlagen und alle weiteren Informationen 
gibt es auf der Homepage des Ministeriums unter https://s.bay-
ern.de/tourismuspreis. Die Preisträger werden nach Berlin ein-
geladen und bekommen die ideelle Auszeichnung von der Mi-
nisterin persönlich im Rahmen des bayerischen Staatsempfangs 
zur Internationalen Tourismusbörse (ITB) in der Bayerischen 
Vertretung in Berlin am 5. März 2024 überreicht.  r

Bayerischer Gemeindetag in Gunzenhausen:

Tagung der  
Bauamtsleiter und Stadtbaumeister

Bereits zum 6. Mal fand die traditionelle Bauamtsleiter- und Stadt-
baumeistertagung des Bayerischen Gemeindetags statt. Über 200 
Teilnehmer wohnten der in die praxisrelevanten Themenblöcke 
„Digitalisierung, Privates Baurecht, Vergaberecht“, „Planungsrecht, 
Energierecht, Naturschutzrecht“, „Aktuelle Entwicklungen und 
Rechtsprechung“ sowie „Innenentwicklung, Wohnen, öffentlicher 
Bau, ISEK-Praxis“ gegliederten Veranstaltung bei.

Unter der Moderation von Ge-
meindetagsdirektor Matthias Si-
mon referierte Andreas Wern- 
thaler vom Bayerischen Kommu-
nalen Prüfungsverband (BKPV) 
eingangs zum Thema „Störungen 
im Betriebsablauf – Nachträge, 
Bauzeit, Vergütung, Fristen, Kün-
digung, Mängel“. Die vergange-
nen Jahre in der Baubranche wa-
ren unter anderem geprägt von 
Lieferschwierigkeiten, dadurch 
bedingte Bauzeitverzögerungen 
und Kostensteigerungen. Wern- 
thaler zeigte zum einen praxis-
taugliche Strategien zur Vermei-
dung von Problemen und zum 
anderen mögliche Lösungswe-
ge auf.

Digitaler Bauantrag

Ministerialrat Stefan Kraus und 
Bauoberrat Marcel Kühner vom 
Bayerischen Staatsministerium 
für Wohnen, Bau und Verkehr in-
formierten über die Digitalisie-
rung der Bauleitplanung und den 
digitalen Bauantrag. Dieser wur-
de 2021 in Bayern erstmals mit 
ausgewählten Unteren Bauauf-
sichtsbehörden als Pilotprojekt 
eingeführt. Bis Ende 2024 sollen 
alle Unteren Bauaufsichtsbehör-
den mit dem digitalen Bauantrag 
arbeiten können. Geplant sei, 
diese Art der Einreichung dann 
auch zum Regelverfahren zu ma-
chen.

Ein weiterer Baustein im Be-
reich der Digitalisierung ist der 
neu einzuführende Standard 
XPlanung für Bauleitplanverfah-
ren. Marcel Kühner hob die Vor-
teile des Standards hervor und 
appellierte an alle Kommunen, 
sich bereits jetzt mit XPlanung 
vertraut zu machen. Er verwies in 
diesem Zusammenhang auf die 
zahlreichen örtlichen Schulungs-

angebote des Ministeriums, die 
in den kommenden Jahren ihre 
Fortsetzung finden werden.

Stefan Kraus war es auch, der 
im zweiten Themenblock auf ei-
ne Bundesratsinitiative der Baye-
rischen Staatsregierung hinwies, 
in der ein Ersatz für den entfalle-
nen § 13b BauGB gefordert wird. 
Ziel der Initiative sei es, den Kom-
munen ein Werkzeug für die Aus-
weisung von Wohnbaugebieten 
an die Hand zu geben, das auf 
langwierige Verfahren wie dop-
pelte Behörden- und Bürgerbe-
teiligung verzichtet.

Über die aktuellen Gesetzge-
bungsverfahren in punkto Kom-
munale Wärmeplanung und de-
ren mögliche Auswirkungen 
auf die Gemeinden berichtete 
schließlich Stefan Graf, zustän-
diger Direktor beim Bayerischen 
Gemeindetag, ehe der Münch-
ner Fachanwalt Dr. Gerhard Spieß 
den Weg zum rechtssicher ausge-
übten gemeindlichen Vorkaufs-
recht skizzierte.

In welche Richtung sich das 
Baurecht aus Sicht der Berliner 
Ampelkoalition entwickeln soll, 
zeigte Bernd Düsterdiek, Beige-
ordneter beim Deutschen Städ-
te- und Gemeindebund, auf. Aus 
seiner Sicht müssen viele Heraus-
forderungen (auch) über das Bau-
recht und in den Kommunen ge-
löst werden. Über die „große“ 
BauGB Novelle 2023/2024“ infor-
mierte Prof. Dr. Arno Bunzel, Be-
reichsleiter und stellvertretender 
Direktor beim Deutschen Institut 
für Urbanistik in Berlin. Laut Bun-
zel, der am fachlichen Input zur 
Gesetzgebung selbst mitwirkt, 
ergibt sich die Notwendigkeit für 
die Novelle aus dem Koalitions-
vertrag und seinen Zielen, wes-
halb die Themen Klimaschutz, Kli-
maanpassung aber auch Innent-

wicklung in der Baugesetzgebung 
voraussichtlich berücksichtigt 
werden müssen. Gleichwohl wur-
de angemerkt, dass der Gesetz-
geber seinen Rhythmus verloren 
habe. Konnte man früher die Zeit 
nach den BauGB-Änderungen 
stellen, habe sich der Takt der ge-
setzgeberischen Änderungen zu-
sehends verkürzt.

Kommunale Beispiele

Der Münchner Architekt Man-
fred Brennecke präsentierte in 
seinem Vortrag zum „bedarfsge-
rechten und flächeneffizienten 
Wohnen“ ein abgeschlossenes 
Projekt in Münsing, das durch ei-
ne Baugemeinschaft der Bürger 
vor Ort umgesetzt wurde sowie 
ein laufendes Projekt in Fridol-
fing. Bei beiden Projekten wer-
den sowohl die Politik als auch 
die Bürger vor Ort aktiv mit ein-
gebunden.

Als Architektin und amtierende 
Bürgermeisterin von Ebermann-
stadt stellte Christiane Mayer in 
ihrem Vortrag „Strategisch-inte-
grierte (Innen)Entwicklung und 
Sanierung in Ebermannstadt“ 
die Bedürfnisse einer nachhalti-
gen gemeindlichen Entwicklung 
aus mehreren Blickwinkeln dar. 
Sie schilderte diverse praktische 
Herausforderungen und mach-
te deutlich, wie es gelingt, eine 
langfristig angelegte, strategi-
sche Vision zu verfolgen, um die-
se in eine nachhaltige Umsetzung 
zu bringen.

Zustimmung aus dem Publikum 
erfuhr sie für ihre Aussage, dass 
all dies nur mit mehr und entspre-
chend geschultem Personal sowie 
externen Dienstleistern gelingen 
kann. „Wenn Sie denken, dass es 
die Leute nicht mehr hören kön-
nen, so ist es bei manchen erst 
im Kopf angekommen“, machte 
Mayer abschließend deutlich.  DK

Bayerns Neuzugänge in der Denkmalliste:

Historische Wahrzeichen
Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege hat die diesjährigen 
Neuzugänge in der Denkmalliste bekanntgegeben. Sie zeigen laut 
Generalkonservator Prof. Dipl.-Ing. Architekt Mathias Pfeil, Leiter 
des BLfD, wie vielgestaltig das kulturelle Erbe des Freistaats ist. Ins-
gesamt sind in der Denkmalliste mehr als 109.000 Bau- und Kunst-
denkmäler verzeichnet.

Zu den sieben „Neuankömm-
lingen“ zählt das „Edwin-Scharff-
Haus“ in Neu-Ulm. Mit seinen ge-
rade mal 46 Jahren ist das Gebäu-
de eines der jüngsten Einzeldenk-
mäler in Bayern. Gebaut wurde das 
Kultur- und Tageszentrum in den 
Jahren zwischen 1974 und 1977 
und wird nach einer Sanierung im 
vergangenen Jahr jetzt wieder als 
Veranstaltungsort genutzt.

Die sogenannte Ostermayr- 
Passage in Nürnberg befindet 
sich innerhalb eines in der Nach-
kriegszeit errichteten Wohn-, Ge-
schäfts- und Bürogebäudes. Die 
gut 35 Meter lange Ladenpassa-
ge wurde seit den 1950er Jah-
ren nur wenig verändert. Sämtli-
che Schaufenster, Geländer, aber 
auch die Glasdächer sind noch er-
halten. Damit ist sie das bayern-
weit höchst selten gewordene 
Paradebeispiel einer Großstadt-
passage aus der Zeit des Wirt-
schaftswunders.

Anfang des 20. Jahrhunderts 
wurde der Bahnhof des Staatsba-
des Bad Brückenau eröffnet. Sei-
nerzeit führte eine Nebenstrecke 
der Bahnlinie über Jossa und Bad 
Brückenau bis nach Wildflecken. 
Der Personenverkehr auf dieser 
Strecke wurde 1988 eingestellt. 
Danach diente das zweigeschos-
sige Gebäude als Verkaufsstel-
le einer Getränkefirma. Es weist 
auf den frühen Kurbetrieb in der 
Region hin und verdeutlicht, wie 
der Freistaat einst dafür seine In-
frastruktur ausbaute.

Viele Jahrhunderte war der so-
genannte Fürsten- oder Firmian-
steig oberhalb von Steinbüchl/
Untergriesbach ein Handelsweg 
in Richtung Böhmen. Der erhal-
tene Teil – sichtbar am Granit-
plattenbelag und den Randstei-
nen – ist im Kern mittelalterlich 
und wurde im 18. Jahrhundert 
unter Fürstbischof Leopold Ernst 
von Firmian ausgebaut. Eine bür-
gerschaftliche Initiative bemüh-

te sich um den Erhalt der histo-
rischen Straße, trug Humus ab 
und legte so 153 Meter des Stei-
ges wieder frei. Dass der Weg 
heuer in die Denkmalliste aufge-
nommen wurde, ist auch ein Ver-
dienst dieser Bürger.

Der dreigeschossige Walm- 
dachbau in der Bahnhofstra-
ße in Amberg ist ein gutes Bei-
spiel für die baukünstlerisch auf-
wändige Architektur im histori-
schen Stadtkern. Aufgrund ihrer 
Geschichte rund um den Abbau 
von Eisenerz gewann die Stadt 
mit der Industrialisierung immer 
mehr an wirtschaftlichem Ein-
fluss. Deshalb war ein Kreditins-
titut notwendig, in dem die Am-
berger ihre Geldgeschäfte abwi-
ckeln konnten. 1860 erhielt die 
Königliche Bank von König Max 
Joseph die Erlaubnis, eine Filiale 
in der Stadt zu errichten. 

In München ist das sechs- 
geschossige Scheibenhochhaus 
(heute Werk 1) Teil des stillgeleg-
ten Pfanni-Fabrikgeländes am Ost-
bahnhof. Das Verwaltungsgebäu-
de sowie das ebenfalls denkmal-
geschützte Kesselhaus wurde zwi-
schen 1956 und 1958 entworfen. 
Es ist ein typisches Beispiel für den 
Bürobau der 1950er-Jahre und 
damit Zeugnis der Industrie- und 
Wirtschaftsgeschichte Bayerns.

1910 wurde der Mangfallsteg 
bei Weyarn, eine Brücke für Fuß-
gänger und Fahrradfahrer, erbaut 
und zählt damit zu den frühen aus 
Stahlbeton errichteten Brücken in 
Deutschland. 

Das Bauwerk besteht aus einer 
dreigeteilten Eisenbetonkonstruk-
tion mit einem Hauptbogen so-
wie zwei Vorbögen. Am Mangfall- 
steg zeigt sich einerseits die damals 
noch vergleichsweise neue Stahl-
betonbauweise, die eine filigrane 
Konstruktion ermöglichte. Gleich-
zeitig sind an der Brücke noch Ele-
mente traditioneller Eisenfach-
werkbrücken erkennbar.  DK
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich bin Erster Bürgermeister 
der Gemeinde Altenmünster im 
Landkreis Augsburg. In unse-
rer Gemeinde leben derzeit rd. 
4.600 Menschen.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Das Bürgermeisteramt habe 
ich am 01.05.2020 angetreten. 
Ich bin hauptamtlich tätig.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Vor meinem Amtsantritt war 

Das ist aus meiner Sicht eine 
absolut erfreuliche Entwick-
lung. Allerdings muss die In- 
frastruktur wie Kindergarten, 
Kinderkrippe oder Schule na-
türlich mit dieser Entwicklung 
mithalten können. Dies ist ei-
ne große, aber gewisserma-
ßen auch schöne Herausfor-
derung. So baue ich viel lieber 
ein neues Kindergartengebäu-
de, als dass ich darüber nach-
denken muss, wie wir mit leer-
stehenden Räumlichkeiten 
umgehen. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Florian Mair
Erster Bürgermeister  

der Gemeinde Altenmünster

ich als Vorstand einer gesetzlichen Krankenkas-
se tätig. Diese Beschäftigung übe ich nicht mehr 
aus.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Ich war bereits von 2014 – 2020 Mitglied un-
seres Gemeinderates und konnte auf diese Wei-
se erste Einblicke in die Kommunalpolitik gewin-
nen. Der direkte und persönliche Bezug zu den 
Bürgerinnen und Bürgern vor Ort war für mich 
ein sehr wesentlicher Faktor meiner Entschei-
dung, mich für das Bürgermeisteramt zu bewer-
ben. Daneben haben mich die Vielfältigkeit der 
Aufgaben sowie die wirklich greifbaren Gestal-
tungsmöglichkeiten angesprochen. Das Bürger-
meisteramt eröffnet die Möglichkeit, gemein-
sam mit dem Gemeinderat die Lebensbedin-
gungen der Menschen vor Ort nachhaltig posi-
tiv zu gestalten. Oftmals können bereits durch 
sehr einfache Maßnahmen viele gute Dinge be-
wirkt werden, wovon die Bürgerinnen und Bür-
ger profitieren. Zu guter Letzt war und bin ich 
meiner Gemeinde schon immer sehr verbunden. 
Ich bin hier aufgewachsen und lebe hier. Des-
halb kam es für mich auch nur in Frage, das Bür-
germeisteramt hier in meiner Heimat ausüben 
zu wollen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Die vorherige Tätigkeit als Gemeinderat war 
für mich die beste Vorbereitung. Es war tat-
sächlich ein unschätzbarer Vorteil, hierdurch 
bereits Kenntnisse und Erfahrungen zu laufen-
den Projekten gesammelt zu haben. Daneben 
hatte und habe ich ein sehr gutes Verhältnis zu 
meinem Amtsvorgänger. So war es mir mög-
lich, die Aufgaben nahtlos und gut zu überneh-
men. Außerdem konnte ich mich beim Amtsan-
tritt auch auf mein Team im Rathaus sowie in 
den anderen kommunalen Einrichtungen ver-
lassen. Ich wurde überall gut aufgenommen 
und niemand behielt wichtige Informationen 
für sich.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Ich hatte eine sprichwörtliche Baustelle zu 
übernehmen. In einem unserer Ortsteile lief zu 
meinem Amtsbeginn eine bereits seit vielen Jah-
ren andauernde Dorferneuerung. Hier ging beim 
Kanalbau viel schief. Statt einer Straße gab es 
nur Staub oder Schlamm. Viele Einwohner hat-
ten Schäden an ihren Gebäuden. Wohlgemerkt 
alles Dinge, für welche die Gemeinde nicht die 
Verantwortung trug. Dennoch waren die Erwar-
tungen in der Bevölkerung natürlich hoch, dass 
„der Neue“ hier nun sehr rasch für eine Lösung 
sorgen würde. Die größte Herausforderung war 
es für mich als jemand, dessen berufliche Ver-
gangenheit nicht unbedingt in der Baubranche 
lag, sich binnen kurzer Zeit in ein solch umfang-
reiches Bauvorhaben einzuarbeiten. Doch es ist 
gelungen und so viel kann ich verraten: die Dorf- 
erneuerung konnte zwischenzeitlich weitgehend 
abgeschlossen werden.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Wie wohl viele Kolleginnen und Kollegen be-
fasse ich mich derzeit sehr ausgiebig mit dem 
Thema der Energiegewinnung bzw. Energie-
versorgung. Gemeinsam mit einigen Nachbar-
kommunen arbeiten wir an guten und tragfä-
higen Konzepten, wie wir als Kommunen mit-
tel- und langfristig die Energiesouveränität 
erlangen können. Das sind in der Tat spannen-
de und sehr komplexe Fragestellungen, wel-
che uns hier beschäftigen. Ich bin jedoch über-
zeugt, dass es sich für unsere Bürgerinnen und 
Bürger lohnen wird, wenn wir Gemeinden hier 
unsere Kräfte bündeln und gemeinsam gute 
Lösungen erzielen. Ein weiteres Dauerthema 
unserer Gemeinde ist die Kinderbetreuung. Al-
tenmünster ist eine stark wachsende Gemein-
de. Viele unserer jungen Menschen bleiben hier 
oder ziehen zu und gründen hier eine Familie. 

Die Frage, mit was ich mich noch auseinan-
dersetzen muss, liegt ja weitestgehend nicht in 
meinen Händen. Ich komme jedoch nicht umhin 
festzustellen, dass ich mich zunehmend mit un-
ausgegorenen und schlecht gemachten Geset-
zen befassen muss, mit welchen uns die Bun-
des- oder Landespolitik überhäuft. Die Büro-
kratisierung unseres Landes schreitet trotz aller 
Versprechungen, dieser entgegenzuwirken, in 
einem ungeheuren Maße voran. Insbesondere 
der Bund überträgt den Kommunen immer neue 
und immer noch mehr Aufgaben, ohne für de-
ren vollumfängliche Finanzierung zu sorgen. Mit 
all dem muss ich mich befassen, obwohl ich dies 
ausdrücklich nicht will. Stattdessen würde ich 
mich gerne damit befassen wollen, wie wir zü-
gig und möglichst einfach die an uns gestellten 
Herausforderungen mit praktikablen Lösungen 
meistern können. Ich will, dass wir hierzulande 
endlich wieder ziel- sowie ergebnisorientiert ar-
beiten und nicht die Bedenkenträger stets das 
Zepter führen.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Wichtige Ratschläge sind nicht so sehr meine 
Sache. Wenn ich eine Empfehlung geben darf, 
dann die, sich selbst treu zu bleiben, sich nicht 
zu verbiegen und niemals zu versuchen, es allen 
recht zu machen. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Das Miteinander mit den verschiedenen Ak-
teuren ist ein immens wichtiger Bestandteil mei-
ner Arbeit als Bürgermeister. Ich habe in meiner 
Entscheidungsfindung bislang immer davon pro-
fitiert, mich zum jeweiligen Thema mit Kollegin-
nen und Kollegen sowie Bürgerinnen und Bür-
gern auszutauschen. Dies erweitert den Horizont 
und bereichert die oftmals subjektive Wahrneh-
mung um neue Aspekte. Letztlich ist dies eine 
ganz einfache Möglichkeit, zu einer vielleicht 
noch besseren Entscheidung zu gelangen. War-
um sollte man sich diese Chance also entgehen 
lassen?
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Der Einfluss der Digitalisierung auf die Kom-
munalpolitik ist nach meiner Wahrnehmung 
bereits heute sehr ausgeprägt. Ich persönlich 
schätze es sehr, über meine Arbeit, die Vorha-
ben und Pläne unserer Gemeinde aber auch 
einfach über das gesellschaftliche Leben in den 
sozialen Medien zu berichten. Einerseits ist es 
eine tolle Möglichkeit, Bürgerinnen und Bürger 
auf verständliche Art und Weise an dem teilha-
ben zu lassen, was seitens ihrer Gemeinde ent-
wickelt und umgesetzt wird. Anderseits bietet 
sich eine einfache Möglichkeit, mit mir als Bür-
germeister direkt und vor allem schnell in Kon-
takt zu treten. Diese Einfachheit in der Kommu-
nikation ist meines Erachtens jedoch ein Stück 
weit auch kritisch zu sehen. Kommunalpoliti-
sche Abläufe oder Entscheidungen sind oftmals 
inhaltlich eben nicht einfach. Gerade hier wird 
nach meiner Überzeugung nichts das persönli-
che Gespräch ersetzen können. 

Trotz diverser Vorteile hat die Digitalisierung 
im Bereich der Kommunalpolitik aber auch ih-
re Schattenseiten. Gerade in der digitalen Welt 
verbreiten sich Hass und Hetze sehr leicht. Vie-
les, was in der Anonymität geschrieben wird, 
würden die allermeisten Menschen von Ange-
sicht zu Angesicht nicht aussprechen. Viel zu oft 
werden mittlerweile auch wir Kommunalpoliti-
ker zum Ziel derartiger Aggressionen im Netz. 
Dies schwächt die Kommunalpolitik, weil es na-
türlich dazu führt, dass immer weniger Men-
schen gerne ein Amt in der Kommunalpolitik 
übernehmen möchten. Zugleich schädigt es un-
sere Demokratie, die doch letztlich vom Mitma-
chen lebt. Dies dürfen wir nicht zulassen.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Immer positiv denken und sich selbst nicht zu 
ernst nehmen. Dann klappt der Rest fast von al-
lein.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Ganz bescheiden als hoffentlich netter 
Mensch. r
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Seeger Bürgermeister  
zu mehrjähriger Haftstrafe verurteilt
Wegen Betrugs im Zusammenhang mit Corona-Geldern hat das 
Landgericht Nürnberg-Fürth den Bürgermeister der Gemeinde 
Seeg im Ostallgäu, Markus Berktold (CSU), zu fünfeinhalb Jah-
ren Haft verurteilt. Ebenfalls schuldig gesprochen wurde der 
frühere Leiter einer ortsansässigen Pflegeeinrichtung, der nun 
wegen Betrugs und versuchten Betrugs für drei Jahre und elf 
Monate ins Gefängnis muss. Zudem ordnete das Gericht gegen 
beide die Einziehung von Vermögen in sechs- bzw. siebenstel-
liger Höhe an.

Gemeinsam mit dem Pflegedienstleiter habe Berktold in den 
Jahren 2020 bis 2022 rund 2 Millionen Euro aus dem sogenann-
ten Pflege-Rettungsschirm unrechtmäßig abgerechnet, urteilte 
das Gericht. Dazu soll der Bürgermeister zum Teil Scheinrech-
nungen erstellt haben. Außerdem habe Berktold als Liquidator 
eines Vereins insgesamt 825.000 Euro auf sein Privatkonto über-
wiesen. Auch sei er im Besitz einer Schusswaffe samt Munition 
gewesen.

Beide Verurteilten legten inzwischen Revision gegen das Ur-
teil ein. Wann der Bundesgerichtshof entscheidet, ist nach An-
gaben des Landgerichts ebenso völlig offen wie die Frage, ob die 
in Untersuchungshaft sitzenden Angeklagten vorher auf freien 
Fuß gesetzt werden.  DK

Jahrelange gute Zusammenarbeit
Im ländlich geprägten Landkreis Donau-Ries spielt die Landwirtschaft selbstredend  

eine wichtige Rolle
Um verschiedenen Problemstellungen der Landwirtschaft zu begeg-
nen, wurden von Landrat Stefan Rößle in den vergangenen Jahren 
zahlreiche verschiedene Projekte neu eingeführt: „Uns ist ein regel-
mäßiger Austausch mit den Landwirtinnen und Landwirten in unse-
rem Landkreis seit jeher ein wichtiges Anliegen“, erklärt der Landrat: 
„Sie prägen unsere Landschaft, versorgen uns regional mit Lebens-
mitteln und nehmen eine Schlüsselrolle bei unseren Zukunftsthe-
men Nachhaltigkeit und Energie ein.“

Insbesondere wird gemein-
sam versucht, das Image der 
Landwirtschaft im Landkreis Do-
nau-Ries weiter zu verbessern 
und mögliche Problemstellun-
gen in gemeinsamen Gesprächs-
runden frühestmöglich auf Au-
genhöhe zu klären. Bei anstehen-
den größeren und komplexeren 
Bauvorhaben beruft der Land-
rat frühzeitig einen Runden Tisch 
ein, an dem neben Bauherrn und 
Planern möglichst alle betroffe-
nen Fachbereiche und Behörden 
beteiligt sind.

Der Landrat sowie die Fach-
bereiche Immissionsschutz und 
Bauwesen am Landratsamt Do-
nau-Ries sind beispielsweise Jahr 
für Jahr am Fachgespräch des 
“Biogasstammtisches“ beteiligt, 
um aktuelle Themen gemeinsam 
zu diskutieren. Dort wird nach er-
folgten oder anstehenden Geset-
zesänderungen gemeinsam be-
sprochen, wie gegebenenfalls 
erforderlich werdende Geneh-
migungsverfahren möglichst ef-
fektiv durchgeführt werden kön-
nen.

Gemeinsame Entscheidungen 
auf Augenhöhe 

Auch das Regionalmanage-
ment des Landkreises koordiniert 
regelmäßig Zusammenkünfte, 
wie den „Runden Tisch der Land-
wirtschaft“. Es beteiligt sich ge-
meinsam mit weiteren forst- und 
landwirtschaftlichen Zusammen-
schlüssen am „Regionaltisch“ des 
Amtes für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (AELF) und 
steht in engem Kontakt mit dem 
Bayerischen Bauernverband. Die-
se Netzwerkveranstaltungen ha-
ben das Ziel, gemeinsam mit den 
Betroffenen auf Augenhöhe gu-
te Lösungen für die Anliegen der 
Landwirtschaft zu finden. 

So hat sich das Regionalma-
nagement des Landkreises Do-
nau-Ries seit 2019 vielen be-
rechtigten Anliegen der Land-
wirtschaft angenommen. Dabei 
wurden Projekte und Kampag-
nen gestartet, die die Bauern und 
Bäuerinnen im Landkreis unter-
stützen sollen. Bei der Bundes-, 
Landes- und der EU-Gesetzge-
bung hat aber auch der Landkreis 
Donau-Ries nur sehr begrenzte 
Einflussmöglichkeiten.

„Gemeinsam. Gutes.  
Für unsere Heimat“

Die Regionalmanagerin Jenni-
fer Hofmann leitete die Image-
kampagne „Gemeinsam. Gu-

tes. Für unsere Heimat.“, bei der 
in vier Imagefilmen gezeigt wird 
mit welcher Leidenschaft unse-
re Landwirte im Landkreis Do-
nau-Ries regionale Produkte her-
stellen. 

Diese Imagefilme wurden zu-
sammen mit vielen weiteren 
nachhaltigen und regionalen An-
geboten für Schulen bei einer 
Lehrerfortbildung im November 
2023 den Lehrkräften im Land-
kreis vorgestellt. Im Rahmen die-
ser Fortbildung stellten unter an-
derem das AELF und die Land-
frauen ihre Projekte vor. 

Landschaftspflegeverband 
Donau-Ries

Im Landschaftspflegeverband 
arbeiten Landwirte, Naturschüt-
zer und Vertreter der Kommunen 
freiwillig und gleichberechtigt zu-
sammen. Ziel ist es, die vielfälti-
ge Kulturlandschaft des Landkrei-
ses Donau-Ries durch angepass-
te Nutzungsformen zur erhalten. 
Dabei sollen seltene Tier- und 
Pflanzenarten in der Landschaft 
geschützt werden, und gleich-
zeitig landwirtschaftliche Betrie-
be von der Landschaft leben kön-
nen. In den letzten Jahren wur-
den hier bspw. die Beweidung 
wertvoller Flächen durch Schafe 
und Rinder zum Erhalt wertvoller 
Flächen initiiert.

Bayerisches  
Vertragsnaturschutzprogramm

Auch die Untere Naturschutz-
behörde arbeitet im Rahmen 
des Bayerischen Vertragsnatur-
schutzprogrammes (VNP) eng 
mit der Landwirtschaft zusam-
men. Mit dem Förderprogramm 
VNP Offenland werden ökolo-
gisch wertvolle Lebensräume, die 
auf eine naturschonende Bewirt-
schaftung angewiesen sind, er-
halten und verbessert. Landwir-
te, die auf freiwilliger Basis ihre 
Flächen nach den Zielen des Na-
turschutzes bewirtschaften, er-
halten dabei für den zusätzlichen 
Aufwand und den entgangenen 
Ertrag eine Entschädigung.

Im Jahr 2023 wurden im Land-
kreis Donau-Ries auf mehr als 
600 Hektar landwirtschaftlichen 
Flächen derartige Maßnahmen 
umgesetzt, welche mit mehr als 
310.000 Euro gefördert wurden.

Regionale Produkte

Regionale Produkte an den 
Endverbraucher zu bringen ist 
nicht immer einfach. Deswegen 

bewirbt der Landkreis die regio-
nal von den Landwirten erzeug-
ten Produkte im Dorfladennetz-
werk und in der App regiona-
ler Einkaufsführer, die ein Ver-
zeichnis der Direktvermarkter im 
Landkreis enthält. Zudem soll ei-
ne Wanderausstellung zu regio-
nalen Produkten, wie Honig, Bier, 
Eier, Fleisch, Kartoffeln, Milch 
und Mühlenprodukte die Wert-
schätzung von Lebensmitteln, die 
in der Region produziert wurden, 
steigern. 

Derzeit laufen Gespräche ver-
schiedener landwirtschaftlicher 
Initiativen mit Beteiligung des 
Landrats und seinen Stellvertre-
tenden, wie es gelingen kann, 
den Anteil an Bioprodukten und 
regionalen Erzeugnissen im Land-
kreis Donau-Ries zu steigern.

Rößle hofft als Fazit der land-
wirtschaftlichen Protestaktio-
nen, dass sich die Gesetzgeber 
auf Landes-, Bundes und Euro-
paebene der wichtigen Rolle der 
Landwirtschaft gerade auch in 
unserer landwirtschaftlich ge-
prägten Region bewusst sind 
und dass dies in ihren politischen 
Entscheidungen auch zum Aus-
druck kommt. Unabhängig davon 
möchte er die gelebte Partner-
schaft zwischen Landkreis und 
der Land- und Forstwirtschaft 
fortsetzen und weiter ausbauen, 
um auf Landkreisebene die Wert-
schätzung und das Bewusstsein 
für diesen bedeutenden Wirt-
schaftszweig zu steigern.  r
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Diese Republik, diese Welt 
(jedenfalls unsere westliche, 
satte, nicht mit Krieg, Armut 
und Unterentwicklung überzo-
gene) hat anscheinend keine 
drängenden Probleme zu be-
wältigen.

Zu dem Schluss kommt man 
jedenfalls, wenn man die neues- 
ten, in vielen Medien verbrei-
teten Sprachhinweise der Tier-
schutz-Aktivistengruppe PETA 
(People for the Ethical Treatment of Animals) 
liest. Tiere sollen aus dem allgemeinen Sprach-
gebrauch verdrängt werden: Statt mit jeman-
dem „ein Hühnchen“ zu rupfen, wenn man mal 
Tacheles reden will, soll man lieber zum Aus-
druck „Weinblätter rollen“ greifen. Man soll als 
Multitasker keine „zwei Fliegen mit einer Klap-
pe schlagen“, sondern „Erbsen auf eine Gabel la-
den“. Auch die Krönung der Tierwelt, die Katze, 
wird nicht verschont. Statt die „Katze aus dem 
Sack“ zu lassen, wenn man ein gut gehütetes Ge-
heimnis enthüllt, soll man die „vegane Calzone 
aufschneiden“. Puuh!

Nicht überliefert in der gegenwärtigen Be-
richterstattung wurde, welches Schicksal der 
Katze zugedacht ist, die im Sack gekauft wird. 
Ob sie auch durch wabbelige Tofupampe und 
Erbsenpüree à la vegane Calzone ersetzt wer-
den soll? Diese Anschläge auf traditionelle Re-
densarten und Ausdrücke stehen im Zeichen des 
Kampfes gegen den Speziesismus, also der Dis-
kriminierung von Lebewesen aufgrund ihrer Art. 
Sie konnten bisher gut ohne das Bewusstsein le-
ben, dass sich Tiere durch sprachliche Ausdrü-
cke gekränkt fühlen könnten? Oder dass Tier-
rechtsaktivisten statt ihrer (da die Tiere ja sel-
ber keine bad feelings artikulieren können) ge-
gen Schimpfwörter wie blöde Gans, dumme Kuh 
oder Rabeneltern zu Felde ziehen, auch wenn 
damit weder Gänse, noch Kühe oder Raben be-
leidigt werden sollen, sondern Vertreter der Spe-
zies homo sapiens sapiens?

Gut, der schlaue Fuchs, die weise Eule oder 
das flinke Fischlein, beliebt in Fabeln und Lie-
dern, dürften den sprachlichen Furor vielleicht 
überleben. Spannend wird es mit dem bayeri-
schen „Hund“ oder gar Hundling. Wird es gelin-
gen, dem norddeutsch geprägten Achtsamkeits-

publikum zu vermitteln, dass 
„A Hund is er scho“ ein Prädi-
katslob ist?

Jetzt haben wir uns also be-
reits mit Feminismus, Woke-
ness, gendersensibler und dis-
kriminierungsfreier Sprache, ei-
nem antikolonialen Diskurs und 
ethnosensiblen Ausdruckswei-
sen herumzuschlagen, die mit 
den Wörtern, Ausdrücken und 
Begriffen unserer Kindheit gna-

denlos ins Gericht gehen. Wir lesen unseren En-
keln mittlerweile Bücher vor, die schon wir einst 
geliebt haben, in denen es aber keine N-könige 
mehr gibt und in denen die Figuren kontextuali-
siert werden, wenn es sich um Indianer oder Es-
kimos handelt. Bevor wir Loriot- oder Otto-Sket-
che in der Mediathek anschauen, gibt es Warn-
hinweise zu sehen und James Bond frägt in seinen 
neuen Filmen höflich an, bevor er das Bond-Girl 
(alter Schwede, welch Stereotype) von seinen 
körperlichen Vorzügen zu überzeugen versucht. 
Und jetzt sollen wir auch nicht mehr mit unse-
ren Gegnern Katz und Maus spielen dürfen (was 
stattdessen? Tom und Jerry?).

Was mich angesichts der Weltlage, der Wirt-
schaftskrise und dem Fachkräftemangel auch 
nachdenklich zurücklässt ist, dass es sich unse-
re (westlichen) Gesellschaften erlauben können, 
solche Institutionen unnützen Denkens wie PE-
TA weiterhin zu alimentieren. Denn Forschung 
zugunsten des Tierschutzes feiere ich, Innova-
tionen zur artgerechten Haltung, Investitionen 
in Produkte, die tierisches Leiden mindern oder 
vermeiden – her damit. Aber sich den Kopf dar- 
über zu zerbrechen, wie jahrhundertealte Re-
densarten durch Veganersprech ersetzt werden 
können, da steige ich intellektuell aus.

Es mag ja gut sein, dass Sprache Bewusstsein 
schafft und sicher ist es auch gut, wenn man ab 
und zu zweimal überlegt, was und wie man was 
sagt. Aber die Probleme der Welt auf Begriffe 
und Gefühle zu reduzieren, wird dem Ernst der 
Lage nicht gerecht. Da braucht sich dann auch 
niemand wundern, wenn sich die arbeitende 
Mitte der westlichen Länder mit Kopfschütteln 
von solchen elitären Spielchen abwendet.

Vielleicht sollten wir auf Samuel Butler hören: 
„Alle Tiere mit Ausnahme des Menschen wissen, 
dass der Hauptzweck des Lebens darin besteht, 
es zu genießen.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

„A Hund is er scho“  
ist ein Prädikatslob.

„Europa braucht Stabilität 
in der politischen Mitte“

Manfred Weber beim Neujahrsempfang der Fürther CSU
Fürth. Für Manfred Weber geht es bei der Europawahl im Juni auch 
um eine strikte Abgrenzung zu Radikalen von rechts und links: „Wir 
werden uns von Nationalisten unser Europa, das wahrlich nicht per-
fekt ist, aber unser Europa, das das Beste ist, das wir jemals in der 
Geschichte des Kontinents hatten, wir werden es nicht kaputt ma-
chen lassen.“

Im Fürther Autohaus der Fe-
ser-Graf Gruppe hatte eingangs 
Wilhelm Graf der Politik und vor 
allem der Bundesregierung den 
Spiegel vorgehalten und an Bei-
spielen dargelegt, in welchen Be-
reichen Unternehmen und dem 
Mittelstand das Leben schwer 
gemacht werde. Das traditions-
reiche Familienunternehmen ge-
hört zu den größten Ausbildungs-
betrieben in der Region. In der 
gefüllten Ausstellungshalle hat-
ten sich etwa 400 Gäste einge-
funden, darunter viele Ehrenamt-
liche und Repräsentanten des Öf-
fentlichen Lebens.

Mit Dr. Ingo Friedrich war auch 
ein CSU-Europapolitiker aus den 
Anfangszeiten des Parlaments 
gekommen, begleitet von Marle-
ne Mortler, MdeP und dem aktu-
ellen Spitzenkandidaten der Regi-
on, Dr. Konrad Körner. Mit dabei 
auch die örtlichen Mandatsträ-
ger der CSU, wie Tobias Winkler, 
MdB sowie Petra Guttenberger, 
MdL und Werner Stieglitz, MdL. 
Der kürzlich als Nachfolger von 
Matthias Dießl gewählte Land-
rat des Landkreises Fürth, Bernd 
Obst, hatte sein Debüt beim 
Fürther Neujahrsempfang.

CSU-Kreisvorsitzender Thomas 
Winning nannte Manfred Weber 
bei seiner Begrüßung den „po-
litischen Kopf der christlich-de-
mokratischen und konservati-

ven Parteien in Europa“. In einer 
Zeit fundamentaler Veränderun-
gen seien Freiheit und Frieden, 
Rechtsstaatlichkeit und Demo-
kratie „ein großer Schatz in Eu-
ropa“, so Winkler im Rahmen ei-
nes Impulses. Weber, kürzlich er-
neut von der CSU zum landes-
weiten Spitzenkandidaten für die 
Europawahl nominiert, ergänzte. 
„Wir brauchen in Europa den Zu-
sammenhalt der demokratischen 
Mitte, um die Mehrheit nicht den 
Anti-Europäern und Radikalpo-
pulisten zu überlassen“. Eben 
deshalb sollten alle Demokraten 
am 9. Juni zur Wahl gehen.

„Wir brauchen einen  
europäischen Schutzschirm“

Angesichts der Weltlage müsse 
auch in Europa eine eigenständi-
ge Fähigkeit zur Verteidigung her-
gestellt werden. „Was hilft ein 
deutscher, polnischer oder litau-
ischer Raketenschutzschirm. Was 
wir brauchen ist ein europäischer 
Schutzschirm“. Weber plädier-
te zudem für mehr Handelsver-
träge mit demokratischen Staa-
ten und weniger mit Autokraten, 
und er würde gerne das geltende 
Einstimmigkeitsprinzip abschaf-
fen, um handlungsfähiger zu wer-
den. „Wir brauchen eine Führung 
aus der Mitte heraus und gegen 
Rechts- und Linksaußen“.

Mit Blick auf die „auch die Kom-
munen überfordernde“ Migrati-
on meinte Weber, auch stellver-
tretender Parteivorsitzender der 
CSU: „Ich will, dass an den euro-
päischen Außengrenzen die EU 
entscheidet, wer reinkommt und 
wer nicht. Das dürfen wir nicht 
den Schlepperbanden überlas-
sen“. Sehr nachdenklich sprach 
er von seinen Sorgen um die De-

Manfred Weber.  Bild: EVPFraktion

mokratie. Europa müsse auch in 
diesem Zusammenhang die Kraft 
dazu finden, der digitalen Welt 
einen Rahmen zu setzen, damit 
aufgrund häufig gezielter Falsch- 
meldungen die öffentliche Wahr-
nehmung nicht die Gesellschaft 
weiter spaltet.

Für Weber, Partei- und Frak-
tionsvorsitzender der Europä-
ischen Volkspartei (EVP), der 
größten und ältesten Fraktion im 
Europäischen Parlament, gelte 
bei der Europawahl: Mehr Sicher-
heit, dauerhafter Wohlstand und 
begrenzte Migration. „Stabilität 
in der politischen Mitte gibt es 
nur mit den europäischen Christ-
demokraten. Und klar ist auch: 
Wer Bayern will, muss CSU wäh-
len, da nur die CSU eine rein bay-
erische Liste hat“.  pmw

Bezirk Oberbayern:

Erinnerungskultur  
als theatrales Ereignis

Das Musical Villa Haar spielt sowohl im Jahr 2018 als auch in der 
Zeit der NS-Diktatur: Als die 88-jährige Emma von Blumberg 2018 
Dr. Sarah Wülfing trifft, ahnen die beiden Frauen noch nicht, dass 
sie schicksalhaft seit 1943 miteinander verbunden sind. Dr. Wül-
fing ist zum Zeitpunkt des Treffens 51 Jahre alt. Sie kennt das Ster-
ben in den ehemaligen Hungerhäusern der damaligen Heil- und 
Pflegeanstalt Haar nur schemenhaft aus Erzählungen. Während 
der NS-Zeit war der Psychiater Dr. Hermann Pfanngiesser ärztli-
cher Direktor der Anstalt. Pfanngiesser hatte wiederum eine Be-
ziehung zu Maria Gwandl – verantwortliche Krankenschwester 
und Wülfings Großmutter.

Emma von Blumberg hinge-
gen erinnert sich traumatisch an 
ihre Zeit als Patientin in der Heil- 
und Pflegeanstalt: an den Tod 
ihrer kleinen Freundinnen und 
Freunde, die bizarren, grotesken 
Taten jener „vier Wahnsinnigen“ 
– vier Pfleger, die sich unter An-
leitung der verantwortlichen 
Krankenschwester Gwandl dem 
Regime anbiederten. In Emmas 
Erinnerung verankert ist aber 
auch der Beginn ihrer großen 
Liebe zu ihrem späteren Ehe-
mann Falk von Blumberg und ihr 
gemeinsames Überleben.

Erinnerungskultur  
und Unterhaltung

„Uns geht es darum, den Op-
fern der mörderischen NS-Dik-
tatur ein Denkmal zu setzen. 
Wir geben ihnen ein Gesicht“, 
erzählt der Intendant des Klei-
nen Theaters Haar, Matthias 
Riedel-Rüppel, der das Stück 
auch produziert hat. Villa Haar 
schaffe den Spagat zwischen Er-
innerungskultur und Unterhal-
tung. Es gelinge erstmals über 
das Genre Musical als populä-
res theatrales Ereignis hinaus ei-

ne generationenübergreifende 
Aufmerksamkeit für die Histo-
rie des Nationalsozialismus und 
dessen beispiellosen Zivilisati-
onsbruch zu erzeugen.

Für das schwierige Thema ste-
hen im Kleinen Theater Haar her- 

ausragende Akteurinnen und 
Akteure aus Deutschland und 
Österreich auf der Bühne. „Wir 
haben die Aufgabe zu erinnern, 
Geschichte für die Nachwelt zu 
erhalten und so zu erzählen, 
dass hingehört und nichts ver-
gessen wird,“ ist sich Intendant 
Riedel-Rüppel sicher. „Dieses 
wird uns mit der Villa Haar ge-
lingen.“

Infos und Tickets

Tickets gibt es an allen be-
kannten Vorverkaufsstellen und 
unter www.reservix.de. Wei-
tere Informationen: www.villa-
haar-musical.de.  r

Ursula (Larissa-Mariell Hoffmann) und Falk von Blumberg (Jens  
Emmert). Bild: Bezirk Oberbayern

Landkreis Amberg-Sulzbach:

Instrumentenlehrpfad für Hirschau
Nachhaltigkeitsrat will dieses Projekt und zwei weitere finanziell unterstützen

Welche Instrumente spielen in einem Blasorchester? Der Musikzug 
Hirschau will das Erklären und einen Instrumentenlehrpfad erstel-
len. Positiver Nebeneffekt, die Verantwortlichen wollen damit auch 
das Interesse an der Musik wecken. Rund 1.250 Euro soll die Gestal-
tung des Lehrpfads kosten. Finanzielle Unterstützung kommt dabei 
vom Landkreis Amberg-Sulzbach. Der Nachhaltigkeitsrat stimmte ei-
ner Förderung des Projekts zu. Auch für zwei weitere Projekte, einer 
Boulebahn und einem Anti-Mobbing-Projekt an einer Mittelschule, 
sollen Fördergelder des Landkreises fließen.

Die Leiterin der Geschäfts-
stelle „Leitbild des Landkrei-
ses Amberg-Sulzbach“, Katha-
rina Schenk, stellte dem Nach-
haltigkeitsrat die eingereichten 
Projekte im Detail vor. Im Zuge 
der Nachwuchswerbung will der 
Musikzug Hirschau einen Instru-
mentenlehrpfad kreieren: Hier-
zu werden Informationstafeln 
an den Laternen der Hirschauer 
Innenstadt angebracht. Auf die-
sen Tafeln sollen in einem Zeit-
raum von ein bis zwei Jahren un-
terschiedliche Instrumente ei-
nes Blasorchesters vorgestellt 
und mittels QR-Code auch hör-
bar gemacht werden. Diese Idee 
gefiel den Mitgliedern des Nach-
haltigkeitsrates, die einer Förde-
rung des Projekts in Höhe von 
1.000 Euro zustimmten – mit 

der Vorgabe, das Projekt idea-
lerweise nach Ablauf des Zeit-
raums in der Grundschule und 
Kindergärten zu verstetigen.

Zustimmung erfuhr auch das 
Projekt der Stadt Sulzbach-Ro-
senberg, am Stadtgraben un-
terhalb des Stadtturms eine 
Boulebahn zu errichten. Die 
Herzogstadt will damit einen 
generationen- und kulturüber-
greifenden Treffpunkt schaf-
fen und die Innenstadt nachhal-
tig beleben. Darüber hinaus will 
die Stadt auch einen Beitrag zur 
deutsch-französischen Partner-
schaft leisten, deren Ursprung 
im Altlandkreis Sulzbach-Ro-
senberg liegt. Nach dem Stadt-
rat stimmte nun auch der Nach-
haltigkeitsrat des Landkreises 
einstimmig für dieses Projekt. 

Zur Umsetzung unterstützt der 
Landkreis Amberg-Sulzbach das 
Vorhaben mit 2.000 Euro Förde-
rung.

Last but not least will sich der 
Nachhaltigkeitsrat für die Förde-
rung eines Anti-Mobbing-Pro-
jekts an der Mittelschule Auer-
bach samt Autorenlesung, Leh-
rerfortbildung und Lesenacht 
starkmachen. 

Leitbild-Homepage

Um dem Nachhaltigkeitsrat 
im Anschluss an die Projektent-
scheidungen einen Blick auf be-
reits abgeschlossene Projekte 
zu ermöglichen, stellte Schenk 
einen aktuellen Stand der Leit-
bild-Homepage vor. Im Mittel-
punkt standen dabei folgen-
de Projekte, von welchen sich 
der Nachhaltigkeitsrat beein-
druckt zeigte: „Naturlehrpfad 
in Elbart“ (Antragsteller: RV Ein-
tracht Elbart), „Der Natur auf 
der Spur“ (Antragsteller: Büche-
rei der evangelischen Kirchen-
gemeinde Auerbach) oder die 
„Inklusive Stadtführung“ – initi-
iert durch Regens Wagner.

Zum Abschluss erinnerte 
Schenk an die neue Förderperi-
ode. Bis 31. März können Kom-
munen, Vereine und Instituti-
onen neue Anträge stellen. Für 
die Vergabe von Fördergeldern 
ist entscheidend, dass die Maß-
nahme einen innovativen Cha-
rakter habe. „Es muss sich also 
um eine neue Idee handeln, die 
im Landkreis Amberg-Sulzbach 
so noch nicht durchgeführt wur-
de und auch noch nicht besteht. 
Zudem müssen die vorgeschla-
genen Projekte zur Umsetzung 
der im Leitbild verankerten Zie-
le beitragen“, so Schenk.

Informationen zur Förder-
richtlinie und das Bewerbungs-
formular finden Interessier-
te auf der Leitbild-Homepage 
www.deinezukunft-as.de.  r

Hier im Sulzbach-Rosenberger Stadtgraben soll die Boulebahn ent-
stehen. Der Landkreis Amberg-Sulzbach unterstützt dieses Projekt 
mit 2.000 Euro Förderung. Bild: Joachim Gebhardt

http://www.reservix.de
http://www.villahaar-musical.de
http://www.villahaar-musical.de
http://www.deinezukunft-as.de
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Vorschau auf GZ 4
In unserer Ausgabe Nr. 4/2024, die am 15. Februar 2024  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT, E-Government, Breitband, Mobilfunk
• Arbeitsplatz Kommune
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung,  

Facility Management
• Schulungen für Kommunalpolitiker  

und kommunale Angestellte 

 Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung Kommunale 

Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

KommunalfahrzeugeAltersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

 Kommunalfi nanzierung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Länderfahnen

Gemeindefahnen

Maste

Bekleidung

uvm.

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Teichrett ung

WENIGER ALGEN.
INTAKTE GEWÄSSER.

WIR MACHEN DAS!

WWW.MIKROBIOM-LAB.DE

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

Initiative Familien e.V.: 

Kostenfreies Mittagessen  
in Schulen und Kitas

In Schweden ist es schon seit den 1970er Jahren selbstverständlich, 
dass alle Kinder zwischen sieben und 16 Jahren ein kostenloses und 
nährstoffreiches Mittagessen in den Schulen bekommen, unabhän-
gig vom Einkommen der Eltern. Das gibt das schwedische Schulge-
setz vor. Finanziert wird das Essen aus Steuergeldern.

Im Gegensatz dazu wird das 
Schulessen und das Essen in den 
Kinderbetreuungseinrichtun-
gen in Deutschland mit dersel-
ben Mehrwertsteuer belastet wie 
das kommerzielle Essen in Restau-
rants. Mit dem Ende der gesenk-
ten Mehrwertsteuer für Speisen 
in der Gastronomie droht daher 
eine weitere Verschärfung der 
Notsituation vieler Kinder.

Initiative Familien fordert des-
halb die Regierung auf, die Schul- 
und Kitaverpflegung kostenlos zu 
stellen. „Auch in Deutschland ist 
es möglich, dass jedes Kind kos-
tenlos ein gesundes Mittagessen 
bekommt, wenn die Prioritäten 
entsprechend gesetzt werden“, 
sagt Katrin Lena Greiner, Vor-
stand der Initiative Familien e.V. 
„Vor dem Hintergrund des anste-
henden Wegfalls der Mehrwert-
steuersenkung fordern wir die Po-
litik nun auf, einen ersten Schritt 
in diese Richtung zu unterneh-

men und die Verpflegung in Schu-
len und Kitas  zumindest von der 
Mehrwertsteuer ganz zu befreien 
statt sie wieder auf 19 Prozent an-
zuheben“, so Greiner weiter.

Alarmierende Zeichen

„Dass in diesem Bereich gar 
nichts passiert, ist schlicht nicht 
nachvollziehbar“, meint auch 
Bernhard Alberts, ebenfalls Vor-
stand der Initiative. „Immer häu-
figer wird beobachtet, dass sich 
Geschwisterkinder in der Schul-
kantine ein Essen teilen. Die Zahl 
der Kinder, die sich ganz vom Es-

sen abmelden, steigt.“ Initiative 
Familien ist irritiert darüber, dass 
diese alarmierenden Zeichen ig-
noriert werden.

„Es gibt keine bessere Investi-
tion in unsere Zukunft und auch 
nicht in unsere Wirtschaft als 
die Investition in unsere Kinder“, 
meint Alberts, „daher sollte es 
überhaupt keine Frage sein und 
zum gesellschaftlichen Konsens 
gehören, in die Bildung unserer 
Kinder zu investieren. Dazu ge-
hört selbstverständlich auch eine 
gesunde Ernährung.“

Befreiung aufwändig

Für ein warmes Mittagessen in 
Gemeinschaftseinrichtungen wie 
Schule und Kita sind mittlerwei-
le 5,00 Euro nicht ungewöhnlich. 
Für viele Familien ein enormer 
Kostenpunkt. Zwar gibt es über 
das Bildungs- und Teilhabepaket 
(gem. §28 Abs. 6 SGB II) die Mög-
lichkeit, finanzielle Unterstützung 
zu beantragen. Die Wege zur För-
derung regelt in der Praxis jedoch 
jede Kommune anders, häufig 
bürokratisch aufwändig. Die Kos-
ten werden oft erst nach langer 
Bearbeitungszeit erstattet. Finan-
ziell belastete Familien müssten 
in Vorkasse gehen – das ist häufig 
schlichtweg realitätsfern.

Vorbild Schweden

„Kostenloses Mittagessen für 
alle Kinder und Jugendlichen ist 
möglich, das sehen wir in Schwe-
den“, so Greiner. Damit wird es 
Kindern und Familien erspart, für 
dieses Grundbedürfnis aufwän-
dige Anträge zu stellen und es ist 
nicht von den finanziellen Voraus-
setzungen der Familie abhängig, 
ob ein Kind ein warmes Mittages-
sen am Tag zu sich nehmen kann.“ 
Kinder dürfen auf keinen Fall die 
Leidtragenden von Sparmaßnah-
men werden, so die Initiative.  r

Web-Seminarreihen für Kita- und Schulträger: 

Beschaffung von Verpflegung
Mit einem erweiterten Seminar-Angebot zum Beschaffungsmanage-
ment von Kita- und Schulverpflegung startet das Nationale Quali-
tätszentrum für Ernährung in Kita und Schule (NQZ) ins neue Jahr. 
Angesprochen ist die gesamte bundesweite Trägerlandschaft: öf-
fentliche Schulträger, freie Träger der Ganztagsbetreuung sowie öf-
fentliche und freie Kitaträger. Eingeladen sind zudem alle, die mit 
dem Vertragsmanagement im Anschluss an den Vergabeprozess be-
traut sind. Das erste Web-Seminar startet am 26. Februar 2024. 

Die beiden Web-Seminarrei-
hen „Beschaffung von Kitaver-
pflegung“ und „Beschaffung von 
Schulverpflegung“ rücken die He-
rausforderungen in den Mittel-
punkt, vor denen Träger bei der 
Beschaffung von Verpflegungs-

leistungen stehen: Öffentliche 
Auftraggeber, wie Gemeinden 
und Kommunen, sind an verga-
berechtliche Vorschriften gebun-
den und setzen den Rahmen für 
Qualität und Akzeptanz des Spei-
senangebotes. Zusätzlich müssen 
Anforderungen wie beispielswei-
se steigende Kosten oder Aspek-
te der Nachhaltigkeit berücksich-
tigt werden. Wie sich dieser Pro-
zess optimal gestalten lässt, ist 
Inhalt der Web-Seminarreihen.

Infos und Anmeldung

Alle Termine und die Möglich-
keit zur Anmeldung gibt es un-
ter https://www.nqz.de/ser-
vice/e-learning-angebot r

Bayerische Wahlergebnisse
Die Bürger von Sinzing bei Regensburg haben einen neuen Bür-
germeister gewählt. Mit einer hauchdünnen Mehrheit von fünf 
Stimmen setzte sich der CSU-Kandidat Martin Brix gegen Thomas 
Schwindl von den Freien Wählern durch. Brix kam auf 50,1 Pro-
zent, Schwindl auf 49,9 Prozent. Der bisherige Bürgermeister Patrick 
Grossmann war nach 15 Jahren im Amt für die CSU in den Landtag 
eingezogen. Die Wahlbeteiligung lag bei 59,3 Prozent.

Max Singer von den Überpar-
teilichen Wählern ist neuer Rat-
hauschef in Bad Feilnbach. Er er-
hielt 56,6 Prozent der Stimmen, 
während der amtierende Bürger-
meister Anton Wallner von der 
CSU 43,4 Prozent erzielte. Wahl-
beteiligung: 58,3 Prozent.

Neues Stadtoberhaupt in Sulz-
bach-Rosenberg ist Stefan Frank 
(CSU). Er siegte mit 51,2 Prozent 
der abgegebenen Stimmen. Der 
amtierende Bürgermeister Mi-
chael Göth von der SPD verein-
te 48,8 Prozent auf sich. Mit sei-
ner Abwahl geht eine Ära in der 
oberpfälzischen Stadt zu Ende, 
denn seit Jahrzehnten hatte die 
SPD den Chefsessel im Rathaus 
inne. Die Wahlbeteiligung betrug 
46,1 Prozent.

Markus Krebs (FW) ist neu-
er Rathauschef in Sulzbach am 
Main. Für den 36-jährigen stimm-
ten 78,8 Prozent der Wähler. Der 
CSU-Mitbewerber Meik Schulz 
erreichte 21,2 Prozent. Die Wahl-
beteiligung lag bei 60,7 Prozent.

Mit 95,7 Prozent der Stim-
men ist Max Boneberger als ein-
ziger Kandidat zum Bürgermeis-
ter der Marktgemeinde Altus-
ried im Allgäu gewählt worden. 
CSU und Freie Wähler hatten den 
parteilosen 41-jährigen Rohrdor-
fer gemeinsam aufgestellt. Er 
folgt Amtsinhaber Joachim Kon-
rad (CSU), der in den Landtag ge-
wählt wurde. Wahlbeteiligung: 
39,5 Prozent.

Bei der Stichwahl in der Ge-
meinde Kochel am See holte Jens 

Müller (Unabhängige Wählerge-
meinschaft Kochel/UWK) einen 
ungefährdeten Sieg. Der Gemein-
derat landete mit 60,2 Prozent 
der Stimmen deutlich vor seiner 
Mitbewerberin Rosemarie Mark-
steiner (Mitte), die auf 39,8 Pro-
zent kam. Wahlbeteiligung: 53,8 
Prozent.

Im zweiten Wahlgang hat es 
Eva Treu geschafft: Bei den Land-
ratswahlen in Neu-Ulm entschied 
die 31-Jährige CSU-Kandidatin 
die Stichwahl mit 67,1 Prozent 
der Stimmen deutlich für sich. 
Ihr Kontrahent Joachim Eisenkolb 
von den Freien Wählern erreich-
te 32,9 Prozent. Die Wahlbetei-
ligung betrug magere 28,2 Pro-
zent.  DK

Eva Treu.  Bild: LRA Neu-Ulm

https://www.nqz.de/service/e-learning-angebot
https://www.nqz.de/service/e-learning-angebot

